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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

Skriptum – Studentische Onlinezeitschrift  für  Geschichte  und Geschichtsdidaktik kann  seit  dem

erstmaligen  Erscheinen  im  Mai  2011  auf  nun  fast  vier  Jahre  erfolgreiches  Publizieren,  auf

Entwicklungsprozesse inhaltlicher wie technischer Art und auch – zugegebenermaßen – auf gewisse

Schwierigkeiten im redaktionellen Zeitplan zurückblicken. Die Herausgeber sind mit ihrer Tätigkeit

an der Akademie der Wissenschaften und der  Literatur  Mainz  (ADW) vollends im Berufsleben

angekommen, haben für das kommende Jahr bereits neue spannende Projekte ins Auge gefasst und

zeigen  nicht  nur  mit  Skriptum ehrenamtliches  Engagement.  Neues  erlebt  auch  Chefredakteurin

Katharina  Thielen,  die  im  Oktober  ihren  Master  im  Fach  Historisch  orientierte

Kulturwissenschaften an  der  Universität  des  Saarlandes  begonnen  hat  und  Skriptum  bald  mit

kulturwissenschaftlichen Beiträgen von Studierenden aus Saarbrücken bereichern wird. Aus diesen

Gründen  präsentiert  sich  Skriptum  4  (2014),  Heft  2  etwas  später  als  gewöhnlich,  stellt  dem

geneigten Leser jedoch pünktlich zur Adventszeit interessante Lektüre bereit – Weihnachtszeit ist

schließlich Lesezeit.

Die Weihnachtsausgabe beginnt mit einem Einblick in das weite Feld des Geschichtsmarketings.

Das  Geschichtsbüro  Reder,  Roeseling  &  Prüfer in  Köln  versteht  sich  als  Dienstleister  für

Angewandte Geschichte und befindet  sich damit  an der  Schnittstelle  zwischen alteingesessenen

geschichtswissenschaftlichen Standards und modernen Kommunikationsverfahren. Im Blick in die

Historikerwerkstatt berichtet  die  Projektleiterin  Dr.  Thekla  Keuck von  den  weitreichenden

Tätigkeiten des Geschichtsbüros im Auftrag verschiedener Wirtschaftsunternehmen oder als Berater

für  Archivkonzeptionen.  Vor dem Hintergrund einer  möglichst  objektiven Darstellung,  liegt  die

Herausforderung  vor  allem  in  der  Anpassungsfähigkeit  an  die  Wünsche  der  jeweiligen

Auftraggeber, für welche das Produkt stets auch eine Selbstreflexion durch Geschichte darstellt. Mit

anderen  Worten:  Die  Rezeption  der  eigenen  Vergangenheit  dient  der  Identitätsbildung  eines

Unternehmens  in  der  Gegenwart  und  hat  Auswirkungen  auf  seine  zukünftige  Entwicklung.  In

diesem  Sinne  machen  Geschichtsbüros  Geschichte  nicht  nur  nutzbar,  sondern  tragen  zu  einer

eigenständigen  Form  praktischer  Geschichtskultur  bei,  welche  heutzutage  mehr  und  mehr  an

Bedeutung gewinnt und die Arbeit von Geschichtsbüros in Zukunft bestärken wird.

Ebenfalls anwendungsorientiert ist der darauffolgende Beitrag von Annika Jücker. Mit Paneuropa

– eine utopische Europaidee? liefert sie einen Unterrichtsentwurf, dessen praktischer Einsatz im

Leistungskurs Geschichte eine Sensibilisierung für die Europaideen des 20. Jahrhundert verspricht.

Als Exempel wird das in den Paneuropa-Konzept von Richard N. Coudenhove-Kalergi vorgestellt,
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wobei  die  quellengestützte  Auseinandersetzung für  die  Lehrer  eine  spannende  Möglichkeit  der

Unterrichtsgestaltung darstellt und darüber hinaus auf Seiten der Schüler ein kritischer Umgang mit

der heute selbstverständlich erscheinenden EU evoziert werden kann.

Ob Homosexualität  in der heutigen Gesellschaft als  Selbstverständlichkeit betrachtet  wird,  kann

noch immer nicht mit Sicherheit bejaht werden. In den 70er Jahren jedenfalls wird sie als  Keine

Krankheit  im üblichen  Sinne betrachtet  –  wie  Tobias  Jakobi in  seinem gleichnamigen  Beitrag

eindrucksvoll  zeigt.  Die  quellenkritische  Auseinandersetzung  mit  Drucksachen  und

Plenarprotokollen erhellt die Perspektive des Bundestages in der Diskussion um Pornographie und

die Krankhaftigkeit von Homosexualität und gibt einen Einblick in den Umgang der Bundeswehr

mit Homosexualität sowie Anhaltspunkte zur Geschichte der Verfolgung Homosexueller während

des sogenannten Dritten Reiches. Dem Autor zufolge kam es seit den 1970er Jahren zwar zu einer

allmählichen Entkriminalisierung  bzw.  Entpathologisierung  von  Homosexualität,  eine

‚Normalisierung‘ fand jedoch nicht statt.

Auch die  zweite  Seminararbeit  ist  im Bereich der  gender history angesiedelt.  Der  Beitrag  Die

Selbstverortung  des  Essener  Damenkapitels  im  Rahmen  der  landständischen  Verfassung  im

Landesgrundvergleich  des  Essener  Stiftes  vom  1.  September  1794 deckt  anhand  des  Essener

Landesgrundvergleichs,  der  einen  Rechtsstreit  zwischen  den Landständen und der  sog.  Fürstin-

Äbtissin Maria Kunigunde von Sachsen beilegen sollte, das Selbstverständnis des Damenkapitels

am Ende des Alten Reichs auf.  Yannick Weber stellt heraus, wie es es den Chordamen mit der

Aushandlung  des  verfassungsähnlichen  Vertrages  gelang,  ihre  Selbstsicht  als  erster  Landstand,

Repräsentant  des  Stiftes  und  alleiniger  Wahlkorpus  gegenüber  den  anderen  Ständen,  dem

männlichen  Kanoniker-Kapitel  und  der  Fürstin-Äbtissin  zu  behaupten  und  damit  ein

beeindruckendes Beispiel weiblicher Emanzipation in der Frühen Neuzeit zu statuieren.

Anlässlich des laufenden Gedenkjahres zum Ersten Weltkrieg bildet das Essay Mobilisierung des

amerikanischen  Volks  zum  Eintritt  in  den  Ersten  Weltkrieg  mithilfe  von  Bildpropaganda von

Simone Stiehl den Abschluss der achten Ausgabe von Skriptum. Die Autorin befasst sich mit der

brisanten Frage, wie es der US-Regierung unter Präsident Woodrow Wilson 1917 gelingen konnte,

eine  multikulturelle  Bevölkerung von  der  Notwendigkeit  eines  amerikanischen  Eintritts  in  den

Ersten Weltkrieg zu überzeugen. Anhand einer ikonographischen Analyse dreier Propagandaplakate

dekonstruiert  sie  die  gängigen  Bildmotivik  und  stellt  die  Bedeutung  staatlicher

Propagandamaßnahmen für die Beantwortung der eingangs gestellten Frage heraus.

Wir wünschen Ihnen besinnliche Festtage 2014 und einen guten Start ins neue Jahr,

Katharina Thielen,

Saarbrücken, den 21. Dezember 2014
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Blick in die Historikerwerkstatt: „Aus Geschichten Geschichte 
machen“ – Vom Beruf des historischen Dienstleiters

Thekla Keuck, Geschichtsbüro Reder, Roeseling & Prüfer, Köln

Zusammenfassung

Das Geschichtsbüro Reder, Roeseling & Prüfer, Köln versteht sich als historischer Dienstleister für
Angewandte  Geschichte.  Im  Spannungsfeld  zwischen  den  Wissensstandards  akademischer
Geschichtswissenschaft  und  den  Kommunikationsverfahren  von  Marketingagenturen  ist  es  das
Hauptziel der Agentur, Geschichte nutzbar zu machen. Vor dem Selbstverständnis der Angewandten
Geschichte als eigenständige Wissens- und Kommunikationsform erarbeitet das Geschichtsbüro vor
allem  im  Auftrag  von  Wirtschaftsunternehmen  historische  Darstellungen  der
Unternehmensgeschichte  in  medialer  Form  (Bücher,  Broschüren,  Zeitschriften,  Film-  und
Audioaufnahmen sowie Webinhalte) und dient als Berater für Archivkonzeptionen. Jedes Produkt
unterscheidet  sich  in  Perspektive,  Zweck,  Ziel,  Sprache  und  Gestaltung.  Dabei  zeichnet  alle
Erzeugnisse  die  Selbstreflexion  der  Geschichte  eines  Kunden  durch  Geschichte aus.  Dieser
Doppelcharakter  macht  die  Angewandte  Geschichte  zu  einer  eigenständigen  Form  praktischer
Geschichtskultur.  Die  Rezeption  der  eigenen  Vergangenheit  dient  der  Identitätsbildung  eines
Unternehmens in der Gegenwart und hat Auswirkungen auf seine zukünftige Entwicklung. Dass
heute immer mehr Wirtschaftsunternehmen an der historischen Reflexion interessiert sind, wird am
Erfolg  des  Geschichtsbüros  deutlich  und  bestätigt  zugleich  die  Bedeutung  von  Angewandter
Geschichte für die gegenwärtige und künftige Gesellschaft.

Abstract

The Geschichtsbüro Reder, Roeseling & Prüfer, Cologne sees itself as a service provider for applied
history.  Between  the  poles  of  historical  scholarship’s  standards  for  knowledge  and  the
communicational  procedures  of  marketing agencies,  the Geschichtsbüro’s  main goal  is  to make
history  serviceable.  Understanding  applied  history  as  an  independent  form  of  knowledge  and
communication, the Geschichtsbüro mainly compiles historical accounts of corporate history for
business  organizations  and  provides  advice  for  the  creation  and  maintenance  of  archives.  The
historical  accounts  are presented in different  media formats such as books,  leaflets,  magazines,
movies,  audio  files,  and  online  content.  Each media  product  differs  in  perspective,  purpose,
objective,  language,  and  design.  The  products  distinguish  the  client’s  historical  self-reflection
through history.  This  dual  nature  elevates  applied history to  an  independent  form of  historical
culture in practice. Engaging in in-house history aides in the formation of corporate identity in the
present,  and  influences  future  developments.  The  Geschichtsbüro’s  success  emphasizes  that  an
increasing number of business organizations are showing an interest in historical reflection, and
confirms the relevance of applied history in today’s as well as tomorrow’s business culture.
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„Nichts ist so spannend wie Ihre Geschichte!“

Mit  diesem  Claim  wirbt  das  Geschichtsbüro  Reder,  Roeseling  &  Prüfer  um  Kunden.  Wir

recherchieren,  schreiben,  gestalten  und  produzieren  Firmen-  und  Verbandsgeschichten.  Dabei

verbinden  wir  wissenschaftliche  und  sprachliche  Kompetenz  mit  einer  ansprechenden  und

modernen Gestaltung, um verständliche,  spannende und unterhaltsame Geschichten zu erzählen.

Mit  unseren  Büchern  unterstützen  wir  die  Unternehmenskommunikation  unserer  Kunden  und

beraten  sie  bei  der  Nutzung  ihrer  Geschichte.  Mit  inzwischen  mehr  als  150  Firmen-  und

Verbandsgeschichten  zählt  das  Geschichtsbüro  Reder,  Roeseling  &  Prüfer  zu  den  führenden

historischen Dienstleistern im deutschsprachigen Raum.

Gegründet  wurde  das  Geschichtsbüro  1999  von  Dirk  Reder  und  Severin  Roeseling  in  einem

mexikanischen Restaurant im Kölner Westbahnhof. Die Beiden hatten zusammen an der Universität

zu Köln Mittlere und Neuere Geschichte studiert.  2001 stieß ihr Studienkollege Thomas Prüfer

dazu, der viele Jahre journalistisch für die Deutsche Welle gearbeitet hatte. Der erste große Auftrag

kam vom IBENA Textilwerk Beckmann mit Sitz in Bocholt und Rhede: eine Publikation zum 175.

Firmenjubiläum. Andere Kunden waren Rodenstock, Kali & Salz, ARAG und Melitta. Zum 90-

jährigen  Jubiläum  von  BRAUN  recherchierte  und  schrieb  das  Geschichtsbüro  eine

Unternehmensgeschichte, erschienen im hauseigenen Verlag. „Das Buch ist als kulturelles Artefakt

von hohem Wert  und Nachhaltigkeit  immer noch unschlagbar,  gerade für Unternehmen“, betont

Dirk Reder im Gespräch mit Jürgen Bräunlein für einen Beitrag in der Zeitschrift „Das Archiv“

über  History Marketing  als  neues  Arbeitsfeld  für  Historiker.1 15  Jahre  nach  dem Abend  beim

Mexikaner beschäftigen die Firmeninhaber ein erfahrenes Team fester und freier Mitarbeiter: drei

Projektleiterinnen,  einen  Vertriebsassistenten,  einen  Produktioner,  drei  Studentische  Hilfskräfte,

eine  Buchhalterin  sowie rund  15 freiberufliche  Historiker  als  Autoren,  die  meisten promoviert.

Hinzu  kommen  zahlreiche  Kooperationspartner  wie  Grafiker,  Übersetzer,  Lektoren,

Mediendesigner, Fotografen, Eventmanager und Drucker.

Agentur für Angewandte Geschichte

Als Agentur für Angewandte Geschichte sorgt das Geschichtsbüro dafür, dass Geschichte nicht im

Archiv  verstaubt,  sondern  lebendig  wird.  Als  Historiker  erforschen  wir  die  Geschichte  unserer

Kunden wissenschaftlich genau und vor dem Hintergrund der Zeit- und Branchenentwicklung. Als

journalistisch  geschulte  und  erfahrene  Autoren  schreiben  wir  Texte,  die  sowohl  der

Fließbandarbeiter als auch der Vorstandsvorsitzende eines börsennotierten Unternehmens mit Spaß

1 http://www.geschichtsbuero.de/wp-content/uploads/2013/08/DAS-ARCHIV_Zukunft-braucht-Herkunft.pdf

7



und Interesse lesen. Dabei sind wir ein Wirtschaftsunternehmen: Wir produzieren und handeln mit

Geschichten.  Wir sind historische Dienstleister und betreiben Angewandte Geschichte.  Zugleich

geht  es  um  mehr  als  die  ökonomische  Verwertung  historischen  Wissens.  Unser  Ziel  ist  es,

Geschichte nutzbar zu machen. Unser Anspruch: die Geschichtsschreibung aus dem akademischen

Elfenbeinturm herauszuholen und sie einem breiten Publikum zugänglich zu machen. Dabei setzen

wir auf eine Kombination von wissenschaftlicher Forschung, literarisch populärer Darstellung und

grafisch anspruchsvoller Gestaltung.

Was wir betreiben ist Angewandte Geschichte.2 Dahinter steht die Überzeugung, dass Geschichte

mehr  ist  als  geschichtswissenschaftliche  Grundlagenforschung.  Als  Geschichtskultur  ist  sie

wesentlicher  Bestandteil  des  gesellschaftlichen  Lebens:  Die  Menschen  erleben  Geschichte  in

Museen, in Ausstellungen, im Fernsehen, im Kino, in Videospielen, im Internet oder in populären

Büchern.  Für diese Formen von Geschichtsvermittlung gibt  es  eine Nachfrage und damit  einen

Geschichtsmarkt,  auf  dem sich  unterschiedliche  Anbieter  tummeln.  Die  Spannbreite  reicht  von

Universitätsprofessoren  über  Geschichtsjournalisten  bis  hin  zu  Marketingagenturen  und

historischen Dienstleistungsanbietern wie dem Geschichtsbüro Reder, Roeseling & Prüfer.

Als  Agentur  für  Angewandte  Geschichte  bewegt  sich  das  Geschichtsbüro  im  Spannungsfeld

zwischen  den  Wissensstandards  akademischer  Geschichtswissenschaft  und  den

Kommunikationsverfahren von Marketingagenturen.  Unsere  Geschichtsschreibung ist  weder  das

eine noch das andere. Wir arbeiten wie eine Agentur, sind jedoch davon überzeugt, dass nicht die

Verpackung,  sondern  der  Inhalt  die  Botschaft  ist.  Wir  benutzen  geschichtswissenschaftliche

Verfahren  und  Erkenntnisse,  sehen  diese  aber  nicht  als  Selbstzweck,  sondern  als  Grundlage

glaubwürdiger Geschichtsdarstellungen für ein breites Publikum. Angewandte Geschichte ist eine

eigenständige Wissens- und Kommunikationsform. Das Wissen der Angewandten Geschichte ist im

Unterschied zum akademischen praktisch.  Es folgt  nicht  theoretischen Fragestellungen,  sondern

geht von der  Wirkung aus,  die es erzielen will.  Die kommunikative Wirkung der Angewandten

Geschichte wiederum ist im Unterschied zu der von Marketingkampagnen im Wissen verwurzelt.

Die  Angewandte  Geschichte  macht  Geschichte  im  doppelten  Sinne,  denn  sie  wirkt  auf  ihren

Gegenstand ein, indem sie dessen Geschichte schreibt. So ist die Jubiläumsschrift ein Moment der

Selbstreflexion  eines  Unternehmens  oder  Verbandes.  Sie  verändert  die  Wahrnehmung  des

Unternehmens von außen mit Auswirkungen auf die zukünftige Entwicklung.

2 Vgl.  Obermüller,  Gerhard/Prüfer,  Thomas:  Aus  Geschichten  Geschäfte  machen.  Kleine  Pragmatik  des
Historischen,  in:  Nießer,  Jacqueline/Tomann,  Juliane  (Hrsg.):  Angewandte  Geschichte.  Neue  Perspektiven  auf
Geschichte in der Öffentlichkeit, Paderborn, München, Wien, Zürich 2014, S. 77–96.
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Populärwissenschaftliche Geschichtsvermittlung 

Als  Agentur  unterstützen  wir  unsere  Kunden  mit  unseren  Produkten  bei  der  Vermittlung  ihrer

zentralen Kommunikationsbotschaften. Gemeinsam mit den Kunden suchen wir die beste mediale

Präsentationsform für  deren  Geschichte –  als  repräsentatives  Buch,  kurzweilige  Broschüre  oder

unterhaltsame  Zeitschrift.  Wir  machen  aus  Geschichte  spannende  Filme  oder  interessante

Ausstellungen, wir produzieren Hörbücher, eBooks oder Internet-Content. Dabei zeichnet sich jedes

Produkt durch Perspektive, Zweck, Ziele, Sprache und Gestaltung aus.

Wir nehmen den Standpunkt des Unternehmens ein, versuchen dessen subjektive Sicht zu verstehen

und in  eine individuelle  Geschichte  umzusetzen,  ohne dabei  die  Objektivität  wissenschaftlicher

Verfahren aufzugeben.  Wir  gehen,  wenn man so will,  auf  Halbdistanz,  die  sich nicht  mit  dem

Unternehmen identifiziert,  es  aber  auch nicht  von außen betrachtet,  sondern mit  Empathie.  Wir

begreifen das Unternehmen nicht als Objekt der Geschichtsschreibung, sondern als Subjekt seiner

Geschichte.  Wir  rekonstruieren  die  Geschichte  nicht  von  ihren  Anfängen  her  und  folgen  jeder

Verästelung, sondern wir fragen, wie das heutige Unternehmen entstanden ist.

Unsere Unternehmensgeschichten verfolgen eine Reihe von praktischen Zielen: Dazu gehören die

Bildung  von  Identität,  die  Sicherung  und  Vermittlung  historischen  Wissens,  die  Pflege  der

Reputation,  das  Einschreiben  in  die  Geschichte  von  Branche  oder  Region,  vor  allem aber  die

Schaffung von Vertrauen.  Diese Wirkung entfaltet  die  Geschichte nur,  wenn sie wahrhaftig ist.

Wahrhaftigkeit entsteht durch eine lebendige und authentische Erzählung, deren Glaubwürdigkeit

auf  dem  offenen  Umgang  des  Unternehmens  mit  seiner  Geschichte  beruht.  Das  gilt  auch  für

kritische  Themen  wie  Gründungs-  und  andere  Mythen,  die  NS-Zeit  oder  die  Schilderung  der

Gegenwart.

Um diese Ziele zu erreichen, bedient sich das Geschichtsbüro einer allgemein verständlichen und

lebendigen  Sprache  und  meidet  Theorie  und  Fachjargon.  Verständlichkeit,  die  aus  Verstehen

resultiert, steht an oberster Stelle. Diesem Ziel dient auch die ansprechende Gestaltung der Bücher,

die den  Text  unterstützt,  aber  darüber  hinaus  auch einen  eigenen  Wert  bekommt.  Nur so kann

historisches Wissen wirksam werden.

Wissenschaft trifft Praxis

Angewandte Geschichte unterscheidet sich nicht nur in Perspektive, Zweck, Zielen und Sprache

von der akademischen Geschichtsschreibung auf der einen und Marketingagenturen auf der anderen

Seite,  sondern  auch  durch  ihre  Arbeitsweise.  Ihr  Ziel  ist  ein  „guter  Text“.  Er  basiert  auf

wissenschaftlicher  Redlichkeit  sowie  auf  Kundennähe.  Unsere  Teamarbeit  zielt  durch  ständige
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Absprachen  und  einen  intensiven  Textüberarbeitungsprozess  auf  den  guten  Text  mit  einem

möglichst ökonomischen Zeitaufwand. Der Text entsteht aus der Zusammenarbeit von Autor und

Redakteuren, am Ende oft noch beeinflusst durch Hinweise und Änderungswünsche des Kunden.

Die Grundlage für einen guten Text ist hartnäckige Suche nach und gründliche Auswertung der

Quellen,  Nutzung  der  einschlägigen  Fachliteratur,  kritische  Haltung  zu  älteren

Geschichtsüberlieferungen  aus  dem  Unternehmen,  Aufgreifen  von  Fragen  der  modernen

Unternehmensgeschichtsschreibung, Einbettung der Unternehmensgeschichte in die Branche, die

Region, die Wirtschaft, Nachprüfbarkeit für den Kunden durch Belege beziehungsweise Endnoten

im Manuskript.

Ein „typischer“ Arbeitstag

Im  Geschichtsbüro  gibt  es  verschiedene  Berufsfelder.  Wir  arbeiten  als  Rechercheure,  Autoren,

Redakteure,  Coacher,  Marketingexperten,  Akquisiteure,  Personal-,  Kommunikations-  und

Eventmanager.  Die  Spannbreite  unserer  Aufgaben  hat  einen  gemeinsamen  Nenner:  Wir  sind

ausgebildete Historiker. Exemplarisch für den Werdegang einer Projektleiterin im Geschichtsbüros

mag meine Biografie stehen: Ich bin promovierte Historikerin mit Schwerpunkt deutsch-jüdische

Geschichte  in  der  Neuzeit.  Seit  sechs  Jahren  arbeite  ich  im Geschichtsbüro,  zunächst  als  freie

Autorin,  seit  2009 als fest  angestellte Projektleiterin.  Als Projektleiterin bin ich in wechselnden

Teams verantwortlich für  Projektplanung und -koordination, die Vertretung des Geschichtsbüros

gegenüber  den  Kunden,  Briefing  und  Unterstützung  der  Autoren,  Konzeptentwicklung,

Textredaktion, Bildauswahl, Koordination von Übersetzung und Layout, Abstimmung mit Kunden,

Begleitung der Produktion bis zur Drucklegung,  Budgetkontrolle,  Cross-Selling und After  Sales

Services. Außerdem bin ich für das Autorenrekrutierung zuständig und betreue die Bibliothek des

Geschichtsbüros.

Den  typischen  Arbeitstag  gibt  es  nicht.  Dass  jeder  Tag  anders  ist,  macht  die  Arbeit  im

Geschichtsbüro so spannend.  Da unsere Kunden sich über  das gesamte Bundesgebiet  verteilen,

reisen wir kreuz und quer durch die Republik: von Cottbus nach Saarbrücken, von Memmingen

nach Hamburg. Neben bekannten Markenunternehmen zählen die Hidden Champions zu unseren

Kunden,  also  jene  mittelständischen Unternehmen,  die  in  Nischensegmenten  Europa-  oder

Weltmarktführer sind. Oft liegen die Firmensitze – historisch begründet – in der deutschen Provinz.

Ortschaften, von deren Existenz wir niemals etwas erfahren hätten, bilden für ein Jahr – solange

dauert  ein  „typisches“  Geschichtsbüro-Projekt  –  den  Mittelpunkt  unseres  historischen  Denkens.

Reisen wir nicht von West nach Ost oder von Süd nach Nord, sondern sitzen in unserem Büro im

Kölner Agnesviertel, besteht ein „typischer“ Arbeitstag zum großen Teil aus Kommunikation: mit
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Kollegen, Autoren, Grafikerin, Übersetzern und Kunden – per E-Mail oder Telefon. Ganz oben steht

außerdem das Lesen von Textbeiträgen aller Art: Buchkapitel, Artikel oder Ausstellungsbeiträge.

Das  Schreiben  oder  Lesen  von  einem  Strategiepaper  für  eine  interne  Besprechung  sowie  die

Vorbereitung der nächsten Recherchereise ins Bundesarchiv oder in ein anderes Archiv kommen

hinzu.  Wenn  eine  Ausschreibung  für  Autorenkollegen  läuft,  sichte  ich  die  eingehenden

Bewerbungen und führe gemeinsam mit einem Geschäftsführer die Gespräche. Für die Bibliothek

habe  ich  die  Neuerscheinungen  im  Blick:  Welche  Bücher  sind  für  neu  anlaufende  Projekte

interessant?  Welche  der  Neuerscheinungen  zum  Ersten  Weltkrieg  bieten  Erkenntnisse  für  den

Bereich  der  Wirtschafts-  und  Unternehmensgeschichte?  Außer  der  ständigen  Zeitnot  und  den

Versuchen,  die  Arbeit  sinnvoll  zu  strukturieren,  bleibt  die  Herausforderung,  mich  nicht  nur  im

Projektmanagement  stetig  weiterzubilden,  sondern  auch  als  Historikerin  auf  dem  aktuellen

Forschungsstand  zu  bleiben.  Oft  ist  dafür  nur  abends  oder  am  Wochenende  Zeit.  Neben  dem

Einhalten  von  Deadlines,  Teambesprechungen  und  der  Kundenbetreuung  bedeutet  Arbeiten  im

Geschichtsbüro für mich auch konstruktive Gespräche, Wissensaustausch, Geschichtsvermittlung,

innovative Ansätze im Bereich der Angewandten Geschichte, kreative Buchgestaltung und Spaß an

der gemeinsamen Arbeiten.

Von A wie Ausstellungstafel bis Z wie Zeitschriftenbeitrag

Wie kann ein Projekt verlaufen? Einer unserer Kunden aus der Möbelbranche, für den wir vor ein

paar Jahren seine Unternehmensgeschichte geschrieben haben, kontaktiert mich im Sommer: „Wir

brauchen für unsere Hausmesse im September Ausstellungstafeln, die unsere Besucher über unsere

Unternehmensgeschichte  informieren.  Wann  können  Sie  vorbei  kommen  und  sich  die

Räumlichkeiten  ansehen?“ Zwei  Tage später  bin  ich  mit  unserem Grafiker  unterwegs.  Bespielt

werden soll ein etwa 15 Meter langer Gang, der vom Eingangsbereich zu den Showrooms führt.

Gewünscht sind zehn 1 x 1 Meter große Dibondtafeln – mit Blick auf die ausländischen Besucher –

auch  in  Englisch.  Schrift  und  Farbigkeit  sollen  dem  Corporate  Design  des  Unternehmens

entsprechen.  Unsere  Aufgabe:  Für  jede  Tafel  einen  Meilenstein  der  Unternehmensgeschichte

bestimmen, dazu kurze, „knackige“ Texte schreiben und passende Bilder im Firmenarchiv suchen.

Jeder  Meilenstein  soll  außerdem mit  einem Meilenstein  der  Weltgeschichte kombiniert  werden.

Noch auf der Zugrückfahrt entwickeln der Grafiker und ich ein Konzept.

An wen richten  sich  die  Tafeln? An  die  Besucher  der  Hausmesse,  die  neugierig  auf  die  neue

Möbelkollektion  sind.  Voller  Erwartung  betreten  sie  das  Haus  und  möchten  zügig  zu  den

Showrooms  gelangen.  Auf  dem Weg  dorthin  werden  sie  auf  das  Unternehmen  eingestimmt  –

mithilfe  der  Ausstellungstafeln.  Wie  können wir  das  Interesse  der  Besucher  wecken? Über  die
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Bilder  in  Kombination  mit  einem  zentralen  gestalterischen,  wiederkehrenden  Element.  Hierfür

wählen wir einen Kasten in der Hausfarbe unseres Kunden. Er verweist auf die Kastenbauweise der

Möbel.  Im  Kasten  steht  der  Text  zu  den  Meilensteinen  –  immer  an  der  gleichen  Stelle.  Das

ermöglicht den Besuchern, die Historie auch im Vorbeigehen zu erfassen. Historische und aktuelle

Produktions- und Produktbilder „umrahmen“ den Textkasten.  Das Konzept:  eine Introtafel,  acht

Meilensteintafeln  sowie  eine  Schlusstafel.  Die  erste  und die  letzte  Tafel  unterscheiden  sich  im

Layout von den anderen Tafeln. Sie bilden die inhaltliche Klammer: Die erste Tafel informiert den

Besucher über das, was ihm die Tafeln zeigen werden – die Unternehmensgeschichte. Die letzte

Tafel bietet einen Einblick in die heutige Produktpalette des Unternehmens – bevor sich mit dem

nächsten Schritt die Showrooms vor den Besuchern öffnen. Außerdem schlagen wir eine Tag-Cloud

aus den Schlagworten der Unternehmensclaims vor. Unser Konzept überzeugt unseren Kunden. Uns

bleiben drei  Wochen für die Realisation und eine Woche für die Produktion der Tafeln. Anfang

September werden die Hausmesse und „unsere“ kleine Ausstellung eröffnet.

Nicht  immer  verläuft  die  Abstimmung mit  den  Kunden  so  reibungslos  wie  in  diesem Projekt.

Gerade  bei  Buchprojekten  kann  sich  die  Text-  und  Layoutabstimmung  über  mehrere  Wochen

hinziehen. Aber wenn wir das Buch dann in unseren Händen halten und die Kunden zufrieden sind,

haben wir alles andere längst wieder vergessen.

Public History oder „klassische“ Geschichtswissenschaft?

Dirk Reder, Severin Roeseling und Thomas Prüfer betraten mit der Gründung des Geschichtsbüros

Neuland. Zeitgleich entstanden um die Jahrtausendwende ähnliche Büros in Berlin, Hamburg oder

Karlsruhe,  um Firmen  bei  der  Nutzung ihrer  Geschichte  für  die  Unternehmenskommunikation

professionell zu begleiten.3 Heute gibt es zahlreiche Geschichtsagenturen, Einzelkämpfer und auch

die Zahl der Anbieter aus dem  universitären Bereich nimmt zu – eine Entwicklung, die mit der

Etablierung des Studiengangs Public History/Angewandte Geschichte zusammenhängt. Inzwischen

gibt  es zwei Professuren für  Public  History beziehungsweise Angewandte Geschichte – an den

Universitäten in Heidelberg und Köln. An der Ludwig-Maximilians-Universität München wird zum

Sommersemester 2015 eine Professur für Didaktik der Geschichte und Public History eingerichtet.4

Die Zahl der Studiengänge in diesem Bereich nimmt zu.5 Darüber hinaus wurde im Rahmen des 49.

Historikertages  2012  in  Mainz  die  Arbeitsgruppe  Angewandte  Geschichte/Public  History  im

Verband  der  Historiker  und  Historikerinnen  Deutschlands  e.V.  (VHD)  gegründet,  die  seitdem

3 http://www.geschichtsbuero.de/wp-content/uploads/2013/02/FAZ-Hochschulanzeiger-Mai-2011-Geschichte-
studiert.jpg

4 http://www.uni-muenchen.de/aktuelles/stellenangebote/profs/20140924144259.html
5 Zündorf, Irmgard: Zeitgeschichte und Public History, Version: 1.0, in: Docupedia-Zeitgeschichte, 11.2.2010, URL:

http://docupedia.de/zg/Public_History?oldid=84652
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regelmäßig Konferenzen und Workshops veranstaltet.6 Für die nächste Generation Public Historians

gibt es also eine Reihe von Möglichkeiten, sich bereits während der Ausbildung auf einen späteren

Beruf außerhalb von Universität und Schule vorzubereiten.

Dr.  Thekla  Keuck studierte  in  Köln  und  Jerusalem  Geschichte,  Germanistik  und

Osteuropäische Geschichte und promovierte 2008 mit einer Untersuchung über eine

bedeutende  jüdische  Familie  im  Berlin  des  18.  Jahrhunderts.

Seit 2008 arbeitet sie für das Geschichtsbüro, zunächst als freie Autorin und seit Ende

2009 als Projektleiterin.

Lizenzierung:
Dieser Artikel steht unter einer Creative Commons Namensnennung-Keine 
Bearbeitung 3.0 Deutschland Lizenz.
Sie dürfen das Werk zu den folgenden Bedingungen vervielfältigen, 

verbreiten und öffentlich zugänglich machen:

Namensnennung — Sie müssen den Namen des Autors/Rechteinhabers in der von 

ihm festgelegten Weise nennen.

Keine  Bearbeitung —  Dieses  Werk  bzw.  dieser  Inhalt  darf  nicht  bearbeitet,  

abgewandelt oder in anderer Weise verändert werden.

6 http://www.historikerverband.de/arbeitsgruppen/ag-angewandte-geschichte.html
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Unterrichtsentwurf: „Paneuropa“ – eine utopische 
Europaidee?

Annika Jücker

Zusammenfassung

Annika Jücker thematisiert in ihrem Unterrichtsentwurf „Paneuropa“ – eine utopische Europaidee?
das  Paneuropa-Konzept  von  Richard  N.  Coudenhove-Kalergi  im  Rahmen  der  Binnenreihe
Europaideen  im  20.  Jahrhundert.  Sie  liefert  sowohl  einen  Einblick  in  eine  Europaidee  des
beginnenden  20.  Jahrhunderts  als  auch  eine  interessante  Herangehensweise  an  die  historische
Entwicklung  Europas  im  Geschichtsunterricht.  Mit  Hilfe  verschiedener  Quellengattungen
(Karikatur, Rede, Zitat) sollen den Schülerinnen und Schülern eines Leistungskurses die Anfänge
und die Problematik dieses europäischen Zusammenschlusses näher gebracht werden, um sie zu
einem kritischeren Umgang mit der heute selbstverständlich erscheinenden EU anzuregen und sie
für ein mögliches „Europabewusstsein“ zu sensibilisieren.

Abstract

Within the context of the internal series Europaideen im 20. Jahrhundert, Annika Jücker thematised
Richard N.  Coudenhove-Kalergi’s pan-European concept for her lesson plan “Paneuropa“ – eine
utopische Europaidee? The plan provides insight into an early 20th century European idea, as well
as an interesting lesson approach to the historical development of Europe. Utilising diverse types of
sources (caricature, speech, quote), the students of an advanced level course will be familiarised
with the beginnings and problems of European unification. The plan is set out to develop a critical
understanding of the nowadays taken-for-granted EU and to raise awareness of a possible European
cultural consciousness.

Stundenentwurf für das Fach Geschichte

Thema der Unterrichtsreihe: Europaideen im 20. Jahrhundert

Reihenrichtziel: Europa – Nationale versus Supranationale Identität?

Thema der Stunde: Paneuropa

Problemziel der Stunde: „Paneuropa“ – eine utopische Europaidee?

Lerngruppe: Gymnasiale Oberstufe

Autorin: Annika Jücker
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Schematische Darstellung der Binnenreihe

Stunde/Thema Problemziel Kompetenzen

1. Paneuropa „Paneuropa“ – eine utopische 

Europaidee?

Historische Orientierungskompetenz, 

Sachkompetenz, Fragekompetenz, 

Methodenkompetenz

2. Europäische 

Einigungsvorstellungen nach 1945

Westdeutschland als Schlüsselfigur 

der Einigungsvorstellungen?

Historische Orientierungskompetenz, 

Sachkompetenz, Fragekompetenz, 

Methodenkompetenz

3. Europäische Union: 

Entwicklungsprozess, Ziele und 

Ansprüche

Die Europäische Union – ein Europa 

ohne Bürger?

Historische Fragekompetenz, 

Methoden- und Medienkompetenz, 

Orientierungskompetenz,

Sachkompetenz, Deutungs- und 

Reflexionskompetenz

4. Europa bauen: Europäische 

Identitätskonstruktionen

Was ist „Europäische Idenität“? Historische Orientierungskompetenz, 

Sachkompetenz, Fragekompetenz, 

Methodenkompetenz

Anmerkung zur Binnenreihe

Die vorliegende Binnenreihe beschäftigt sich mit dem Thema Europaideen im 20. Jahrhundert und

umfasst das Problemziel  Europa – Nationale versus Supranationale Identität?, welches sich vor

allem  auf  die  im  20.  Jahrhundert  aufkommenden  Spannungen  zwischen  Nationalismus  und

Internationalismus konzentriert. Darüber hinaus gewährt die Binnenreihe auch einen Blick auf das

gegenwärtige  Europaverständnis  des  21.  Jahrhunderts,  nicht  zuletzt  aufgrund  der  noch  immer

vorhandenen Kluft  zwischen einer  nationalen  und supranationalen Identität  im Bewusstsein der

europäischen Bürger.

Der Lehrplan Gemeinschaftskunde Rheinland-Pfalz für die gymnasiale Oberstufe sieht für das Fach

Geschichte einen Wahlpflichtbereich vor, der nach bestimmten Vorgaben variabel gestaltet werden

kann. Das Thema Europaidee wird dabei für eine „thematische Vertiefung vorgeschlagen. Das für

die  Binnenreihe  übergeordnete  Lernziel  lautet:  „Motive  kennen  für  das  Bestreben  nach  einer

Einigung Europas im 20. Jahrhundert“1.

Die vorliegende Stunde verfolgt das Lernziel, „die Bedeutung der Europaidee als Gegengewicht

zum  Nationalismus  und  seinen  Auswüchsen  zu  erfassen“.  Weitere  relevante  Lernziele  für  die

Binnenreihe,  die  sich  besonders  auf  die letzten  beiden  Einzelstunden konzentrieren,  sind:  „Die

Bedeutung des Europagedankens in der historischen Situation nach 1945 kennen“ und „Den Prozess

1 Lehrplan Gemeinschaftskunde (Geschichte) RLP, S. 68. Alle weiteren aufgelisteten Lernziele befinden sich auf
dieser Seite im Lehrplan und werden daher nicht mehr separat in einer Fußnote erwähnt.
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der europäischen Integration kennen und Chancen und Risiken des heutigen Entwicklungsstandes

der EU diskutieren“.

Relevanz des Themas der Binnenreihe und der Stunde

Das Thema Europaideen im 20. Jahrhundert besitzt einen hohen Stellenwert für die gegenwärtige

und zukünftige Lebensbewältigung der Schüler. Sie haben Teil an der europäischen Gemeinschaft

und können dies in ihren alltäglichen Handlungen  nutzen. Sei es durch unkompliziertes Reisen

innerhalb der EU, den europäischen Binnenmarkt, die Währungsunion oder aber durch europaweite

Arbeits-  und  Austauschmöglichkeiten.  Schüler  leben  in  der  EU  und  genießen  die  daraus

hervorgehenden Vorteile, ohne sich darüber vollends bewusst zu sein. Darüber hinaus können sie an

deren Bestand und Fortentwicklung teilhaben und eigene Verantwortung tragen. Gerade aus diesem

Grund scheint es angebracht, die Schüler für diejenigen Europaideen zu sensibilisieren, welche dem

heutigen Europa zu Grunde liegen.

Ebenso ist es wichtig, den Schülern bei der Bewältigung ihres Lebens in der globalisierten Welt

eine  Hilfestellung  zu  geben.  Besonders  die  sich  immer  wandelnden  Lebensumstände  in  der

postmodernen Gesellschaft stellen die Schüler vor die Herausforderung, ihr eigenes Selbst in der

Welt zu positionieren.2 Durch den Umgang mit der Geschichte Europas soll den Schülern in jeder

Stunde der Binnenreihe die Möglichkeit eröffnet werden,  sich ihrer historischen Identität  – sei es

die nationale oder die europäische – zu vergewissern.3 Um ein solches Ichbewusstsein zu evozieren,

ist es zuvorderst die Aufgabe der vorliegenden Stunde einen Einblick in die Geschichte Europas zu

offerieren. Die Relevanz des exemplarisch ausgewählten Themas „Paneuropa“ liegt darin, dass es

den Schülern die Gelegenheit bietet, ein Europabewusstsein des 20. Jahrhunderts kennenzulernen,

das  sich  zwar  nur  teilweise  von  dem  heutigen  unterscheidet,  der  historische  Kontext  zur

Verwirklichung dieser Idee dennoch ein vollauf anderer war. Da der Geschichtsunterricht für die

„Identitätsfindung der Jugendlichen“4 von zentraler Bedeutung ist, können sie ihre Identität aus den

bisher gewonnenen Erkenntnissen neu konstruieren.

Geschichtskultureller Aspekt in der Reihe

Trotz  der  herrschenden  Skepsis  an  deutschen  Schulen  über  die  Möglichkeiten  und  Grenzen,

„Geschichtskultur“5 in  den  Unterricht  einzubeziehen,  soll  die  dritte  Stunde  der  vorliegenden

Binnenreihe vor allem diesen Aspekt berücksichtigen.

Anhand von zwei Videos zum Thema „Europatag“ aus dem Jahr 2014 – sowohl von der EU selbst

als auch von einer Bürgerumfrage – werden die Schüler zunächst mit diesem Begriff konfrontiert.

2 Vgl. Meyer-Hamme, S. 90.
3 Vgl. Meyer-Hamme, S. 89.
4 Zwölfer, S. 8.
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Im Anschluss sollen sie  sich einen ersten Eindruck darüber  verschaffen,  welche Reaktionen im

Hinblick auf diesen Feiertag zustande kommen  und wie sich die Einstellung der Betroffenen zu

ihrer  europäischen Vergangenheit  äußert.  Dieser  Gegenstand  impliziert  zum einen eine aktuelle

kulturelle  Debatte  und  stiftet  zum  anderen  einen  kollektiv  historischen  Sinn,  der  in  je

unterschiedlicher Weise in Beziehung zum individuellen Geschichtsbewusstsein der Schüler treten

kann.6 Da  „Geschichtskultur“  im  didaktischen  Sinn  die  Verarbeitung  von  Geschichte  in  der

gegenwärtigen  Lebenswelt  der  Schüler  bezeichnet,  in  der  sie  ihre  heutige,  eigene  kulturelle

Lebenswelt verstehen sollen, prägt sie deren Geschichtsbewusstsein.7 In der vorliegenden Stunde

wird das „Identitätsbewusstsein“8 der Schüler also dadurch gefördert,  dass sie aktiv reflektieren

sollen, inwiefern der „Europatag“ am 9. Mai für ihre Lebenswelt eine Rolle spielt. Fühlen sie sich

als  Europäer  und  manifestieren  sie  einen  Feiertag  für  Europa  ebenso  in  ihrem  Leben,  wie

beispielsweise  den  Tag  der  Deutschen  Einheit  am 3.  Oktober? Oder  dominiert  doch  ein  eher

nationales  Identitätsbewusstsein,  dass  einem  europäischen  Feiertag  keinen  Platz  lässt?  Zur

Vertiefung dieser  Thematik ergeben  sich zwei  diskutable Anknüpfungspunkte.  Erstens  wirft  ein

Rückbezug  zur  einführenden  Stunde  die  Frage  auf,  inwiefern  durch  einen  Vergleich  mit  den

Anfängen der Paneuropaidee zu Beginn des 20. Jahrhunderts ein „Europatag“ heute gerechtfertigt

werden kann. Zweitens könnte ein Bezug zu Kosovo hergestellt werden, da der Europatag dort ein

gesetzlicher Feiertag ist. An dieser Stelle würde eine komparative Auseinandersetzung im Sinne des

„ich/wir“ und dem „ihr/sie“ das Identitätsbewusstsein der Schüler explizit fördern.

Analyse der Einzelstunde innerhalb der Binnenreihe

„Jedes große historische Geschehen begann als Utopie und endete als Realität.“9

Mit diesen Worten wehrte Richard N. Coudenhove-Kalergi  den zu Beginn des 20. Jahrhunderts

aufkommenden  Vorwurf,  seine  Paneuropaidee  komme einer  Utopie  gleich,  ab  und  forderte  die

5 Nach Rüsen beschäftigt sich die „Geschichtskultur“ mit den „Manifestationen eines übergreifenden gemeinsamen
Umgangs mit der Vergangenheit“ und stellt  die „praktisch wirksame Artikulation von Geschichtsbewusstsein im
Leben einer Gesellschaft“ dar. Vgl.  Rüsen,  Geschichtskultur, S. 513. Zur Begriffsbestimmung sei zusätzlich auf
Oswalt,  Vadim/Pandel,  Hans-Jürgen  (Hrsg.):  Geschichtskultur.  Die  Anwesenheit  von  Vergangenheit  in  der
Gegenwart.  Schwalbach  2009  (Forum  Historisches  Lernen);  Schönemann,  Bernd:  Geschichtskultur  als
Forschungskonzept  der  Geschichtsdidaktik.  In:  Zeitschrift  für  Geschichtsdidaktik  1  (2002),  S.  78–86  und
Schönemann,  Bernd:  Geschichtsdidaktik,  Geschichtskultur,  Geschichtswissenschaft.  In:  Hilke,  Günther  Arndt
(Hrsg.):  Geschichtsdidaktik.  Praxishandbuch  für  die  Sekundarstufe  I  und  II.  Berlin,  4.  Aufl.  2009,  S.  11–22,
verwiesen.

6 Vgl. Rüsen, Was ist Geschichtskultur, S. 5.
7 Vgl. Pandel, Geschichtskultur, S. 150.
8 Pandel,  Dimensionen,  S.  132.  Für  Pandel  kennzeichnet  sich  ein  reflektiertes  und  selbstreflexives

Geschichtsbewusstsein durch  sieben unterschiedliche Dimensionen, wovon eine das Identitätsbewusstsein (ich/wir
– ihr/sie) darstellt.

9 Coudenhove-Kalergi, S. VII.
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Anhänger Europas dazu auf, sich am Schicksal Europas zu beteiligen und „die Utopie von gestern

in die Wirklichkeit von morgen zu verwandeln.“10

Dieser Gedanke einer „Utopie“ im Zusammenhang mit Coudenhove-Kalergis „Paneuropa“ bildet

den Schwerpunkt  der konkreten Unterrichtsstunde. Sie ist  die erste  Stunde und stellt  somit den

Beginn  der  Reihe  dar.  Da  der  bisherige  Blick  in  der  Mittelstufe  fast  ausschließlich  auf  den

historischen Ereignissen des 20. Jahrhunderts lag, soll in der Oberstufe nun erstmals der Blick auf

das  historische  Europaverständnis  und  die  ersten  Europaideen  gelegt  werden.  Diese  dezidiert

europäische Perspektive spiegelt sich  explizit in dem Problemziel  „„Paneuropa – eine utopische

Europaidee“ wieder.

Bevor sich die Schüler im weiteren Verlauf der Reihe mit der gegenwärtigen europäischen Situation

und  den  ihr  vorangegangen  Stationen,  ausführlicher  auseinandersetzen,  muss  eine  Grundlage

geschaffen werden, die den visionären Charakter eines Europa, das damals in keinster Weise reale

Wirklichkeit  war,  betont.  Das  Thema  „Paneuropa“  und  die  damit  verbundenen  Spannungen

zwischen Nationalismus und Supranationalismus eignet sich dazu in besonderer Weise und soll den

den Schülern zu Beginn der Reihe vor Augen führen, dass sich das heutige Europa erst ab 1945 über

fast  ein  halbes  Jahrhundert  entwickelt  hat.  Diese Realisierung Europas  mit  Hinblick  auf  die

Schlüsselposition  Westdeutschlands  wird  daher  erst  im  Anschluss  an  die  vorliegende  Stunde

behandelt.  Wie  Coudenhove-Kalergis  anfängliche  Europaidee  aussah,  ob  sie  als  Vorreiter  des

heutigen  Europas  gesehen  werden  kann  und  im historischen  Kontext  überhaupt  Möglichkeiten

hatte, sich zu verwirklichen, diese Fragen werden folglich Gegenstand der ersten Stunde sein. Das

Problemziel  richtet  die  Aufmerksamkeit  –  wie  bereits  erwähnt  –  einerseits  auf  die  Europaidee

selbst,  andererseits  umfasst  es  eine  offene  Formulierung,  welche  lediglich  durch  den  Begriff

„utopisch“ determiniert  wird.  Dieser  ist  als  Denkanstoß entscheidend dafür,  dass die Schüler in

diesem  Zusammenhang  automatisch  das  Antonym  „realistisch“  assoziieren.  Da  jedoch  diese

Gegenpole nicht explizit genannt werden und die Antwort somit nicht auf nur zwei Möglichkeiten

beschränkt ist, bleibt die Problemfrage letzlich offen und lässt den Schülern Spielraum für weitere

Ideen.

Sachanalyse

Historische Bedeutung des Themas

Bereits schon gegen Ende des 19. Jahrhunderts prägten sich wirtschaftliche, gesellschaftliche und

politische  Entwicklungspfade  aus,  die  eine  allmähliche  Vereinheitlichung  der  europäischen

Nationalstaaten  nach  sich  zogen  und  die  Entstehung  eines  öffentlichen,  europäischen

10 Coudenhove-Kalergi, S. XII.
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Selbstverständnis begünstigten. Auch wenn das 19. Jahrhundert als „Zeitalter des Nationalismus“11

bezeichnet  wird und als  solches  gleichwohl  Auswirkungen auf  das  beginnende 20.  Jahrhundert

hatte, entstanden allererste Anzeichen für ein klares reflektiertes Europa-Bewusstsein schon in den

Jahren vor 1914, wenngleich dem europäischen Selbstgefühl noch Vieles fehlte. Doch vor allem die

Konfrontation  mit  einer  europäischen  Krise  in  Form  des  Ersten  Weltkrieges  löste  eine  neue

Diskussionswelle aus, welche nationale, internationale sowie explizit europäische Zukunftsvisionen

hervorbrachte und in die Öffentlichkeit trug. Dabei waren es vor allem Literaten, die  eine positive

Europa-Einstellung auch über den Ersten Weltkrieg hinweg retteten und aufrechterhielten.12

Betrachtet  man den Ersten Weltkrieg als  fehlgeschlagenen europäischen „Suizidversuch“13 dann

zeigt sich, dass Europa bis dato unfähig geworden war, aus eigenen Kräften den inneren Frieden des

Kontinents zu bewahren. Auch die europäische Friedensordnung durch den Versailler Vertrag 1919

war schwierig zu handhaben und labil, baute auf schwer lösbaren nationalen Konfliktpotenzialen

auf und richtete sich vordergründig noch nach den rein nationalen Interessen der Großmächte. Die

Zwischenkriegszeit  jedoch  sollte  fortan  ein  Treibhaus  für  neue  Konzepte  des  Europäismus

darstellen.

Neben  Astride  Briand  (1862–1932),  dem  damaligen  französischen  Außenminister,  und  Gustav

Stresemann  (1878–1929),  dem  damaligen  deutschen  Reichskanzler,  die  sich  auf  der  Basis  des

deutsch-französischen Verhältnisses an die Europafrage der Nachkriegszeit wagten,14 ist vor allem

Graf Richard N. Coudenhove-Kalergi (1894-1972) zu erwähnen, der als erster den Neologismus

„Paneuropa“ aufgriff, welcher zwar schon vor dem Ersten Weltkrieg verwendet, jedoch erst unter

ihm mit spezifischen Inhalten gefüllt wurde und diesen Begriff zu einem politischen Schlagwort

machte.15 Nach Loth entwickelten sich Coudenhove-Kalergis  Aktivitäten „am spektakulärsten“16

unter  allen  anderen  europäischen  Bewegungen  dieser  Zeit.  Aus  Angst  um  das  europäische

Überleben  und  durch  die  Bedrohung der  Massenzivilisation,  besonders  in  ihrer  amerikanischen

Zuspitzung,  sowie  durch  die  bolschewistische  Revolution,  veröffentlichte  der  politische

Schriftsteller,  mit  österreichisch-ungarischer  Herkunft,  1923  sein  „Paneuropa-Manifest“,  in

welchem  er  in  einem  „Zusammenschluss  Europas  zu  einem  politischen-wirtschaftlichen

Zweckverband“17 die  einzige  Chance  sah,  einen  neuen  Krieg  zu  verhindern.  Aufgrund  seiner

11 Nach Alter stellt der „Nationalismus“ eine ideologische Form der kollektiven Identitätsstiftung. Er liegt dann vor,
„wenn die emotionale Bindung an die Nation und die Loyalität ihr gegenüber in der Skala der Bindungen und
Loyalitäten oben steht“, vgl. Alter, S. 14.

12 Vgl. Kaeble, S. 123.
13 Schmale, S. 103.
14 Stern-Rubarth,  Edgar:  Drei  Männer  suchen  Europa:  Briand,  Chamberlain,  Stresemann.  München  1947.  Stern

Rubarth bietet ein zeitgenössisches Überblickswerk über die europäischen Ideen des beginnenden 20. Jahrhunderts.
15 Vgl. Frommelt, S. 11.
16 Loth, S. 10.
17 Coudenhove-Kalergie, S. XI.
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Initiative kam sowohl die „Paneuropa-Bewegung“ als auch die „Paneuropa-Union“ zustande, die

einige Tausend Mitglieder umfasste und bei vielen Schriftstellern und Intellektuellen auf großes

Interesse  stieß.18 Um  sich  im  öffentlichen  Gespräch  zu  halten,  wurde  ein  erster  „Paneuropa-

Kongress“ ins Leben gerufen, der im Oktober 1926 in Wien stattfand. Weitere Kongresse dienten in

der Folgezeit als Forum für eine Rückschau über den Fortschritt der Bewegung sowie für einen

Ausblick auf die weiteren Entwicklungen.19 Ein weiteres medienwirksames Organ verkörperte die

Zeitschrift „Paneuropa“, welche von April 1924 bis März 1938 monatlich in Österreich publiziert

wurde.  Diese  Zeitschrift  wurde  zum  Sprachrohr  Coudenhove-Kalergis.  Innerhalb  zahlreicher

Artikel konnte er Stellung zu den aktuellen Fragen der europäischen Einigung beziehen und den

Begriff „Paneuropa“ in all seinen Facetten prägen.20

Sein  in  der  Öffentlichkeit  ausführlich  propagiertes  Konzept  zur  Gründung eines  Staatenbundes

scheiterte jedoch an der harten politischen Wirklichkeit, die zu Beginn der Dreißigerjahre durch die

Wirtschaftskrise,  den  Nationalsozialismus  und  den  Zweiten  Weltkrieg  geprägt  wurde.

Nationalsozialistische  und  faschistische  Europapläne  dekonstruierten  die  bisherigen

Europagedanken systematisch. Hitlers „neues Europa“ beruhte auf Rassenhierarchie und deutscher

Vorherrschaft  und brandmarkte Coudenhove-Kalergis Konzept als „nationalen Egoismus“, obwohl

dieser Vorwurf im direkten Gegensatz zu Paneuropa stand.21 Erst nach seiner Rückkehr aus dem

Exil  1946  wirkte  er  politisch  weiter,  wenn  auch  nicht  mehr  allein  an  seiner  Idee  von  einem

„Paneuropa“. Er gründete die EPU („Europäische Parlamentarier Union“) und schloss sich somit

den  Vorstellungen  der  anderen  europäischen  Bewegungen  an,  die  in  den  Vierzigerjahren

Aufschwung erhielten.22 Nach der Erfahrung zweier Weltkriege galt eine europäische Vereinigung

nun als die Lösung aller Probleme Europas.

In  der  Forschung  weist  Conze  explizit  darauf  hin,  dass  Coudenhove-Kalergis  europäische

Bestrebungen aber auch auf Widerstand bei den übrigen Europa-Bewegungen stieß, nicht zuletzt, da

diese  um  unliebsame  Konkurrenz  fürchteten.  Folglich  geht  Conze  eingehend  auf  die  Rivalität

zwischen der Europa-Union und Coudenhove-Kalergi ein, welche „beinahe so alt wie die Europa-

Union  selbst“23 war.  Darüber  hinaus  wird  die  Europaidee  von  Coudenhove-Kalergi  in  der

Fachliteratur  fast  ausschließlich  in  einen  Zusammenhang  mit  der  formalen  Entwicklung  einer

Europäischen Gemeinschaft  und Integration Mitte  des  20.  Jahrhunderts  gebracht.  Sein Konzept

wird dabei sowohl als eine der ältesten europäischen Einigungsbestrebungen betrachtet, die zum

18 Vgl. Schmale, S. 110.
19 Vgl. Schmale, S. 121.
20 Vgl. Ziegerhofer-Prettenthaler, S. 119.
21 Vgl. Ziegerhofer-Prettenthaler, S. 476.
22 Vgl. Conze, S. 372.
23 Conze, S. 372.
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gegenwärtigen  europäischen  Selbstverständnis  grundlegend  beigetragen  haben,  als  auch  als  ein

Entwurf  neben  anderen  internationalen  Friedensbewegungen  –  wie  der  Völkerbund  oder  die

Europa-Union  –  die  teilweise  jedoch  immer  auch  konkurrierend  nebeneinander  existierten,

gesehen.24

Zusammenfassend  wird  deutlich,  dass  die  Zwischenkriegszeit  für  ein  Paneuropa-Konzept  noch

nicht reif  war und sich der  Nationalismus rückblickend als  zu dominant  erwies.  Erst  nach den

Katastrophen des 20. Jahrhundert –  die NS-Diktatur, der Zweite Weltkrieg,und die Expansion der

Sowjetunion – kam es, mit Rückbezug zu den anfänglichen europäischen Vorstellungen, zu einem

europäischen Einigungsprozess, der seit den Fünfzigerjahren fester Bestandteil der Politik war und

der den Weg für eine europäische Einigung, wie sie heute existent ist, ebnete.

Relevanz des Themas in der Gegenwart

Coudenhove-Kalergi ist es im Anschluss an den Ersten Weltkrieg nicht gelungen, das europäische

Ideal gegen die zerstörerische Macht der totalitären und autoritären Regierungen der Dreißigerjahre

durchzusetzen.  Erst  die  Erfahrungen  beider  Weltkriege  gaben  Anlass  für  ein  geeintes  Europas.

Nichtsdestotrotz  war  die  Zeit  zwischen  dem  Ersten  Weltkrieg  und  den  1950ern/60ern  eine

Schlüsselperiode, ohne die das heutige europäische Selbst-verständnis nicht zu verstehen ist und

auch  nicht  zustande  gekommen  wäre.25 Aus  diesem  Grund  scheint  eine  Betrachtung  der

Paneuropaidee  keinesfalls  überflüssig,  im Gegenteil,  auch  gegenwärtigwirft  sie   die  Frage  auf,

inwieweit unser heutiger europäischer Föderalismus aus dem Stadium der „schönen Utopie“26 von

Coudenhove-Kalergi erwachsen ist.

Der  Vertrag  über  die  Europäische  Union,  der  1992  in  Maastrich  vom  Europäischen  Rat

unterzeichnet wurde, beinhaltet zwar keinen Staatenbund wie ihn Coudenove-Kalergi vorsah, doch

verkörpert  die  Europäische  Union  eine  spezifische  Form  der  Kommunikation  zwischen  den

Völkern, welche die „nationale Identität ihrer Mitgliedsstaaten [und] deren Regierungssysteme auf

demokratischen Grundsätzen“27 respektieren. Infolgedessen finden sich in der EU Nationalstaaten

zusammen, die jedoch auf supranationale Institutionen gestützt sind. Inwiefern sich darin jedoch

nationale oder europäische Identitäten bedingen, nebeneinander existieren, oder sogar ausschließen,

steht  bis  heute  noch  zur  Diskussion.  Gerade  aus  der  Sicht  vieler  Beobachter  ist  die  Einigung

Europas immer mit der partiellen Überwindung der nationalen Souveränität verknüpft. Doch bereits

in den Anfängen der europäischen Einigung deutete nichts darauf hin, dass sich die  „Europäer“

bewusst von dem nationalstaatlichen Denken absetzten. Vielmehr wollten sie – ähnlich wie heute –

24 Vgl. Frommelt, S. 16.
25 Vgl. Kaeble, S. 215.
26 Lipgens, S. 79.
27 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, S. 6.
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eine  europäische  Form einrichten,  in  welcher  das  europäische  mit  dem nationalen  Verständnis

problemlos übereinging.28 In Anlehnung daran verwies auch Coudenhove-Kalergis Grundgedanke

auf den Zusammenhang zwischen einer nationalstaatlichen Partikularisierung und einer universalen

Friedensorganisation,  die  zu  seiner  Zeit  keineswegs  einen  Widerspruch  implizierten.29 Denn

grundsätzlich bejahte sein Paneuropa den nationalen Geist als Grundlage und Voraussetzung der

europäischen  Kultur  und  sah  die  Zukunft  Europas  auf  der  friedlichen  Zusammenarbeit

gleichberechtigter und selbstbewusster Nationen gegründet.30

Schlussfolgernd lässt sich schließlich festhalten, dass die Utopie „Paneuropa“ gerade mit einem

gegenwärtigen europäischen Blick reflexiv untersucht  werden sollte,  nicht  zuletzt,  da sich doch

weitaus mehr Realitätsnähe darin widerspiegelt, als womöglich angenommen.

Didaktische Analyse

Bedeutung des Themas für gegenwärtige und künftige Lebensbewältigung der 
Schüler

Da aktuelle Wirtschaftskrisen und Staatspleiten ein teilweise schlechtes Licht auf Europa werfen

und die Schüler demzufolge häufig mit Ängsten konfrontiert werden, sollen sie für den Sinn eines

geeinten Europas sensibilisiert werden. Es scheint daher sinnvoll, sie mit den eigentlichen Zielen

der im 20. Jahrhundert  entstandenen Europaideen zu konfrontieren und dadurch einer „naive[n]

Übertragung von der Gegenwart auf die Vergangenheit“31 entgegen zu wirken. Denn zu dieser Zeit

war Europa noch nicht Wirklichkeit geworden und präventive Friedenskonzepte – wie „Paneuropa“

–   mussten  als  Antwort  auf  die  Weltkriege  erst  geschaffen  werden.  Die  Wertschätzung  ihres

friedlichen  Lebens  in  der  Europäischen  Gemeinschaft  kann  somit  nur  durch  einen  Vergleich

gesteigert werden, durch welchen ihnen ein Leben ohne die bis dato erreichten Ziele der EU vor

Augen  geführt  werden.  Darüber  hinaus   machen  aktuelle  Nachrichten  über   das  militärische

Eingreifen Russlands in der Ukraine deutlich , dass auch gegenwärtig noch eine gewisse Angst vor

Russland vorhanden ist. Heute setzt sich jedoch ein geeintes, wirtschaftlich starkes Europa, wie es

sich Coudenhove-Kalergi 1923 bereits wünschte, für den Weltfrieden ein.

Wie lässt sich das Thema nun in den Fragehorizont der Lernenden bringen? Da die Schüler bereits

in einem wahlfähigen Alter sind und von diesem auch auf europäischer Ebene sehr wohl Gebrauch

machen können, sind in jedem Fall Anknüpfungspunkte an ihre Lebensinteressen vorhanden. Ferner

müssen sie sich darüber bewusst werden, dass sie ihr alltägliches und zukünftiges Leben – sei es

durch  einen  Schüleraustausch  oder  ein  Auslandssemester  –  in  einer  europäischen  Dimension

28 Vgl. Kaeble, S. 123.
29 Vgl. Frommelt, S. 16.
30 Vgl. Ziegerhofer-Prettenthaler, S. 476.
31 Zwölfer, S. 9.
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gestalten können, wie es zu Beginn des 20. Jahrhunderts noch nicht vorstellbar war. Das Thema

„Paneuropa“ knüpft an diejenigen Wissensbestände und Fähigkeiten der Schüler an, die sie bereits

in der Mittelstufe erworben haben, nicht zuletzt da der Schwerpunkt im Fach Geschichte bisher

hauptsächlich  auf  den  weltweiten  oder  nationalen  Ereignissen  des  20.  Jahrhunderts  lag  (vgl.

Weltkriege, Ost-West-Konflikt, BRD, DDR). Die vorliegende Stunde ermöglicht jedoch einen Blick

durch  die  europäische  Brille  dieser  Zeit,  sodass  die  Schüler  speziell  die  Europa  betreffenden

Probleme und Ereignisse kritisch reflektieren können.

Inhaltliche Schwerpunktsetzung

Da für die Binnenreihe „Europaideen im 20. Jahrhundert“ nur vier Schulstunden vorgesehen sind,

müssen  die  zu  behandelnden  Einzelaspekte  aus  der  Fülle  des  sich  anbietenden

fachwissenschaftlichen Repertoires sorgfältig ausgewählt und didaktisch begründet werden.32

Die Stunde mit dem Problemziel „Paneuropa – eine utopische Europaidee“33 soll den Schülern zum

Einen  die  Inhalte  der  Europavorstellung  von  Coudenhove-Kalergi  näherbringen  und  sie  zum

Anderen  zu  einem  begründeten  Werturteil  befähigen,  inwieweit  dieses  Konzept  damals  und

gegenwärtig als utopisch angesehen werden kann. Das Problemziel als solches wird im Idealfall

bereits im Einstieg in Zusammenarbeit mit den Schülern erarbeitet und formuliert, bevor es in der

Vertiefung innerhalb einer Diskussion beantwortet werden kann.

Der Einstieg erfolgt anhand eines Bildimpuls in Form einer Karikatur, welches Coudenhove-Kalergi

auf einem Kostümball darstellt. Bevor sich die Schüler an die Interpretation heranwagen, indem sie

unter anderem einen Zusammenhang der Karikatur mit dem Titel und den Hausaufgaben herstellen,

sollen sie zuvorderst das Bild beschreiben. Das Ziel dieses Einstiegs beläuft sich auf die Erkenntnis,

dass ein Kostümball immer auch das Wirkliche verschleiert. Insofern fungiert er als Metapher für

ein erreichtes Paneuropas. Die Masken jedoch, die am Ende der Feier von den Gästen abgelegt

werden, stehen stellvertretend für den Nationalismus der einzelnen Länder. Folglich repräsentiert

die  Karikatur  zwar  eine  schöne  Feier  unter  dem Motte  „Paneuropa“,  in  der  Realität  hingegen

scheint  sich der  Nationalismus durchzusetzen.  In  Anlehnung daran formulieren die Schüler  das

aufkommende Problem und erkennen,  dass diese Idee zu Anfang des 20. Jahrhunderts nur sehr

schwer zu verwirklichen war und  als „utopisch“ bewertet werden kann. Die Aufgabe des Lehrers

besteht nun darin, die Problematisierung durch ein Fragezeichen voranzutreiben, um die Schüler

somit für eine weitere Untersuchung der Problemfrage anzuregen.

32 Die didaktische Reduktion der vorliegenden Stunde erfolgt aus diesem Grund ausschließlich auf die Paneuropa-
Bewegung als eine Europaidee des beginnenden 20. Jahrhunderts.

33 Zur Veranschaulichung der Stunde befindet sich im Anhang einen Verlaufsplan, der manche Frageimpulse aufzeigt,
die in der vorliegenden Ausarbeitung nicht weiter erwähnt werden. Darüber hinaus werden auch mögliche Lernziele
aufgelistet, die in den einzelnen Phasen zu erreichen sind.
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Die Problembearbeitung kann nun in zwei möglichen Varianten erfolgen. Fällt die Entscheidung auf

eine analytische Herangehensweise, wird der Kurs in zwei Gruppen eingeteilt. Gruppe A bekommt

die Quelle „Das Paneuropäische Manifest“ (1923) von Coudenhove-Kalergi, Gruppe B eine Rede

von Alfred Rosenberg zur  „Krisis  und Neubau Europas“ (1932).  Die Arbeitsaufträge dazu sind

ähnlich.  Beide  Gruppen  müssen  die  wesentlichen  Inhalte  und  Forderungen  der  Quellen

stichpunktartig festhalten und sie in einem weiteren Schritt in ihre historischen Kontexte einordnen.

Die zweite Variante einer Problemerarbeitung stellt eine handlungsorientierte Vorgehensweise dar,

in welcher dem Kurs beide Quellen und nur ein einziger Arbeitsauftrag in Partnerarbeit ausgeteilt

werden. In diesem sollen sich die Schüler in die Zeit Coudenhove-Kalergis hineinversetzen, als

Zuhörer eines Diskussionsgesprächs zwischen Coudenhove-Kalergi und Rosenberg fungieren und

sich   mit  den  divergierenden  Positionen  auseinandersetzen.  Beide  Umgangsweisen  erreichen

letztlich  dieselben  Ziele.  Die  Schüler  verfügen  einerseits  über  die  wesentlichen  Inhalte  des

Paneuropa-Konzepts und erkennen anhand der Quelle von Rosenberg, dass Coudenhove-Kalergis

Europaidee als Gegengewicht zum Nationalismus zu sehen und nach ihm nur ein Nationalismus

entscheidend für Europa ist. Aufgrund dessen begreifen sie die Schwierigkeit eines paneuropäischen

Programms  zu  Anfang  des  20.  Jahrhunderts  und  nehmen  schließlich  wahr,  dass  Rosenbergs

Argumente gegen die Paneuropa-Philosophen schwach fundiert  sind.  Denn Coudenhove-Kalergi

plädiert  zwar  für  einen  Zusammenschluss  aller  demokratischen  Staaten  Kontinentaleuropas,

fokussiert sich dennoch lediglich ein auf ein auf Staatenbund und Zollverein basierendes Europa,

ohne dabei die Mannigfaltigkeit der einzelnen Nationen zu untergraben.

Nach  der  Präsentation  und  Sicherung  der  Ergebnisse  an  der  Tafel  kommt  es  mittels  eines

Zitatimpuls  von  der  Stiftung  einer  Coudenhove-Kalergi-Plakette  aus  dem  Jahr  2002  in  der

Vertiefung zu der Problemdiskussion. Zu diesem Zitat sollen die Schüler nun in einem Diskurs mit

Rückblick  auf  die  erarbeiteten  Ergebnisse  kritisch  Stellung  beziehen.  Letztlich  gilt  es,  die

Problemfrage  durch  ein  begründetes  Werturteil  zu  beantworten.  Das  abschließende  Ziel  dieses

Lernschritts beläuft sich auf zwei grundlegende Erkenntnisse. Zum Einen begreifen die Schüler,

dass  die  damals  entworfene  Paneuropidee  mit  Blick  auf  das  gegenwärtige  Europaverständnis

realistisch  geworden  ist,  zum Anderen  erkennen  sie,  dass  immer  auch  der  historische  Kontext

entscheidend dafür ist, inwiefern eine Idee als utopisch oder aber realistisch einzuschätzen ist.

Vorstellung der ausgewählten Materialien

Die Materialien für die vorliegende Stunde wurden bewusst für das Erreichen der jeweiligen Ziele

gewählt. Bereits der Einstieg mit der Karikatur stellt sowohl einen Transfer zu den Ergebnissen der

Hausaufgabe dar als auch einen kritischen Umgang mit der Quellenart an sich.  Folglich soll die

Bildquelle nicht nur illustrierend eingesetzt, sondern ebenso historisch ausgewertet werden. Ferner
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fordert  das  zugrundeliegende  Material  die  Schüler  heraus,  zu  einer  eigenen

Problemzielformulierung – „Paneuropa – eine utopische Europaidee?“ – zu gelangen.

In der Erarbeitung ist die Beschäftigung mit beiden Quellen von zentraler Bedeutung, nicht zuletzt,

da  die  Schüler  multiperspektivisch  dem Thema begegnen.  Somit  erlangen  sie  Einblicke  in  die

Europaidee  Coudenhove-Kalergis  sowie  die  Rosenbergs  und  haben  die  Möglichkeit  die

letztgenannte Quelle als direkte, zeitgenössische Kritik an Paneuropa zu untersuchen.

In der Problemdiskussion erfolgt eine Aktualisierung anhand des Zitats, welches noch nicht allzu

lange  in  der  Vergangenheit  zurückliegt  und  dessen  Inhalte  noch  heute  Auswirkungen  auf  die

Gegenwart  haben,  denn es gibt  diese Coudenhove-Kalergi-Plakette immer noch. Ferner  bewirkt

diese Konfrontation eine vertiefende Auseinandersetzung mit dem Wort „utopisch“ und veranlasst

die Schüler dazu, Geschichte immer in ihrem historischen Kontext zu verstehen und sie auf ihr Ziel

und Zweck hin zu überprüfen. Denn auch die Coudenhove-Kalergi-Plakette rekonstruiert in diesem

Fall die Geschichte Europas aus der Sicht der Europa-Union in Münster.

Didaktische Prinzipien und Kompetenzen

Welche didaktischen Prinzipien werden in dieser Stunde berücksichtigt und warum? Grundlegend

für  die  vorliegende  Stunde  ist  die  Konzentration  auf  einen  problemorientierten

Geschichtsunterricht.  Im  Mittelpunkt  steht  dabei  zuallererst  das  Problem  „Paneuropa  –  eine

utopische  Europaidee?“,  welches  von  den  Schülern  aus  ihrer  Gegenwartserfahrung  heraus  zu

Beginn der Stunde entwickelt wird.34 Die Lernenden gewinnen durch dieses eigene Suchen und

Forschen historische Einsicht und gelangen somit zu einem „problembewusste[n] Erkennen“35. In

der Vertiefung wird das Fragliche folglich durch die selbstständige Erkenntnisarbeit der Schüler

beantwortet und markiert den Übergang vom bloßen Fragen zum Problembewusstsein.36

Das Thema „Paneuropa“ gilt in dieser Stunde exemplarisch als eine mögliche Europaidee im 20.

Jahrhundert  einerseits  und  als  ein  Gegengewicht  zum  damaligen  Nationalismus  andererseits.

Exemplarizität findet sich weiterhin in der Auswahl der Quellen für die Erarbeitungsphase. Das

„Paneuropäische Manifest“ von Coudenhove-Kalergi repräsentiert  eine mögliche Quelle für sein

Europaverständnis.  Alfred  Rosenbergs  Rede  über  die  Krisis  und  den  Neubau  Europas  fungiert

ebenfalls exemplarisch für ein „neues Europa“ im Sinne des nationalsozialistischen Verständnisses.

Da  historische  Gegebenheiten  immer  aus  einer  bestimmten  Perspektive  wahrgenommen  und

überliefert  werden  und  die  jeweiligen  Deutungen  von  Vergangenheit  immer  abhängig  von  der

Gegenwartssituation  und  vom  Standort  der  Untersuchenden  sind,37 ist  es  entscheidend,  einen

34 Vgl. Uffelmann, Problemfindung, S. 5.
35 Uffelmann, Problemorientierter Geschichtsunterricht, S. 282.
36 Vgl. Uffelmann, S. 283.
37 Vgl. Sauer, S. 81.
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Geschichtsunterricht nicht nur nach dem Prinzip der Monoperspektivität zu gestalten, sondern auch

andere Perspektiven aufzuzeigen. Aus diesem Grund ist die „Multiperspektivität  [...] ein Prinzip

historischen  Lernens,  bei  dem  historische  Sachverhalte  aus  den  Perspektiven  verschiedener

Beteiligter  [...]  dargestellt  und  betrachtet  werden“38.  In  dieser  Unterrichtsstunde  verkörpert  die

Gegenüberstellung der  Quellen von Coudenhove-Kalergi und Rosenberg dieses Prinzip. Wesentlich

dabei  ist,  dass  beide  Perspektiven  sowohl  unterschiedliche  ideelle  Sprecherpositionen  als  auch

unterschiedliche historische Kontexte markieren.39 Somit liegt der Entwurf Coudenhove-Kalergis

einem Europaverständnis zugrunde, das grundlegend durch die katastrophalen Auswirkungen des

Ersten Weltkrieges etabliert hat, wohingegen Rosenbergs Idee  auf den Erfahrungen der Weimarer

Republik und dem aufkommenden Konzept der Nationalsozialisten basiert. Die Schüler üben sich

demnach darin, dass vergangene Wirklichkeit zunächst immer Deutung ist und dass sie nur  mit

ihrem Kontextwissen zu einem reflektierten Urteilsvermögen gelangen. Die Vertiefung der Stunde

erfolgt mittels eines Zitats auf der Ebene eines Betrachters, wodurch das Prinzip der Kontroversität

ebenfalls  abgedeckt  ist.  Günstiger  wären  hier  womöglich  zwei  unterschiedliche,  zeitlich  etwas

entferntere Betrachtungsperspektiven gewesen. Da solche jedoch nicht ausfindig gemacht werden

konnten, ist es die Aufgabe der Schüler diesen kontroversen Vergleich zu ziehen.

Neben einem analytischen Umgang mit Quellen bietet bietet sich im Geschichtsunterricht auch das

Prinzip der  Handlungsorientierung an, sodass in der vorliegenden Stunde beide Varianten zu den

gewünschten  Zielen  führen  können.  Speziell  durch  handlungsorientierte  Aufgaben  haben  die

Schüler die Möglichkeit bedingt „Beziehungen“ zu Menschen vergangener Zeiten herzustellen und

sich  zusätzlich  in  der  Adaption  einer  anderen  Perspektive  zu üben.40 Für  die  Europaideen  von

Coudenhove-Kalergi  und Rosenberg bietet  sich eine solche Vorgehensweise besonders  an,  nicht

zuletzt da sie zu einer Zeit entstanden sind, in der es ein Europa im heutigen Sinn noch nicht gab.

Im Mittelpunkt dieses Prinzips soll daher das Lernen mit „Herz, Kopf und Hand“41 stehen, das die

Selbsttätigkeit der Schüler und ihre Lernergebnisse in Produkten – in diesem Fall einem Dialog –

fokussiert. Denn nur eine Handlung im Geschichtsunterricht kann das historische Lernen fördern,

Fremdheitserfahrung ermöglichen und die Schüler  mit  den Subjekten der Vergangenheit  in  eine

„persönliche Beziehung“42 setzten.

38 Lücke, S. 283.
39 Vgl. Lücke, S. 284.
40 Vgl. Völkel, S. 41.
41 Mayer, S. 411.
42 Völkel, S. 44.
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Im Anschluss daran gilt es klären, welche Kompetenzen43 bei den Schülern ausgebildet werden. Die

hier vorliegenden historischen Kompetenzen stellen dabei die Fähigkeiten und Fertigkeiten zum

Umgang mit  der  Vergangenheit  und der  Geschichte dar  und beabsichtigen ein reflektiertes  und

(selbst-) reflexives Geschichtsbewusstsein herzustellen.44

Bereits im Einstieg schulen die Schüler ihre Historische Fragekompetenz, indem sie die Fähigkeit

entwickeln, eigene historische Fragen an das Thema „Paneuropa“ zu stellen und anschließend zu

einer  Problemformulierung  zu  gelangen.  Sowohl  in  der  Erarbeitungsphase  als  auch  in  der

Vertiefung erfassen  die Schüler   vorhandene historische Narrationen in den Quellen und in dem

Zitat durch eine quellenkritische Untersuchung in ihrer (Tiefen-)Struktur, können  die dargestellte

Geschichte – in diesem Fall die Ansichten von Coudenhove-Kalergi, Rosenberg und der Europa-

Union in Münster – dekonstruieren und bauen so ihre Historische Methodenkompetenz aus. Darüber

hinaus wird ihre Rekonstruktionskompetenz immer dann gefördert, wenn sie auf der  Grundlage

ihrer  erarbeiteten  Ergebnisse  die  Geschichte  über  „Paneuropa“  ihrem Kontext  angemessen  neu

konstruieren  und  mit  kritisch,  reflexivem  Blick  die  Problemfrage  beantworten.  Mithilfe  des

handlungsorientierten Arbeitsauftrags können sie des Weiteren einen Perspektivwechsel im Umgang

mit  der  Geschichte  vornehmen.  Ferner  trainieren  die  Schüler  ihre  Historische

Orientierungskompetenz, indem sie den Prozess von einer beginnenden Europaidee zu Anfang des

20.  Jahrhundert  bis  zum  heutigen  Europaverständnis  reorganisieren,  um  zu  einer  historischen

Orientierung zu gelangen und dem eigenen Welt- und Fremdverstehen reflexiv gegenüberzutreten.

Hinzu  kommt  die  Reflexion  und  Erweiterung  des  Selbstverstehens,  das  eben  nur  durch  einen

reflexiven  Umgang  mit  der  eigenen  historischen  Identität  möglich  ist.45 Besonders  die

Auseinandersetzung mit den Anfängen und der Entstehung der EU bis hin zur gegenwärtigen Lage

dieser,  wirft  die  Frage  auf,  inwieweit  die  Schüler  bis  dato  über  ein  europäisches  Bewusstsein

verfügen  und  inwieweit  der  Umgang  mit  einer  Europaidee  –  wie  sie  Coudenhove-Kalergi

entwickelte – Einfluss auf die Schüler ausübt, um ihre eigene historische Identität zu revidieren.

Sowohl in den Hausaufgaben als auch während der Stunde wird ihre  Historische Sachkompetenz

gefordert  und  gefördert.  Zum  Einen  müssen  sie  sich  in  der  Hausaufgabe  mit  dem  Begriff

„Paneuropa“ auseinandersetzen. Zum Anderen wird ihre Begriffs- und Strukturierungskompetenz

geschult, indem sie die unterschiedlichen Europakonzepte inhaltsbezogen systematisieren und sie in

Raum  und  Zeit  einordnen  können.  Darüber  hinaus  wird  vor  allem  dem  Begriff  der  „Utopie“

Aufmerksamkeit geschenkt. Dieser ist grundsätzlich variabel und stets in Zusammenhang mit einer

43 In der vorliegenden Arbeit gilt es die Kompetenzen zu thematisieren, die sowohl von der FUER-Gruppe als auch
von dem VGD (Verband der Geschichtslehrer Deutschlands) konzipiert wurden.

44 Vgl. Schreiber, S. 201.
45 Vgl. Schreiber, S. 203.
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bestimmten historischen Idee in je verschiedenen Kontexten aufzufassen und in Beziehung mit der

Gegenwart zu setzen. Abschließend können sie anhand ihrer  Deutungs- und Reflexionskompetenz

die Veränderungen des Europaverständnisses in der Geschichte wahrnehmen, rekonstruieren und

darstellen, mit den Perspektiven von Coudenhove-Kalergi und Rosenberg kritisch umgehen sowie

letztlich  auf  der  Grundlage  des  Gegenwartsbezugs  und  der  erarbeiteten  Ergebnisse  die

Problemfrage beantworten und historische Sach- und Werturteile fällen.

Methodische Entscheidungen

Methodische Auswahl und Besonderheit

Die  Materialien  für  die  zugrundeliegende  Unterrichtsstunde  wurden  so  ausgewählt,  dass  die

Lernziele durch diese voll erreicht werden und eine methodisch abwechslungsreiche Behandlung

erfolgen  kann.  Zum  Einen  bietet  sich  ein  kritischer  Umgang  mit  unterschiedlichen

Quellengattungen an (Karikatur, Quellen und Zitat), wobei der Umfang des Materials für eine 45-

minütige Stunde genügend Zeit für eine vertiefte Analyse bereit hält. Zum Anderen gewähren vor

allem  die  multiperspektivisch  dargestellten  Quellen  zwei  Varianten  der  Quellenarbeit:  eine

analytische  und  eine  handlungsorientierte  Arbeitsweise.  Die  Entscheidung  für  die  jeweilige

Methode erfolgt immer mit Blick auf die Bedingungsfelder und die Lerngruppe. Ist der Kurs mit der

handlungsorientierten Methode vertraut, bietet sich diese innovative Methode an. Ist die Lerngruppe

für diese Variante jedoch nicht zugänglich, dann scheint die traditionelle analytische Erarbeitung

angebrachter.  Steht  die  Selbsttätigkeit  der  Schüler  im  Mittelpunkt,  ergibt  sich  ebenfalls  die

Möglichkeit, die Schüler zwischen beiden Arbeitsaufträgen auswählen zu lassen. Dabei müssten

jedoch  noch  weitere  Überlegungen  hinsichtlich  des  Verlaufs  der  Sicherung  veranlasst  werden.

Darüber hinaus steht auch die Wahl der Sozialform in Abhängigkeit zur Lerngruppe, d.h. inwieweit

der  Kurs  in  einer  Gruppenarbeit  oder  aber  in  Partnerarbeit  produktiv  werden  kann.  In  einem

Leistungskurs dürften jedoch beide Sozialformen eingeübt und umsetzbar sein. Die Karikatur eignet

sich  gut  für  die  Problemfindung,  da  besonders  die  Metapher  des  Kostümballs  weitere  Fragen

aufwirft. Aufgrund des hohen Niveaus in einem Leistungskurs, reicht es in der Vertiefung, das Zitat

durch den OHP„stumm“ an die Wand zu werfen. Da die zuvor erarbeiteten Ergebnisse eher in die

Richtung verlaufen, Paneuropa als utopisch anzusehen, bringt das Zitat den richtigen Widerspruch

und regt die Schüler auch ohne weitere Lehrerlenkung zum Nachdenken an.

Anforderungsbereiche nach den EPAs

Da es vielen Schülern in Bezug auf das Material und der gewonnen Ergebnisse oft an der Fähigkeit

zur historischen Einordnung und zur kritischen Interpretation mangelt ,46 versucht die vorliegende

46 Vgl. Zwölfer, S. 9.
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Stunde  nicht  nur  Aufgabenstellungen  mit  den  Anforderungsbereichen  I  und  II  zu  formulieren,

sondern  ebenso  auf  der  Ebene des  Anforderungsbereichs  III  zu  arbeiten.  Dieser  beinhaltet  den

reflexiven  Umgang mit  neuen  Problemstellungen,  den  eingesetzten  Methoden  und gewonnenen

Erkenntnissen und hat das Ziel  Schüler zu eigenständigen Begründungen, Folgerungen, Deutungen

und Wertungen zu führen.47 Im Einstieg kommt es durch die Beschreibung und Einordnung der

Karikatur sowohl zum Anforderungsbereich I, als auch durch den Bezug zur Hausaufgabe und der

Analyse  dieser  zum Anforderungsbereich  II.  Die  Aufgabenstellungen  in  der  Erarbeitungsphase

finden sich ebenfalls in den genannten Anforderungsbereichen wieder. Wesentlich ist hierbei die

historische Einordnung der Quellen und der Sachverhalte. Erst die Stellungsnahme zum vorgelegten

Zitat und die begründete, reflexive Beantwortung der Problemfrage durch die Schüler entspricht

dem dritten Anforderungsbereich.

Hausaufgaben

Die zugrundeliegenden Hausaufgaben übernehmen die Funktion, die Schüler auf die vorliegende

Unterrichtsstunde vorzubereiten und sie  zum Gegenstand hinzuführen.  Da der  Kurs  das Thema

„Paneuropa“ bisher noch nicht behandelt hat und auch das Schulbuch wenig Informationen darüber

preisgibt,  erfordert  die  Hausaufgabe  in  einem  ersten  Schritt  die  eigenständige  Recherche  in

einschlägigen und unterschiedlichen Lexika. In einem zweiten Schritt geht es vor allem darum, dass

sich die Schüler in das Thema inhaltlich einlesen und mit dem neuen Begriff auseinanderzusetzen.

Auf  dieser  Grundlage  gelingt  es  sodann  schon  im  Einstieg,  die  Hausaufgaben  „funktional  im

Kontext der Stunde“48 einzubeziehen.

Für die zweite Stunde werden die Schüler auf der Grundlage einer Quelle mit der weltpolitischen

Lage Europas nach 1945 konfrontiert, um auf dieser die Schlüsselposition Westdeutschlands für die

europäischen Einigungsbestrebungen zu untersuchen. Zusätzlich wird den Schülern anhand dieser

Hausaufgaben deutlich gemacht, dass die Zeit während des Nationalsozialismus in der Binnenreihe

bewusst vernachlässigt und den Fokus auf die Zeit nach 1945 gelegt wird.

47 Vgl.  Beschluss  der  Kulturministerkonferenz vom  01.12.1989  i.d.F.  vom  10.02.2005.  Einheitliche
Prüfungsanforderungen in der Abiturprüfung Geschichte, S. 6.

48 Sauer, S. 169.
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Anhang

Geplanter Unterrichtsverlauf

Hausaufgaben:  Informiert euch über den Begriff „Paneuropa“. Verwendet dazu unterschiedliche

und einschlägige Lexika.

Lernschritt/

Phase

Lerninhalt Methode Medien Lernziel

Einstieg Bildimpuls: Karikatur „Graf Coudenhove-
Kalergi auf dem Kostümball:endlich 
Paneuropa!“ (1932)

• Beschreibt, was ihr auf dem Bild 
seht.

• Warum ein Kostümball?
• Überlegt euch, wofür könnten die 

Verkleidungen stehen?
• Interpretiert die Karikatur im 

Zusammenhang mit dem Titel und 
den Hausaufgaben.

• Inwiefern war seine Idee leicht zu 
verwirklichen?

UG Folie 2, 6, 7

Problematisierung „Paneuropa“ – eine utopische Europaidee? UG Tafel

Erarbeitung Analytische Herangehensweise: 
Einteilung des Kurses in 2 Gruppen:

• Gruppe A: „Das Paneuropäische 
Manifest“ von Coudenhove-Kalergie 
(1923)

• Gruppe B: „Krisis und Neubau 
Europas“ von Alfred Rosenberg 
(1932)

Bearbeiten Sie folgende Aufgaben. Halten Sie 

Ihre Ergebnisse stichpunktartig und mit 

Zeilenangaben fest.

AA: (Gruppe A)
1. Nennt die von Coudenhove-Kalergi 

genannten Forderungen.
2. Erklärt, zu welchem Zweck 

Coudenhove-Kalergi diese 
Forderungen stellt.

3. Ordnet die Quelle in seinen historischen 
Kontext ein.

AA: (Gruppe B)
1. Arbeitet heraus, welche Argumente 

Rosenberg gegen die Paneuropa-
Philosophen aufbringt.

2. Fasst seine Forderungen zusammen.

GA AB 1+2 1, 2, 3, 4, 5, 
9, 12, 15
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3. Ordnet die Quelle in seinen historischen 
Kontext ein.

Alternative 

Erarbeitung

ODER

Handlungsorientierte Herangehensweise:
AA: (für alle)
Stellt euch vor, ihr begegnet Coudenhove-
Kalergi und Rosenberg auf einer „Europa“-
Konferenz. Zufällig bekommt ihr ein 
Diskussionsgespräch zwischen beiden mit.
Was könnten sie sich zu sagen haben?
Verfasst einen Dialog, in welchem Coudenhove-
Kalergi und Rosenberg ihre Positionen vertreten.
(ca. 1 Seite)

PA AB 1+2

Sicherung Präsentation der Ergebnisse und Sicherung eines 
sich sukzessiv entwickelnden Tafelbildes.

• AA: Übernehmt den Tafelanschrieb 
in euer Heft.

UG Tafel 1, 2, 3, 4, 5, 
7, 9

Vertiefung Zitatimpuls:

„Ohne die Bevölkerung in seinen Plänen außer 

Acht zu lassen [...] erweist sich Coudenhove-

Kalergis Idee im Rückblick als besonders 

realitätstüchtig, vor allem die Eliten samt 

politischen Entscheidungsträgern für eine 

europäische Zukunft Europas zu mobilisieren, 

was zuerst 1948 in Den Haag zu greifbaren 

Ergebnissen führte. [...]

Grund genug, die Erinnerung an diesen 
Vorkämpfer eines einigen und friedlichen 

Kontinents wach zu halten, wozu die Stiftung 

einer Plakette, die seinen Namen trägt, 

beitragen soll.“
(Begründung der Stiftung einer Coudenhove-
Kalergi-Plakette, 2002)

• Bezieht, mit Rückblick auf die 
erarbeiteten Ergebnisse, nun Stellung
zum Zitat.

• Beurteilt: „Paneuropa“ – eine 
utopische Europaidee?

UG Folie 8, 10, 11, 
12, 13, 14
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Lernziele

Hauptlernziel

Die SuS erkennen, dass Coudenhove-Kalergis „Paneuropa“-Idee zu Anfang des 20. Jahrhunderts als

Gegengewicht zum bestehenden Nationalismus der Länder zu sehen ist, indem sie sich sowohl mit

Coudenhove-Kalergis  Vorstellung  als  auch  mit  der  Rosenbergs  kritisch  auseinandersetzen,  und

können zu einem begründeten Werturteil hinsichtlich der Problemfrage „Paneuropa – eine utopische

Europaidee?“ gelangen.

Sachkompetenz

Die SuS …

1. wissen,  dass  „Paneuropa“  auf  einen  Zusammenschluss  aller  demokratischen  Staaten

Kontinentaleuropas  zu  einer  internationalen  Gruppe  und  zu  einem  wirtschaftlichen

Zweckverband abzielt.

2. wissen,  dass Coudenhove-Kalergis „Paneuropa“-Idee als Gegengewicht zum bestehenden

Nationalismus zu sehen ist.

3. können  die  drei  großen  Gefahren  (1.  Vernichtungskrieg,  2.  Eroberung  durch  Russland,

3. Wirtschaftlicher Ruin) in einem ungeeinten Europa benennen.

4. wissen, dass nach Rosenberg der Nationalismus entscheidend für „Europa“ ist. 

5. können  die  von  Rosenberg  genannten  Argumente  gegen  die  Vorstellung der  Paneuropa-

Philosophen benennen (nicht der Monismus, sondern die Vielheit gilt als Voraussetzung für

ein  „Europa“,  Unmöglichkeit,  alle  europäischen  Nationalismen  auf  einen  Nenner  zu

bringen)

6. können  aufgrund  ihres  in  den  Hausaufgaben  erworbenen  Vorwissens  den  Begriff

„Paneuropa“ bestimmen (Paneuropa = Alleuropa, Bezeichnung „Pan-“ geht zurück auf den

Begriff „Panamerika“)

Deutungs- und Reflexionskompetenz

Die SuS …

7. erkennen die Schwierigkeit, ein paneuropäisches Programm zu Anfang des 20. Jahrhunderts

aufgrund des stark bestehenden Nationalismus der einzelnen Länder durchzusetzen.

8. erkennen, dass der historische Kontext entscheidend dafür ist, inwiefern eine Idee in diesem

Kontext als utopisch oder realistisch einzuschätzen ist.

9. begreifen,  dass  Rosenbergs  Argumente  gegen  die  „Paneuropa-Philosophen“  schwach

fundiert sind, da Coudenhove-Kalergi zwar für einen Zusammschluss aller demokratischen

Staaten Kontinentaleuropas plädiert, sich dennoch lediglich ein auf einem Staatenbund und
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Zollverein basierenden Europa fokussiert,  ohne dabei  die Mannigfaltigkeit  der  einzelnen

Nationen zu untergraben.

10. erkennen,  dass  die  Europavorstellungen  von  Coudenhove-Kalergi  und  Rosenberg  ideell

geprägt sind.

11. begreifen,  dass  die  damals  entworfene  Paneuropaidee  mit  Blick  auf  das  gegenwärtige

Europaverständnis realistisch geworden ist.

Methodenkompetenz

Die SuS …

12. können  sich  mit  Quellen  und  Zitaten  kritisch  auseinandersetzen  und  zu  einem eigenen,

begründeten Werturteil gelangen.

13. können eine Problemfrage reflexiv und begründend beantworten.

14. können ihre persönliche Stellungnahme argumentativ begründen.

15. vertiefen ihre Fähigkeiten im quellenkritischen Bearbeiten einer Quelle (oder im Entwerfen

eines Dialogs).
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Materialien

a) Einstiegsfolie

„Graf Coudenhove-Kalergi auf dem Kostümball: endlich Paneuropa!“

Graf Coudenhove-Kalergie auf dem Kostümball: endlich Paneuropa!

In: Kladderadatsch. H. 8, 85 (1932), Von: Universitätsbibliothek Heidelberg (Abweichung vom 
Original: links leicht beschnitten), Permalink: http://digi.ub.uni-heidelberg.de/diglit/kla1932/0121

Lizenzierung:
Diese Abbildung steht unter einer Creative Commons Namensnennung-Weitergabe 
unter gleichen Bedingungen 3.0 Deutschland Lizenz.
Sie dürfen das Werk zu den folgenden Bedingungen vervielfältigen, 

verbreiten und öffentlich zugänglich machen:

Namensnennung — Sie müssen den Namen des Autors/Rechteinhabers in der von 

ihm festgelegten Weise nennen.

Weitergabe  unter  gleichen  Bedingungen —  Wenn  Sie  das  Material  remixen,

verändern  oder  anderweitig  direkt  darauf  aufbauen,  dürfen  Sie  Ihre  Beiträge  nur

unter derselben Lizenz wie das Original verbreiten.
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b) Quellen

AB 1 (Gruppe A)

Q1 Das Paneuropäische Manifest

Dieses Manifest von Richard Coudenhove-Kalergi wurde 1923 veröffentlicht.

Gedruckt u. a. in:

Coudenhove-Kalergi, Richard N.: Paneuropa 1922–1966. Wien/München 1966, S. 104ff.

Foerster,  Rolf  Hellmut:  Die  Idee  Europas  1300-1946.  Quellen  zur  Geschichte  der  politischen

Einigung Die europäische Nation. München 1963, S. 227-236.

[Anmerkung der Redaktion: Aus rechtlichen Gründen kann der vollständige Text hier leider nicht 
publiziert werden. Eine den Anforderungen dieses Unterrichtsentwurfs entsprechend gekürzte Fassung ist 
aber auf dem Hessischen Bildungsserver (ohne Lizenzangaben) online verfügbar:

Ost, Joachim: Das Europäische Manifest vom 1. Mai 1924, Hessischer Bildungsserver, 
http://mediathek.bildung.hessen.de/material/geschichte/epochen/neuere_geschichte/nationalsozialismus_wk2
/zweiter_weltkrieg/erinnerung_kriegsende/V_1_6.pdf/details/]

AB 2 (Gruppe B)

Q2 Krisis und Neugeburt Europas

Vom 14.–20. November 1932 fand in Rom der „Volta-Kongress“ der Kgl. Italienischen Akademie statt, der das Thema 
„Europa“ behandelte. Auf dieser Tagung sprach Alfred Rosenberg als erster Nationalsozialist vor einem internationalen 
Forum.

Gedruckt u. a. in:

Rosenberg, Alfred: Blut und Ehre. Ein Kampf für deutsche Wiedergeburt. München 1938, S. 296–

311.

[Anmerkung der Redaktion: Aus rechtlichen Gründen kann der vollständige Text hier leider nicht publiziert 
werden. Ein Scan des Originalwerk von 1938 ist aber online verfügbar:

Rosenberg, Alfred: Krisis und Neugeburt Europas, in: Ders. Blut und Ehre. Ein Kampf für deutsche 
Wiedergeburt, https://archive.org/stream/Rosenberg-Alfred-Blut-und-Ehre/RosenbergAlfred-BlutUndEhre-
EinKampfFuerDeutscheWiedergeburt1938398S.ScanFraktur#page/n307/mode/2up

Der Text ist für den Einsatz im Unterricht beispielsweise folgendermaßen zu kürzen. 

• Beginn auf S. 299, Mitte erster Absatz („Die Philosophen Pan-Europas …“) bis S. 299, Mitte zweiter
Absatz („… auf Afrikas Boden gedeihen.“);

• S. 299, dritter Absatz („Entgegen allen …“) bis S. 300, erster Absatz (… noch Europa nennen soll.“);

• S. 301, Mitte erster Absatz („Wer also im Ernst …“) bis S. 302, erster Absatz (… Kultur untergehen 
müßten.“);

• Ende auf S. 305, dritter Absatz („Die Frage also, wie …) bis („… sich als unfähig erwiesen hat.)]
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c) Zitat von der Europa-Union Münster zur Begründung einer Coudenhove-
Kalergi-Plakette:

„Ohne die Bevölkerung in seinen Plänen außer Acht zu lassen [...] erweist sich Coudenhove-
Kalergis Idee im Rückblick als besonders realitätstüchtig, vor allem die Eliten samt politischen
Entscheidungsträgern für eine europäische Zukunft Europas zu mobilisieren, was zuerst 1948
in Den Haag zu greifbaren Ergebnissen führte. [...] Grund genug, die Erinnerung an diesen
Vorkämpfer eines einigen und friedlichen Kontinents wach zu halten, wozu die Stiftung einer
Plakette, die seinen Namen trägt, beitragen soll.“

(Begründung der Stiftung einer Coudenhove-Kalergi-Plakette, 2002, URL: http://europa-union-
muenster.de/Texte/KALERGI.PDF, Aufruf am 09.02.2014)

d) Hausaufgaben

• Stunde „Paneuropa“

AA:  Informiert  euch  über  den  Begriff  „Paneuropa“.  Verwendet  dazu  unterschiedliche  und

einschlägige Lexika.

• Stunde „Westdeutschland als Schlüsselfigur der Einigungsvorstellungen?“

AA:  Lesen Sie den nachstehenden Text  und arbeiten sie  stichwortartig  Aspekte heraus,  welche

Ihnen Aufschluss über die weltpolitische Situation sowie die Lage Europas nach 1945 geben.

[Anmerkung der Redaktion: Aus rechtlichen Gründen können die vollständigen Texte hier leider 
nicht publiziert werden. Es handelt sich um die Kapiteln 1.2. Die alliierten Pläne für 
Nachkriegseuropa und 1.3. »Förderalisten« und »Realisten« im Widerstreit aus: Gasteyger, Curt: 
Europa zwischen Spaltung und Einigung 1945–1990: Eine Darstellung und Dokumentation über 
das Europa der Nachkriegszeit. Köln 1990, S. 27–31.]
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Annika Jücker ist Bachelor of Education in Deutsch und Geschichte. Zurzeit studiert

sie Deutsch, Geschichte und Philosophie an der Johannes Gutenberg-Universität  im

Studiengang Master of Education.

Lizenzierung:
Dieser Artikel steht unter einer Creative Commons Namensnennung-Keine 
Bearbeitung 3.0 Deutschland Lizenz. 
Sie dürfen das Werk zu den folgenden Bedingungen vervielfältigen, 

verbreiten und öffentlich zugänglich machen:

Namensnennung — Sie müssen den Namen des Autors/Rechteinhabers in der von 

ihm festgelegten Weise nennen.

Keine  Bearbeitung —  Dieses  Werk  bzw.  dieser  Inhalt  darf  nicht  bearbeitet,  

abgewandelt oder in anderer Weise verändert werden.

Bitte beachten Sie die abweichenden Lizenzbedingungen bei der Abbildung für die Einstiegsfolie.
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„Keine Krankheit im üblichen Sinne“ – Männliche 
Homosexualität im Blickfeld des Bundestags, 1968–1982

Tobias Jakobi

Zusammenfassung

Tobias Jakobi beschäftigt sich in seinem Beitrag „Keine Krankheit im üblichen Sinne“ mit dem
Blick des Bundestages auf die männliche Homosexualität während der 70er Jahre. Ziel ist es aus
den Quellen einen Diskursfaden herauszuarbeiten, der als Anknüpfungspunkt für eine tiefergehende
diskursanalytische  Auseinandersetzung  stehen  kann.  Anhand  von  Drucksachen  und
Plenarprotokollen  werden  daher  der  Umgang  mit  Paragraph  175  StGB,  die  Diskussion  um
Pornographie und die Krankhaftigkeit von Homosexualität sowie der Umgang der Bundeswehr mit
Homosexualität und die Frage nach Verfolgung Homosexueller während des sogenannten Dritten
Reiches  und  damit  zusammenhängende  Fragen  bezüglich  Wiedergutmachungsleistungen  in  den
Blick  genommen.  Jakobi  zeigt  auf,  dass  zwar  eine  Entkriminalisierung  und  eine  zunehmende
Entpathologisierung eintrat, aber dennoch kein durchgreifender gesellschaftlicher Wandel und somit
auch keine ‚Normalisierung‘ von Homosexualität stattfand.

Abstract

Tobias Jakobi concerns himself with the Bundestag’s view on male homosexuality during the 1970s
in his article „Keine Krankheit im üblichen Sinne (not a desease in the usual sense)“. His goal is to
carve out a so called thread of discourse, which may serve as a link to further deepening of the topic
within a broader context of discourse studies. The utilized sources are printed papers (Drucksachen)
and logs of plenary meetings (Plenarprotokolle). His enquiry focuses on four main topics: First, the
Bundestag’s dealing with the liberalisation of paragraph 175 StGB. Second, the political discussions
concerning pornography and the question, whether homosexuality can be regarded as pathological.
Third, the Bundeswehr's way of dealing with homosexuality, and fourth, the questions concerning
the prosecution of homosexuals during the so called Third Reich and the linked question, whether
homosexuals  should  receive  compensation.  Jakobi  shows  that  even  though  homosexuality  was
further decriminalised and depathologised during the 70s, no radical changes within society and
therefore no normalisation of homosexuality took place.
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Kontinuität oder Wandel?

„Die sorgfältige Betrachtung der Sexualgeschichte veranlasst uns (…) dazu, die Periodisierung
der  deutschen  Geschichte  im  zwanzigsten  Jahrhundert  zu  überdenken;  die  Brüche  und
Kontinuitäten  entlang  der  traditionellen  Scheidemarken  1918,  1933,  1945,  1968 und  1989
stellen sich im Bereich der Sexualität anders dar als in dem der Politik.“1

Diese Untersuchung beschäftigt sich mit einer Kontinuitäten der deutschen Geschichte, für welche

die  ‚Scheidemarke‘  1945  in  Westdeutschland  nicht  galt:  Die  Gesetzgebung  bezüglich  der

männlichen Homosexualität.2 Dieses Themenfeld stellt insoweit eine Kontinuität dar, als dass der

von den Nationalsozialisten 1935 verschärfte §175 Strafgesetzbuch (StGB)3 1949 unverändert in die

Rechtsordnung der neu gegründeten Bundesrepublik Deutschland übernommen wurde und bis 1969

ebendort  verblieb.  Diese Studie beschäftigt  sich daher  mit  dem Blick des Bundestags – als der

höchsten legislativen Institution der BRD – auf die männliche Homosexualität während der 1970er

Jahre. Analog zum ‚langen 19. Jahrhundert‘ und dem ‚kurzen 20. Jahrhundert‘ sind die 1970er hier

nicht  als  die  Periode  1970–1979 definiert,  sondern  als  thematische  Zeitspanne (1968–1982)  zu

verstehen.  Der  Entwurf  eines  liberaleren  §175  StGB  im  Zuge  der  Strafrechtsreform  und  der

allgemeinen sexuellen Liberalisierung um 1968 bildet  den Beginn der Zeitspanne,  während das

allmähliche Aufkommen von AIDS zu Beginn der 1980er Jahre in der Bundesrepublik zu einer

stark  veränderten  Diskussion  und  Wahrnehmung der  (männlichen)  Homosexualität  in  der  BRD

führte  und  somit  den  zu  untersuchenden  Zeitabschnitt  abgrenzt.  Zudem  ist  diese  Zeitspanne

größtenteils  deckungsgleich mit  der  Regierungsbeteiligung der  SPD vor der Wiedervereinigung.

Die sozialliberalen Koalitionen 1969 bis 1982 werden allgemein als Wendepunkt der westdeutschen

Geschichte angesehen und brachten in vielen Bereichen Wandel mit sich.

Diese Untersuchung stellt sich der Frage, inwieweit sich die Reform des §175 StGB in den Jahren

1969 und 1973 auf andere Sachbereiche, mit denen sich der Bundestag befasste, auswirkte. Diese

Themenfelder  waren  erstens  die  Legalisierung  von  Pornographe  und  die  damit  einhergehende

Notwendigkeit  des  Jugendschutzes,  zweitens  die  Frage  nach  der  Krankhaftigkeit  von

Homosexualität  und  dem  Verhältnis  von  Homosexualität  und  Transsexualismus,  drittens  der

1 Herzog, Dagmar: Die Politisierung der Lust. Sexualität in der deutschen Geschichte des zwanzigsten Jahrhunderts.
München 2005, S. 9. Das im Titel verwandte Zitat entstammt dem Plenarprotokoll 8/215, S. 17279 (A). Online
einsehbar unter http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/08/08215.pdf (20.07.2014).

2 Eine erste Fassung dieser Arbeit entstand im Sommersemester 2013 im Rahmen des Seminars „‚Der Traum ist aus‘
– Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Bundesrepublik zwischen RAF und Ölkrise in den 1970er Jahren“ an der
Universität Trier unter der Leitung von Dr. Christian Marx. Ich danke ihm für die Unterstützung bei Themenfindung
und Erstellung der Arbeit; darüber hinaus danke ich der Redaktion von Skriptum für die kritischen Kommentare bei
der Erstellung dieser überarbeiteten Fassung.

3 Der Paragraph hatte im Laufe der Zeit verschiedene Überschriften und Bezeichnungen, regelte aber durchgehend die
Strafbarkeit  männlich-homosexuellen  Sexualverkehrs.  Die  Entwicklung  des  Paragraphen  kann  unter
http://lexetius.com/StGB/175#9 (31.07.2014) nachverfolgt werden. Rechtsentscheidungen zum §175 StGB in der
BRD finden sich unter http://dejure.org/dienste/lex/StGB/175/1.html (31.07.2014).
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Umgang  der  Bundeswehr  mit  Homosexualität  und  schließlich  viertens  die  Frage  nach  der

Verfolgung von Homosexuellen im Dritten Reich und den unter Umständen daraus resultierenden

Ansprüchen  auf  finanzielle  und  moralische  Wiedergutmachung.  Quellen  sind  dabei  die

Drucksachen und Plenarprotokolle des  Deutschen Bundestags4,  aus denen sowohl die politische

Praxis als auch der theoretische Diskursfaden5 über männliche Homosexualität rekonstruiert werden

soll. Diese Untersuchung wird dabei aufzeigen, dass männliche Homosexualität zwar während der

1970er Jahre entkriminalisiert und zunehmend entpathologisiert wurde, in diesem Zeitraum aber

dennoch kein durchgreifender gesellschaftlicher Wandel und somit  auch keine ‚Normalisierung‘

von Homosexualität stattfand.

Am Ende des 2. Weltkriegs übernahm die neu gegründete Bundesrepublik Deutschland (BRD) den

von den Nationalsozialisten im Jahr 1935 verschärften §175 StGB. Das Bundesverfassungsgericht

(BVerfG)  stellte  im  Mai  1957  dazu  fest,  dass  diese  Fassung  des  Paragraphen  kein  typisch

nationalsozialistisches Unrecht darstellte, sondern eine deutlich längere Rechtstradition hatte und

somit Teil der bundesdeutschen Gesetzgebung bleiben konnte.6 Man griff teilweise auf das biblische

Alte Testament zurück und argumentierte, dass Homosexualität in Deutschland schon immer illegal

gewesen sei und nicht jedes während des Dritten Reichs verabschiedete oder verschärfte Gesetz

notwendig nationalsozialistisches Gedankengut beinhaltete.7 Obwohl die Deutsche Gesellschaft für

Sexualforschung und der 39. Deutsche Juristentag in den 1950ern forderten, § 175StGB zu mildern

oder  abzuschaffen,  blieb das  Gesetz  bestehen.8 Die späten 1950er stellten einen Höhepunkt  im

polizeilich-gesetzlichen Vorgehen gegen homosexuelle Männer dar9; insgesamt wurden im Zeitraum

1950–1965 ca.  45.000  Personen  nach  § 175 StGB verurteilt.10 In  den  1950ern  wurden  manche

Richter, die bereits während des Dritten Reiches mit Fällen bezüglich § 175 betraut worden waren,

den entsprechenden Fällen zugeteilt. Dies war zum Beispiel bei Kurt Romoni in Frankfurt a. M. der

Fall.11 Der  Begriff  der  Homosexualität  war  in  diesem  Zeitraum  „eng  mit  medizinischen,

4 Online verfügbar unter http://pdok.bundestag.de. 
5 Zu Darstellung des gesamten Diskurses als eines gesellschaftlichen Prozesses der Organisation von Wissen und

Wirklichkeit durch (sprachliche) Handlungen wäre eine breitere Quellengrundlage nötig. Der Diskursfaden ist dabei
als Teil des Gesamtdiskurses zu verstehen und kann durch die Analyse eines speziellen Teils des Quellenkorpus
gefunden werden. Die Analyse des gesamten Diskurses über Homosexualität in den 1970ern steht noch aus. Vgl.
Landwehr, Achim: Historische Diskursanalyse, Frankfurt a.M. 2008 (=Historische Einführungen, Bd. 4), S. 101.

6 Stümke,  Hans-Georg,:  Homosexuelle  in  Deutschland:  Eine  politische  Geschichte,  München  1989  (=Beck’sche
Reihe,  Bd  375),  S.  133f.  Die  Entscheidung  des  BVerfG  (1  BvR  550/52,  10.  Mai  1957)  kann  unter
http://www.servat.unibe.ch/dfr/bv006389.html (31.07.2014) aufgerufen werden.

7 Moeller, Robert G: The Homosexual Man is a ‘Man’, the Homosexual Woman is a ‘Woman’. Sex, Society, and the
Law in Postwar West Germany. In: Journ. of the Hist. of Sexuality 4 (1994), S. 395–429, hier S. 404.

8 Stümke, S. 135. 
9 Stümke, S. 147.
10 Gammerl, Benno: Eine Regenbogengeschichte. In: PolZG 57 15 –16 (2010), S. 7–13, hier S. 8.
11 Herzog, Politisierung, S. 112.
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psychologischen  und  kriminologischen  Diskursen  über  Devianz  und  Perversität  verknüpft“.12

Homophobie war nach einer kurzen, recht liberalen und verfolgungsfreien Zeit 1945–1949 auch

von staatlicher Seite „rasch wieder salonfähig“13 geworden und stellte den Versuch dar, durch die

Konstruktion  devianter  Sexualität  die  während  des  NS-Regimes  beschädigte  Idee  der  (ehelich-

monogamen) Heterosexualität wiederherzustellen.14 Man lehnte daher auch die Forderungen nach

der  Abschaffung  des  § 175  StGB  damit  ab,  dass  das  Sittengesetz  das  Grundrecht  freier

Persönlichkeitsentwicklung  überragte  und  dass  aufgrund  der  angenommenen  weiblich-passiven

Sexualität lesbische Liebe und lesbischer Sex im Gegensatz zur männlichen Homosexualität keine

Gefahr  für  die  Gesellschaft  und  insbesondere  die  Jugend  darstellte.15 Gegner  des  Paragraphen

argumentierten, dass die gelebte Sexualität Teil der freien Persönlichkeitsentwicklung sei und dass

durch  den  Bezug  ausschließlich  auf  männlich-homosexuelle  Straftaten  Männer  gegenüber

homosexuellen  Frauen  benachteiligt  wären,  was  gegen  den  Gleichberechtigungsgrundsatz  des

Grundgesetzes verstoße.16 Auch in den frühen 1960ern wurde noch postuliert, dass homosexuelle

Tätigkeiten  hauptsächlich  von  verführten  Männern  praktiziert  wurden  und  vom  Großteil  des

deutschen Volkes als sittlich verachtenswert angesehen wurde. Das nationalsozialistische Regime

und  die  NSDAP  wurden  in  der  nun  beginnenden,  umfassenden  gesellschaftlich-politischen

Abgrenzung als  homoerotische  Männerbünde beschrieben,  wobei  die  offensichtliche  Ablehnung

und Verfolgung Homosexueller in der Zeit 1933/35 bis 1945 ausgeblendet wurde. Diese Theorie

beeinflusste,  so  behauptet  Dagmar  Herzog,  die  Historiographie  über  das  NS-Regime  und  ihr

Verhältnis zur Sexualität teilweise noch über Jahrzehnte hinweg.17 Das Dritte Reich wurde als Hort

degenerierter Sexualität bezeichnet und in der Phase, in der sich die BRD stabilisierte, versuchte

man, durch eine Neuordnung der Familien- und Sexualitätswelt zu einem imaginären Zustand der

„Sicherheit und Stabilität“ zurückzukehren.18 Dies beinhaltete auch die Zensur progressiv-offener

Aufklärungsschriften und die Vorherrschaft konservativer Sexualaufklärung, welche neben Onanie

und vorehelichem Geschlechtsverkehr homosexuelle Tätigkeiten als ungesunde Sünde darstellte.19

Ab Mitte der 1960er begann in Deutschland aber auch die zunehmende öffentliche Darstellung und

Debatte über sexuelle Themen. Diese spiegelte sich erstens in den Medien wider, wie etwa in den

„Schulmädchenreporten“,  einer  pseudodokumentarischen  Fernsehsendung  über  die  imaginären

12 Gammerl, S. 7.
13 Herzog, Politisierung, S. 111.
14 Herzog, Politisierung, S. 111 und S. 127f. Vgl. dazu und auch im Folgenden den bereits erwähnten Entscheid des

BVerfG von 1957 unter http://www.servat.unibe.ch/dfr/bv006389.html (31.07.2014.)
15 Herzog, Politisierung, S. 114–116; auch Moeller, S. 412.
16 Herzog, Politisierung, S. 114–116.
17 Herzog, Politisierung, S. 17–19.
18 Herzog, Politisierung, S. 128.
19 Herzog, Politisierung, S. 142. 
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‚Ausschweifungen‘ junger Frauen an Schulen.20 Auch die Verbreitung der ‚Anti-Baby-Pille‘ und der

damit  einhergehenden  Entkopplung  von  Fortpflanzung  und  Sexualität  sowie  eine  allgemeine

Bewegung gegen den aus den 1950ern herrührenden „Sexualkonservativismus“ der westdeutschen

Gesellschaft waren für dieses Thema bedeutsam.21 Insbesondere scheint aber auch die Diskussion

über den Holocaust und die NS-Zeit für den Wandel maßgeblich gewesen zu sein.22 Die Erinnerung

an die NS-Geschichte war für die Gesellschaft der noch jungen BRD eine Verhandlung der eigenen

Position in Geschichte und Gegenwart.23 Die ‚neue Linke‘ stellte die Zeit zwischen 1933–1945 als

Periode  vollständiger  sexueller  Repression  dar,  obwohl  während  der  NS-Zeit  zumindest  jene

Bereiche der  Sexualität  positiv  hervorgehoben  wurden,  die zur  nationalsozialistischen  Ideologie

passten – nämlich die heterosexuelle,  ‚rassisch reine‘ Sexualität  zur  Vergrößerung der ‚arischen

Volksgemeinschaft‘.24 Man ging in den Protesten gar soweit, die Grausamkeiten des NS-Regimes

als Ventil für die verhinderte Auslebung von Sexualität darzustellen.25 Die Forderungen der ‚68er‘

verstanden sich somit als Gegenentwurf zu diesem teilweise doch verzerrten und vereinfachten Bild

der Sexualität im Nationalsozialismus.26

Die Schwulenbewegung, die in den späten 1960ern und frühen 1970ern entstand, war eng mit der

studentischen, kapitalismuskritischen Bewegung verbunden.27 Einige historische Momente, die zur

Gründung  und  zum  Wachstum  der  Bewegung  führten,  waren  die  Ablehnung  von

Informationsständen  lokaler  Schwulengruppen  (etwa in  Aachen28)  aufgrund des  ‚Sittengesetzes‘

oder die Weigerung Bayerns, den Film „Nicht der Homosexuelle ist pervers, sondern die Situation,

in  der  er  lebt“ innerhalb  seiner  Landesgrenzen  ausstrahlen  zu  lassen.  Die  zentralen  Ziele  der

Schwulenbewegung  waren  die  Streichung  des  § 175  StGB  und  eine  gesellschaftliche

Gleichstellung.29 Diese  „bürgerlich-reformistischen“  Gruppen  standen  in  Konkurrenz  zu  den

„sozialistisch-linkspolitischen“ Teilen der Bewegung, welche radikale Kritik an der kapitalistisch-

westdeutschen Gesellschaft äußerten30 und daher keinen allzu breiten Rückhalt in der Bevölkerung

20 Eder, Franz X.: Kultur der Begierde: Eine Geschichte der Sexualität. München 2002 (=Beck’sche Reihe, Bd. 1453),
S. 217–19.

21 Herzog, Dagmar: „Sexy Sixties?“: Die sexuelle Liberalisierung der Bundesrepublik zwischen Säkularisierung und
Vergangenheitsbewältigung.  In:  Hodenberg,  Christina v.  (Hrsg.):  Wo „1968“ liegt.  Reform und Revolte  in der
Geschichte der Bundesrepublik. Göttingen 2006, S. 79–112, hier S. 92.

22 Vgl.  Herzog,  „Sexy  Sixties?“;  S.  91f.;  sie  hebt  die  4  Faktoren  Anti-Baby-Pille,  sexuelle  Bilder  in  Medien,
Bewegung gegen Sexualkonservativismus und Diskussion über NS/Holocaust als Kernmomente der Liberalisierung
hervor. Vgl. auch Herzog, Politisierung, S. 174.

23 Herzog, Politisierung, S. 12.
24 Herzog, Politisierung, S. 9–11.
25 Herzog, Politisierung, S. 192.
26 Herzog, Politisierung, S. 196.
27 Herzog, Politisierung, S. 191; auch Stümke, S. 166.
28 Herzog, Politisierung, S. 159.
29 Herzog, Politisierung, S. 161f.
30 Hergemöller, Bernd-Ulrich: Einführung in die Historiographie der Homosexualitäten. Tübingen 1999 (=Historische

Einführungen, Bd. 5), S. 119.
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erlangen  konnten.31 Teile  der  studentischen  Bewegung  waren  allerdings  zudem  homophob

eingestellt  und  bezeichneten  Homosexualität  als  Erscheinung  einer  durch  den  Kapitalismus

degenerierten  Gesellschaft  und  prophezeiten,  dass  jene  mit  der  Abschaffung  des  Kapitalismus

ebenso  verschwinden  würde.32 Insgesamt  wird  der  Schwulenbewegung  in  Verbindung  mit  der

Studenten-  und  Frauenbewegung  allerdings  attestiert,  die  gesellschaftliche  Einstellung  zur

Homosexualität stark verändert zu haben.33

Im  Zuge der  Liberalisierung der  Gesellschaft  im Umgang mit  Sexualität  in  der  Öffentlichkeit,

verbunden  mit  den  Forderungen  der  studentischen  Bewegungen  und  einem  allgemeinen

Mentalitätswandel aller großen politischen Parteien wurde während der Großen Koalition (Kabinett

Kiesinger)  1966–1969 die  teilweise  Entkriminalisierung  homosexuellen  Verkehrs  beschlossen.34

Der 1969 beschlossene § 175 StGB besagte nun:

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren wird bestraft

1. ein Mann über achtzehn Jahre, der mit einem anderen Mann unter einundzwanzig Jahren Unzucht treibt (…)

2. ein Mann, der einen anderen Mann unter Mißbrauch einer (…) Abhängigkeit bestimmt, mit ihm Unzucht zu
treiben oder sich von ihm zur Unzucht mißbrauchen zu lassen

3. ein Mann, der gewerbsmäßig mit Männern Unzucht treibt oder (…) sich dazu anbietet.

(…)

(3) Bei einem Beteiligten, der zur Zeit der Tat noch nicht einundzwanzig Jahre alt war, kann das Gericht von

Strafe absehen.35

Effektiv erlaubte dieses Gesetz nun einvernehmlichen homosexuellen Verkehr (nur), wenn beide

Männer über 21 Jahre alt waren.36 Die Schwulenbewegung gewann durch diese Entscheidung die

Möglichkeit, die erneute Reform 1973 mit anzustoßen.37 Somit entstand der von der sozial-liberalen

Koalition beschlossene, reformierte § 175 StGB, welcher besagte:

1. Ein Mann über achtzehn Jahren, der sexuelle Handlungen an einem Mann unter achtzehn
Jahren vornimmt oder von einem Mann unter achtzehn Jahren an sich vornehmen läßt, wird
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.38

31 Stümke, S. 166.
32 Hergemöller, S. 118.
33 Sigusch, Volkmar: Homosexuelle zwischen Verfolgung und Emanzipation. In: PolZG 57/15–16 (2010), S. 3–7, hier

S. 5f.
34 Herzog, Politisierung, S. 271f.
35 Erstes  Gesetz  zur  Reform  des  Strafrechts  (1.  StrRG),  BGBl.  I  52/1969,  S.  653f.  Online  einsehbar  unter

http://www.bgbl.de/banzxaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl169s0645.pdf
(01.08.2014).

36 Gammerl, S. 9.
37 Herzog, Politisierung, S. 271.
38 Viertes  Gesetz  zur  Reform  des  Strafrechts  (4.  StrRG),  BGBl.  I  98/1973.  S.  1727.  Online  einsehbar  unter

http://www.bgbl.de/banzxaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl173s1725.pdf
(01.08.2014).
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Somit  lag  nun  das  Schutzalter  für  homosexuellen  Verkehr  bei  18  Jahren.  Im  Vergleich  zur

vorherigen Rechtsprechung und -praxis war nun eine erhebliche Liberalisierung eingetreten; eine

Ungleichbehandlung bestand aber immer noch und Vergehen gegen § 175 StGB wurden noch bis

1994 strafrechtlich verfolgt.39

Jugendschutz und Pornographie

In der 1950ern ging die Ablehnung pornographischer und sexuell anzüglicher Erzeugnisse in der

Bundesrepublik so weit,  dass katholische Jugendgruppen in Württemberg und Bayern öffentlich

entsprechende  Zeitschriften  und  Kioske,  in  denen  diese  gekauft  werden  konnten,  verbrannten.

Mehrere Freiheiten – die der Kunst, der Presse, des Wortes und der individuellen Freiheit – wurden

hierbei  ausdrücklich  hinter  das  gesellschaftliche  ‚Sittengefühl‘  gestellt,  um  so  den  Schutz  der

Jugend sicher zu stellen.40 Der Schutz der Jugend wurde ebenso als Argument bei der Beibehaltung

des § 175 StGB angeführt und hatte zur Folge, dass bei der Reform von § 184 StGB auch über

Homosexualität gesprochen wurde.41 In den frühen Jahren der BRD waren, wie bereits erwähnt,

konservative  Sexualaufklärungsschriften  den  progressiv-liberalen  vorgezogen  worden,  da  man

letztere  als  zu  explizit  und  die  Jugend  korrumpierend  betrachtete  und  teilweise  verbot  oder

indizierte.  Es  ist  dazu  zu  erwähnen,  dass  nicht  nur  Sexualaufklärungsschriften,  sondern  auch

Zeitschriften verboten wurden, wenn man sie als jugendgefährdend einstufte. Dazu gehörten nach

damaligem Rechtsverständnis auch Zeitschriften, in denen Homosexualität thematisiert wurde. Im

Zeitraum 1954 bis 1960 wurden so 45 „Periodika homosexueller Tendenz“ indiziert, im Zeitraum

1961 bis 1964 sogar 50.42

Die Abgeordnete Anna Mönikes (CDU) fragte nun im Juni 1969 nach der Fähigkeit von Lehrern,

im  sexualpädagogischen  Unterricht  sozialethische  und  anthropologische  Problemstellungen  zu

behandeln.43 Dies  wurde  mit  dem  Hinweis  auf  ausreichendes  Material,

Weiterbildungsmöglichkeiten und Fortbildungsmittel für Lehrer beantwortet.44 Als Anlage wurde

eine Empfehlung der Kultusministerkonferenz vom 03.10.1968 – also noch vor der ersten Reform

des § 175 StGB – mitgeliefert. Diese Empfehlung listete Homosexualität noch unter der Kategorie

„sozialethische  Probleme  (…),  strafrechtliche  Bestimmungen  zum Schutz  der  Jugend  und  (…)

sexuelle  Vergehen“,  und zwar zusammen mit  „Empfängnisverhütung,  Promiskuität,  Prostitution,

(…)  Vergewaltigung,  Abtreibung,  Kuppelei,  Verbreiten  von  Geschlechtskrankheiten  [und]

39 Gammerl, S. 9.
40 Herzog, Politisierung, S. 137–140.
41 Stümke, S. 164
42 Herzog,  Politisierung,  S.  137;  vgl.  dazu  auch  Drucksache  5/302,  S.  183,  online  einsehbar  unter

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/05/003/0500302.pdf (13.09.2014).
43 Drucksache 5/4389. Online einsehbar unter http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/05/043/0504389.pdf (13.09.2014).
44 Drucksache 5/4584. Online einsehbar unter http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/05/045/0504584.pdf (13.09.2914).
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Triebverbrechen“.45 Dies zeigt deutlich, welche Position Homosexualität in den Lehrplänen damals

noch zugewiesen wurde: ein gesellschaftliches Problem, das die Jugend gefährdete. 

Zum Ende der 1960er sollte durch den Entwurf des 4.  Gesetzes zur Reform des Strafrechts (4.

StrRG) § 184 StGB reformiert werden. Nach der reformierten Fassung war die Überlassung oder

das  öffentliche  Zugänglichmachen  von  pornographischem  Material  nur  noch  an  Kinder  und

Jugendliche verboten. Zuwiderhandlungen wurden mit Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr oder

einer  entsprechenden  Geldstrafe  bestraft.  Im  Vergleich  zur  vorherigen  Fassung  zeigte  dieser

Entwurf die nun vorherrschende Meinung, dass es „die Freiheit jedes erwachsenen Staatsbürgers

[sei], selbst zu bestimmen, was er betrachten und lesen will“46. Diese Freiheit wurde nun wurde nun

höher angesehen als die Möglichkeit der Schädigung der gesellschaftlichen ‚Sitten‘. Dem bis dahin

herrschenden  Vorurteil,  dass  langfristiger  Konsum von  Pornographie  gesellschaftsschädlich  sei,

fehlte zudem die wissenschaftlich-empirische Bestätigung. Es sollten daher nur noch, so § 184a

StGB, sadistische und pädophile Pornographie komplett verboten werden, da man hier die Gefahr

für  die Schädigung der  Gesellschaft  als  zu hoch ansah.47 Um Jugendliche vor  Pornographie zu

schützen und eine positive Sexualerziehung zu gewährleisten, waren somit nun neue Regelungen

vonnöten.48

Diese Vorhaben einer legislativen Veränderung veranlasste den Abgeordneten Franz Weigl (CSU)

zur  Nachfrage,  ob  nicht  (neben  sadistischer  und  pädophiler1)  zum  Schutze  der  Jugend  auch

homosexuelle,  lesbische  und  nekrophile  Pornographie  sowie  Darstellungen  von  Gruppensex

verboten werden sollten.49 Der Parlamentarische Staatssekretär des Bundesministeriums für Justiz,

Alfons Bayerl (SPD)50, antwortete, dass diese Arten der Pornographie kein Totalverbot benötigten

und die Jugend aufgrund des neuen § 184 StGB ausreichend davor geschützt sei. Weigl fragte ein

halbes  Jahr  später  noch  einmal  nach;  er  wollte  nun  wissen,  „(w)ie  (…)  ein  Ansteigen  der

Jugendkriminalität  bei  einer  zu  erwartenden  Verbreitung  von  pornographischen  Texten  und

Abbildungen  in  Millionenauflagen  wirksam  verhindert  werden  [kann]?“51 Dass  durch  die

Liberalisierung  des  Gesetzes  vermehrt  günstiger  erwerbbare  Pornographie  in  Deutschland

produziert  werden  würde,  hatte  die  Regierung in  ihrem Gesetzentwurf  selbst  prophezeit.52 Ihm

45 Beide Zitate aus Drucksache 5/4584, S. 5.
46 Drucksache  6/1552,  S.  33.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/06/015/0601552.pdf

(13.09.2014).
47 Drucksache 6/1552, S. 35.
48 Drucksache 6/1552, S. 5f.
49 Drucksache  6/2286, S.  20.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/06/022/0602286.pdf

(13.09.2014).
50 GND-Datensatz zu Alfons Bayer: http://d-nb.info/gnd/137032846/about/html (13.09.2014).
51 Drucksache  6/2968,  S.  3.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/06/029/0602968.pdf

(13.09.2014).
52 Drucksache 6/1552, S. 33.
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wurde  geantwortet,  dass  es  wissenschaftlich  nicht  erwiesen  sei,  dass  das  Betrachten  von

Pornographie zur Kriminalität führe, wie schon im Entwurf des 4. StrRG dargelegt wurde.53 Es sei

vielmehr ein „aus den Vorstellungen des 19. und des beginnenden 20. Jahrhunderts gewachsene(r),

seinerzeit  weltweit  vertretene(r)  Gedank(e)  (…),  daß  pornographische  Erzeugnisse  schlechthin

gemeinschaftsschädlich“ seien.54

Die neue Version des § 184 StGB sollte  den Verkauf auch von homosexueller Pornographie an

Erwachsene legalisieren. Die Argumentation von 1953 wurde somit aus der Rechtspraxis entfernt

und persönliche Freiheit dem ‚gesellschaftlichen Sittengefühl‘ übergeordnet. Dass der neue § 184

StGB weiterhin die Abgabe von pornographischen Medien an Kinder und Jugendliche verbot, lässt

auf  die  Befürchtung  schließen,  dass  diese  Bilder  zu  einer  negativen  Sexualentwicklung  führen

würden. Hier wird ersichtlich, dass manche Abgeordnete einen qualitativen Unterschied zwischen

heterosexueller und homosexueller Pornographie im Recht festschreiben wollten. Da der Entwurf

der Bundesregierung sadistische und pädophile Pornographie weiterhin vollständig verbot, bestand

die  Möglichkeit,  in  gleicher  Weise  für  das  Totalverbot  weiterer  Sorten  von  Pornographie  zu

argumentieren. Die Anfragen der CDU/CSU-Abgeordneten um Franz Weigl zeigen, dass manche

Abgeordnete  homosexuelle  Bilder  als  ähnlich  jugendgefährdend  und  anstößig  ansahen  wie

pädophile  und sadistische  Bilder  und bei  der  Legalisierung jeglicher,  also auch  heterosexueller

Pornographie,  eine erhöhte Jugendkriminalität befürchteten. Die Antworten der Bundesregierung

zeigen jedoch zwei Veränderungen: Man sah erstens die Gefahr der ‚Verführung‘ von Männern zur

Homosexualität für die Gesellschaft und ihre Sittlichkeit als nicht mehr existent oder eher nicht

relevant an und rückte somit von diesem lange vorherrschenden Bild ab, wie es in ähnlicher Weise

auch  schon bei  der  Strafrechtsreform geschehen  war.  Zweitens  rückte  man die Homosexualität

durch diesen Schritt näher an die als ‚normal‘ betrachtete Heterosexualität heran und distanzierte sie

– anders als die Anfragen der CDU/CSU – somit von anderen Formen devianter und kriminalisierter

Pornographie.

Homosexualität als Krankheit

Der  Begriff  der  Homosexualität  war  vor  allem  in  den  1950ern  „eng  mit  medizinischen,

psychologischen und kriminologischen Diskursen über Devianz und Perversion verknüpft.“55 Eine

nicht-heterosexuelle Orientierung wurde als psychische,  „sexuelle Verhaltensstörung“ angesehen,

die  behandelt  und  geheilt  werden  musste.56 Aus  den  Quellen  lassen  sich  zwei

53 Drucksache 6/1552, S. 35.
54 Drucksache 6/1552, S. 33.
55 Gammerl, S. 7.
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‚Behandlungsmethoden‘  rekonstruieren,  mit  denen  sich  der  Bundestag  befasste:  psychologische

Behandlung und freiwillige Kastration. 

Die freiwillige Kastration, wie sich laut der Begründung des Gesetzentwurfs zeigte, wurde wohl bei

Pädophilen  und  Exhibitionisten  als  wirksam  wahrgenommen,  aber  weniger  bei  „homosexuell

veranlagten Tätern“.57 Kastration als Behandlung der Homosexualität wurde also durchgeführt –

analog zu erzwungenen ähnlichen Versuchen an Homosexuellen während  der  NS-Zeit58,  jedoch

wurde ihr keine heilende Wirksamkeit zugesprochen und somit wohl eingestellt.

Offensichtlich waren Homosexuelle zuvor auch in psychiatrische Behandlung gekommen, um ihre

‚deviant-perverse‘ Störung zu behandeln. Die Reform des § 175 StGB bewirkte nun ein Absinken

der Zahl gerichtlich angeordneter psychotherapeutischer Behandlungen von Homosexuellen; man

erwartete  aber  einen  erhöhten  Beratungs-  und  Behandlungsbedarf  „mit  Partnerkonflikten  und

allgemeinen  Krisen“59.  Dies  lässt  auch  darauf  schließen,  dass  viele  homosexuelle  Männer  –

möglicherweise aus gesellschaftlichem Druck – heterosexuelle Partnerschaften und Ehen eingingen

und  man  vermutete,  dass  sich  durch  die  Reform  manche  dieser  Männer  zu  ihrer  sexuellen

Orientierung bekennen würden und somit Partnerschafts- und Ehekrisen entstehen würde. Auch ist

es  möglich,  dass  man  familiäre  Krisen  befürchtete,  wenn  nach  der  Liberalisierung  Männer

gegenüber ihren Familien zu ihrer Sexualität standen und aufgrund innerfamiliärer Ressentiments

ein Konflikt entstand. Generell blieb die Frage offen, ob Homosexualität nun eine Krankheit, eine

Störung oder ein Teil menschlicher Existenz war. Der CDU-Abgeordnete Hans Dichgans60 fragte

bereits  1970, ob hohe staatliche Institutionen wie das Bundesverfassungsgericht  überhaupt dazu

geeignet  seien,  die  Frage  nach  der  Krankhaftigkeit  von  Homosexualität  zu  beantworten.61 Der

Abgeordnete  Hajo  Hoffmann  (SPD)  fragte  1980  im  Bundestag,  ob  die  Bundesregierung

Homosexualität (immer noch) als Krankheit ansähe und ob sie andernfalls bei der World Health

Organization (WHO) eine Streichung beantragen würde.62 Der Parlamentarische Staatssekretär Fred

Zander  (SPD)63 antwortete,  dass  nach  Ansicht  der  Bundesregierung  Homosexualität  „keine

56 Vgl.  Drucksachen  7/4200,  S.  68  und  7/4201,  S.  971  (Zitat).  Online  einsehbar  unter
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/07/042/0704200.pdf (13.09.2014)  und
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/07/042/0704201.pdf (13.09.2014).

57 Drucksache  5/3702,  S.  8.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/05/037/0503702.pdf
(13.09.2014).

58 Grau, Günter: Unschuldige Täter“. Mediziner als Vollstrecker der nationalsozialistischen Homosexuellenpolitik. In:
Jellonnek,  Burkhard/Lautmann,  Rüdiger (Hrsg.): Nationalsozialistischer Terror gegen Homosexuelle.  Verdrängt
und ungesühnt. Paderborn 2002, S. 209–235, hier S. 212–214.

59 Drucksache 7/4200, S. 68.
60 GND-Datensatz zu Hans Dichgans: http://d-nb.info/gnd/118525174/about/html (13.09.2014).
61 Plenarprotokoll  6/38,  S.  1907  (B).  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/06/06038.pdf

(13.09.2014).
62 Drucksache  8/3914,  S.  22.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/08/039/0803914.pdf

(13.09.2014).
63 GND-Datensatz zu Fred Zander: http://d-nb.info/gnd/109205995/about/html (13.09.2014).
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Krankheit im üblichen Sinne“ sei, aber ein höheres Krankheitsrisiko mit sich zöge.64 Ein direkter

Antrag an die WHO wurde nicht aufgenommen, da es nach Zanders Angaben bereits ein weltweites,

von  der  Wissenschaft  getragenes  Vorhaben  gab,  Homosexualität  aus  offiziellen  Listen  von

Krankheiten  und  Störungen  zu  streichen.65 Er  spielte  damit  wohl  unter  anderem  auf  die

Entscheidung der American Psychiatric Association an, die 1975 Homosexualität von der Liste der

geistigen Krankheiten strich.66 Das zögerliche Verhalten des Bundestages in dieser Frage und das

Abwarten der Entwicklung der medinzisch-psychiatrischen Debatte um Homosexualität sind somit

als Konstanten der 1970er festzustellen.

In einem verwandten Feld trat die Bundesregierung dann doch regulierend auf. Im Entwurf des

neuen  Transsexuellengesetzes (TSG)  wurde  die  Notwendigkeit  einer  klaren,  rechtssicheren

Abtrennung  von  Transvestismus,  Transsexualismus  und  Homosexualität  dargelegt.67 Der

Abgeordnete Rolf Meinecke (SPD)68 erklärte dem Bundestag, dass trotz der teilweise reißerischen

öffentlichen  Berichterstattung  Transsexualität  keine  „sexuelle  Deviation“69 und  das  TSG  keine

„Legalisierung  perverser  Empfindungen“70 sei,  sondern  eine  klar  von  der  Homosexualität

abgrenzbare Erscheinung. Die Hauptbefürchtung war gewesen, dass durch das TSG schwule Paare,

von denen sich  ein  Partner  als  Frau eintragen  ließ,  heiraten  könnten.  Der  vom Innenausschuss

letztlich eingereichte,  überarbeitete Gesetzesentwurf enthielt in seiner Begründung den Hinweis,

dass  Homosexuelle  nicht  die  sogenannte  „kleine  Lösung“71 ausnutzen  könnten.  Dieser  Begriff

bezeichnete die Änderung des Vornamens ohne operativen Eingriff am Körper; diese wird nach § 7

des  Entwurfs  des  TSG unwirksam,  wenn  ein  Transsexueller  mit  geändertem Namen  ein  Kind

bekommt  oder  heiratet.  Dies  sollte,  so  der  Hinweis  des  Innenausschusses,  verhindern,  dass

Homosexuelle auf Umwegen eine gleichgeschlechtliche Ehe schließen konnten.72

Insgesamt ist ein gewisser Wandel in der Wahrnehmung der Homosexualität feststellbar: Sie wurde

in den 1970ern von etwas Behandlungsbedürftigen zu einem Faktor, der Behandlungsbedürftigkeit

wahrscheinlich machte – nicht mehr das Problem, aber oft Ursache von Problemen. Man wollte

daher auch lieber die wissenschaftliche Diskussion abwarten und keine klaren Entscheidungen über

64 Plenarprotokoll 8/215, S. 17279 (A).
65 Plenarprotokoll 8/215, S. 17279 (B). 
66 Rizzo,  Domenico:  Öffentlichkeit  und  Schwulenpolitik  seit  dem Zweiten Weltkrieg.  In:  Alrich,  Robert  (Hrsg.):

Gleich und anders. Eine globale Geschichte der Homosexualität. Hamburg 2007, S. 197–221, hier S. 217.
67 Drucksache  8/2947,  S.  18.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/08/029/0802947.pdf

(13.09.2014).
68 GND-Datensatz zu Rolf Meineke: http://d-nb.info/gnd/1017446172/about/html (15.09.2014).
69 Plenarprotokoll  8/164,  S.  13173  (D).  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/08/08164.pdf

(15.09.2014).
70 Plenarprotokoll 8/164, S. 13173 (D).
71 Drucksache  8/4120,  S.  14.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/08/041/0804120.pdf

(15.09.2014).
72 Vgl. Drucksache 8/4120, S. 14.
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die Natur der Homosexualität (Krankheit, Störung, nichts von beiden) treffen. Jedoch wurde es als

nötig anzusehen, homosexuelle Ehen zu verhindern und vermeintliche Schlupflöcher in anderen –

Sexualität und Körper betreffenden – Gesetzen vorsorglich fest zu verschließen.

Homosexualität in der Bundeswehr

Die Bundeswehr musste sich im Rahmen der Strafrechtsreform und Liberalisierung des § 175 StGB

mit der neuen rechtlichen Realität auseinandersetzen. Fast erleichtert wurde wiederholt festgestellt,

dass  die  Liberalisierung  von  § 175  StGB  nicht  zu  einer  vermehrten  Zahl  „homosexueller

Verfehlungen von Soldaten“73 oder zu negativen „Auswirkungen auf Ordnung und Disziplin in der

Truppe“74 führte.  Der  Bundestag  wurde  darüber  hauptsächlich  durch  die  Jahresberichte  der

Wehrbeauftragten  informiert.  Die  Bundeswehr  stellte  jedoch  folgenden  Grundsatz  klar:  „Die

disziplinarrechtliche Bewertung [homosexueller Handlungen, TJ] verläuft mit der strafrechtlichen

nicht parallel“75. Zwar wurden von da an homosexuelle Handlungen von Soldaten außerhalb der

Bundeswehr in der Regel nicht mehr verfolgt, wie ein im Bericht geschilderter Fall76 zeigte: Ein

Obermaat war wegen jahrelanger, homosexueller Beziehungen außerhalb der Bundeswehr aus dem

Dienst entlassen worden; das Urteil war aber im Berufungsverfahren zum Freispruch umgewandelt

worden. Man sah keine Gefahr für Ansehen und Achtung der Bundeswehr und wollte Toleranz und

„Duldung  einer  anders  gearteten  Minderheit“77 zeigen.  Homosexuelle  Handlungen  zwischen

Soldaten  innerhalb  der  Bundeswehr  wurden  jedoch  trotz  der  Strafrechtsreform  von  1969/1973

weiterhin  dienstrechtlich  bestraft.  Man  befürchtete  die  „Störung  von  Ordnung,  Disziplin  und

Autorität in den Streitkräften.“78

Besonders  den  homosexuellen  Kontakt  zwischen  Vorgesetzten  und  Untergebenen  sah  man  als

hochproblematisch  an.  Es  wurde  befürchtet,  dass  dies  das  Ansehen  des  Vorgesetzten  zerstören

würde.79 Man  begründete  die  Rechtsvorschrift  damit,  dass  die  (untergebenen)  Soldaten  vor

„homosexuellen Angriffen“80 geschützt werden müssen. Ebenso sei eine solche Beziehung „in einer

Männergemeinschaft wie der Bundeswehr eine ernsthafte Störung der inneren Ordnung, die von

Disziplin und Autorität getragen werden muß.“ Diese Art von Beziehung verletze Wohlverhaltens-,

73 Drucksache  6/3232,  S.  61.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/06/032/0603232.pdf
(15.09.2014).  Ähnlich  auch  Drucksache  7/334,  S.  55.  Online  einsehbar  unter
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/07/003/0700334.pdf (15.09.2014).

74 Drucksache 6/3232, S. 61.
75 Drucksache  8/153,  S.  17.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/08/001/0800153.pdf

(15.09.2014).
76 Vgl. Drucksache 6/3232, S. 60f. 
77 Drucksache 6/3232, S. 61.
78 Drucksache 6/3232, S. 60. 
79 Drucksache 6/3232, S. 60. 
80 Drucksache 6/3232, S. 60. 
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„Kameradschafts- und Fürsorgepflicht“81 und untergrabe die Autorität des Vorgesetzten. In einem

Beispielfall  wurde  von  einem  Leutnant  und  einem  Gefreiten  berichtet,  die  nach  „einem

gemeinsamen  Besuch  eines  Jahrmarktes  und  reichlichem  Alkoholgenuss“  in  die  Wohnung  des

Leutnants gingen, der  dann versuchte,  „den Gefreiten zu gleichgeschlechtlichen Handlungen zu

veranlassen.“82 Einen  Monat  später  wurde  der  Offizier  aus  dem  Dienst  entlassen;  der

Wehrbeauftragte stellte fest, dass dies die übliche Prozedur bei homosexuellen Kontakten zwischen

Vorgesetzen und Untergeben sein müsse.83

Aber auch die gleichgeschlechtliche Beziehung zwischen gleichgestellten Kameraden stellte nach

Ansicht der Bundeswehr trotz liberalisiertem Strafrecht ein Dienstvergehen dar. Zunächst sah man

in homosexuellen Beziehungen „im Kasernenbereich“ eine Verletzung der Wohlverhaltenspflicht.

Man  sah  auch  hier  eine  potentielle  Gefahr  für  die  „militärische  Ordnung  und  Disziplin“  da

„sachfremde  Erwägungen  in  dienstliche  Entscheidungen  einfließen“  könnten  und  man

„unerwünschte Gruppenbildung“ befürchtete. 84

Auch wenn nach den Strafrechtsreformen und der Liberalisierung von § 175 StGB nach eigener

Angabe der Bundeswehr nicht  mehr Fälle homosexueller Handlungen festzustellen waren – das

Dienstrecht  selbst  wurde  nur  marginal  liberalisiert,  lediglich  homosexuelle  Handlungen  von

Soldaten außerhalb der Kasernen mit Nichtangehörigen der Streitkräfte wurden toleriert. Man sah

sowohl in homosexuellen Beziehungen zwischen Kameraden als auch zwischen Vorgesetzten und

Untergebenen weiterhin eine Verletzung der Wohlverhaltenspflicht, und wohl viel schlimmer, eine

Gefahr für die Disziplin, Ordnung und somit letztlich die Stärke der Bundeswehr.

Diese Sorge führte soweit, dass das Oberverwaltungsgericht Münster sich nach einem Bericht des

SPIEGELS dazu entschied homosexuelle Soldaten aufgrund der angenommenen Gefährdung von

Disziplin und Kampfkraft  nicht in die Offiziersränge eintreten zu lassen. Man befürchtete auch,

dass homosexuelle Offiziere bevorzugte Ziele geheimdienstlicher Tätigkeiten sein könnten.85 Dieser

Bericht veranlasste den Bundestagsabgeordneten Helmut Schäfer (FDP)86 sich in einer Fragestunde

zu  erkundigen,  ob  es  tatsächlich  zuträfe,  dass  homosexuelle  Männer  keine  Offizierslaufbahn

durchlaufen  könnten.  Der  Parlamentarische  Staatssekretär  des  Bundesministeriums  für

Verteidigung, Andreas von Bülow (SPD)87 antwortete nicht konkret und meinte dazu nur, es müsse

81 Beide Zitate aus Drucksache 8/153, S. 18.
82 Beide Zitate aus Drucksache 7/334, S. 55.
83 Drucksache 8/153, S. 18.
84 Alle Zitate aus Drucksache 8/153, S. 18. 
85 Der  San.-St.  Uffz.  verfiel  der  Sinnlichkeit,  in:  SPIEGEL  33/1979,  S.  61.  Online  einsehbar  unter

http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-40348870.html (15.09.2014)  und  als  PDF
http://magazin.spiegel.de/EpubDelivery/spiegel/pdf/40348870 (15.09.2014).

86 GND-Datensatz zu Helmut Schäfer: http://d-nb.info/gnd/170226085 (15.09.2014).
87 GND-Datensatz zu Andreas v. Bülow: http://d-nb.info/gnd/120516004 (15.09.2014).

52



„im  Rahmen  der  gesetzlichen  Bestimmungen  nach  den  Umständen  des  Einzelfalls  beurteilt

[werden], ob dienstrechtliche Folgerungen aus der Homosexualität des Soldaten zu ziehen sind.“88

Eine Bestätigung seines einleitenden Satzes, dass „[d]ie Bundeswehr Homosexuelle grundsätzlich

nicht anders als heterosexuelle Staatsbürger [behandele]“89, war dies eindeutig nicht.

Dieses  Thema ruhte nun für  anderthalb Jahre im Bundestag,  wurde aber  erneut und nun etwas

ausführlicher  und intensiver  behandelt.  Die  Abgeordnete  Helga Schuchardt  (FDP)90 stellte  dazu

zwei  Fragen:  Zunächst  erkundigte  sie  sich,  warum  „homosexuelle  Männer  zwar  grundsätzlich

wehrdienstfähig und vom längeren freiwilligen Dienst nicht auszuschließen sind, aber ihnen die

Eignung zum Vorgesetzten abgesprochen“91 werde und ob die Bundesregierung darin nicht einen

Widerspruch zu den Liberalisierungen von § 175 StGB von 1969 und 1973 sehe.92 Der damalige

Parlamentarische Staatssekretär des Bundesministeriums für Verteidigung Willfried Penner (SPD)93

antwortete,  dass  „bisher  in  Übereinstimmung  mit  höchstrichterlicher  Rechtsprechung“94

homosexuelle  Soldaten  keine  Autorität  ausüben  könnten  und  ihnen  somit  die  Fähigkeit  zum

Offiziersdienst  abgesprochen  werde.  Auf  die  Nachfrage,  warum  Penners  Vermutung  nach

homosexuelle  Offiziere  keine  Autorität  besitzen  würden,  antwortete  Penner:  „[Die  Vermutung]

gründet sich – Frau Kollegin Schuchardt,  das wird Sie nicht  besonders überzeugen – auf  einer

gewissen  Lebenserfahrung.“95 Diese  Äußerung veranlasste  den  Abgeordneten  Ralph  Herberholz

(SPD) zu einer Nachfrage – er bat um Klarstellung, ob das sexuelle Verhalten die Befähigung zur

Ausstrahlung von Autorität bedinge. Penner stellte klar, dass er lediglich das „Bekanntwerden eines

bestimmten  sexuellen  Verhaltens“96 gemeint  habe.  Auf  Nachfrage  von  Heberholz  versicherte

Penner, dass sich das Bundesministerium nicht nach der sexuellen Orientierung erkundige.97 Auf die

Frage, ob nicht ein Homosexueller, der seine Orientierung verstecke, nicht ein Heuchler sei und ob

nicht  eher  hier  Probleme  bei  der  Ausübung  von  Autorität  zu  erwarten  seien,  wurde  auf  den

„Meinungsbildungsprozeß  der  Gesamtgesellschaft“98 verwiesen  und  somit  die  soziale

Stigmatisierung als Mitbegründung verwendet. Der CDU-Abgeordnete Claus Jäger99 fragte darauf

hin abwiegelnd, ob nicht „die Bundeswehr bei der Gewinnung geeigneten Führungsnachwuchses

88 Drucksache  8/3235,  S.  8.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/08/032/0803235.pdf
(15.09.2014).

89 Drucksache 8/3235, S. 8.
90 GND-Datensatz zu Helga Schuchardt: http://d-nb.info/gnd/108364534 (15.09.2014).
91 Plenarprotokoll 9/45, S. 2541. Online einsehbar unter http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/09/09045.pdf (15.09.2014).
92 Vgl. Plenarprotokoll 9/45, S. 2542 (B).
93 GND-Datensatz zu Wilfried Penner: http://d-nb.info/gnd/105968579 (15.09.2014).
94 Plenarprotokoll 9/45, S. 2541 (D).
95 Plenarprotokoll 9/45, S. 2542 (A).
96 Plenarprotokoll 9/45, S. 2542 (B).
97 Plenarprotokoll 9/45, S. 2543 (A).
98 Plenarprotokoll 9/45, S. 2542 (D), ähnlich auch ebd., S. 2543 (A).
99 GND-Datensatz zu Claus Jäger: http://d-nb.info/gnd/102478665X/about/html (15.09.2014).
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zur  Zeit  ganz  andere  Sorgen  drücken  als  die  Auswirkungen  der  Reform  des  §  175  des

Strafgesetzbuchs  auf  die  Führungsfähigkeit  von Soldaten?“100 Penner  stellte  dazu  fest,  dass  die

Diskriminierung von Homosexuellen im Parlament zu Recht wiederholt diskutiert wurde und nicht

aufgrund anderer Themen komplett verdrängt werden sollte.101

Diese  zwei  Debatten  aus  den  Fragestunden  des  Bundestages  zeigen  deutlich,  dass  die

Liberalisierung  des  § 175  StGB hier  keinen  tiefergehenden  Wandel  im  Denken  hervorgebracht

hatte. Auch ohne Straftat oder Dienstvergehen führten Homosexualität – das Sein, nicht das Tun –

und  das  Wissen  um  die  sexuelle  Orientierung  eines  potentiellen  Offiziers  zu  einem  für  die

Bundeswehr unüberwindlichen Autoritätsverlust. Man unterstellte homosexuellen Offizieren auch

eine größere Verführbarkeit durch feindliche Agenten und sah sie somit als vergrößertes Risiko in

der  Kommandostruktur  der  Bundeswehr.  Im  Bundestag  verteidigte  der  Parlamentarische

Staatssekretär  des  Bundesministeriums  für  Verteidigung  dies  mit  den  höchstrichterlichen

Beschlüssen,  die  bereits  der  SPIEGEL 1975  kommentierte.  Das  Credo  aus  dem  Bericht  des

Wehrbeauftragten von 1976102 blieb bestehen; die rechtliche Liberalisierung von § 175 StGB machte

vor  den  Kasernentoren   der  Bundeswehr  größtenteils  halt;  man  wollte  die  gesellschaftliche

Entwicklung  lieber  abwarten,  anstatt  sie  voranzutreiben.  Homosexuelle  Offiziere  und  Soldaten

waren eine Gefahr für die Kampfkraft der Bundeswehr und verletzten die Wohlverhaltenspflicht;

Karriere konnte nur machen, wer heterosexuell war oder so tat, als ob er es wäre. Verstecken und

Heucheln  übten keinen  negativen  Einfluss  auf  die  Autorität  des  Offiziers  aus  –  wohl  aber  das

Wissen um die wirkliche sexuelle Orientierung des Soldaten.

Wiedergutmachung der NS-Verbrechen

Die  Nationalsozialisten  hatten  männliche  Homosexuelle  als  eigene  ‚Täter‘-Kategorie  in

Konzentrationslagern eingesperrt und mit einem rosa Winkel gekennzeichnet. Die Problematik, dass

§ 175 StGB nicht als nationalsozialistisches Recht angesehen wurde, wurde bereits zuvor dargelegt.

In der Debatte um die Entschließung des Europäischen Parlaments bezüglich einer Unverjährbarkeit

von Mord und Genozid103 sprach die Abgeordnete Ingrid Matthäus-Maier (FDP)104 unter anderem

an, dass auch Homosexuelle „zu Zigtausenden in die KZs gesperrt und zu Tode gebracht“105 worden

waren. In einem Zwischenruf wies Friedrich Vogel (CDU)106 darauf hin, dass die Homosexuellen

100 Plenarprotokoll 9/45. S. 2543 (B).
101 Vgl. Plenarprotokoll 9/45, S. 2543 (B).
102 Drucksache 8/153, S. 17.
103 Vgl.  Drucksache  8/2616.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/08/026/0802616.pdf

(15.09.2014).
104 GND-Datensatz zu Ingrid Matthäus-Maier: http://d-nb.info/gnd/129410349.
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dafür keine Entschädigung bekämen107 diesen Hinweis nahm Matthäus-Maier auf und nannte es ein

„Sonderproblem,  das  sehr  viel  Unverständnis  gegenüber  dieser  Bundesrepublik  Deutschland

hervorruft.“108

Ebenjenes Sonderproblem griff ein gutes halbes Jahr später der Abgeordnete Hajo Hoffmann (SPD)

auf; er fragte, ob auf die durch die Nationalsozialisten verfolgten Homosexuellen die Definition des

Bundesentschädigungsgesetzes zuträfe, nämlich ob sie zwischen Januar 1933 und Mai 1945 „aus

Gründen  der  Rasse,  des  Glaubens  oder  der  Weltanschauung  durch  nationalsozialistische

Gewaltmaßnahmen verfolgt“109 worden waren.  Hoffmann rechnete wohl mit  einer  verneinenden

Antwort, denn er fragte zudem, ob die Definition in § 1 des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG)

nicht  auf  alle  aufgrund  der  nationalsozialistischen  Ideologie  verschärft  Verfolgten  ausgedehnt

werden  müsse.110 Der  Parlamentarische  Staatssekretär  Karl  Haehser  (SPD)111 antwortete,  dass

Homosexuelle tatsächlich nicht unter die Definition des § 1 BEG fielen, eine Änderung desselben

Paragraphen aber nicht nötig sei,  da „Personen, die wegen Homosexualität  über eine Haftstrafe

105 Plenarprotokoll  8/145,  S.  11630  (B).  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/08/08145.pdf
(15.09.2014). Erste Schätzungen gingen von 5000 bis 15000 Männern aus, die aufgrund ihrer Homosexualität in
Konzentrationslagern  ermordet  wurden;  vgl.  Grikschat,  Winfried  [u.a]:  Der  rosa  Winkel  in  den
nationalsozialistischen  Konzentrationslagern.  In:  Lautmann,  Rüdiger  (Hrsg.):  Seminar:  Gesellschaft  und
Homosexualität, Frankfurt a.M. 1977 (=suhrkamp taschenbuch wissenschaft, Bd. 200), S. 325–365, hier S. 333.
Diese  Zahlen  wurden  oft  übernommen,  ohne  dass  die  Forschungen  und  Schätzungen  präzisiert  wurden;  vgl.
Stümke, S. 127; Jellonnek, Burkhard: Homosexuelle unter dem Hakenkreuz: Die Verfolgung von Homosexuellen
im Dritten Reich. Zugl. Diss. Univ. Münster. Berlin 1990, S. 12;  Bastian,  Till: Homosexuelle im Dritten Reich:
Geschichte  einer  Verfolgung.  München  2000  (=Beck’sche  Reihe  Bd.  1377),  S.  73;  Steakley,  James  D.:
Selbstkritische  Gedanken zur  Mythologisierung der  Homosexuellenverfolgung im Dritten Reich.  In:  Jellonnek,
Burkhard/Lautmann,  Rüdiger  (Hrsg.):  Nationalsozialistischer  Terror  gegen  Homosexuelle.  Verdrängt  und
ungesühnt. Paderborn 2002, S. 55–68, hier S. 55. Da homosexuelle Handlungen in den beiden deutschen Staaten bis
zum Ende der 1960er immer noch illegal und mit sozialen Stigmata belegt waren, fehlen auch oftmals nachträglich
erstellte  Quellen,  die  über  die  NS-Verfolgung berichten könnten;  vgl.  Jensen,  Erik N.:  The  Pink Triangle  and
Political Consciousness. Gays, Lesbians, and the Memory of Nazi Persecution. In: Journ. of the Hist. of Sexuality 11
(2002), S. 319–349, hier S. 321f. Die Opferzahlen sind, auch aufgrund von Aktenvernichtungen im Zeitraum von
1986–1996 schwer zu ermitteln; vgl. Micheler, Stefan/Terfloth, Moritz: Aus den Mühlen der Justiz in den Reißwolf
des Archivs. Der Umgang des Hamburger Staatsarchivs mit Strafverfolgungsakten von NS-Opfern. In: Jellonnek,
Burkhard/Lautmann,  Rüdiger  (Hrsg.):  Nationalsozialistischer  Terror  gegen  Homosexuelle.  Verdrängt  und
ungesühnt. Paderborn 2002, S. 379–388, hier S. 379–386. Neuere Schätzungen gehen davon aus, dass etwa 15000
Männer  wegen  ihrer  Homosexualität  in  Konzentrationslagern  inhaftiert  wurden,  von  denen  die  Hälfte  getötet
wurden; vgl.  Sigmund, Anna M.: „Das Geschlechtsleben bestimmen wir“: Sexualität im Dritten Reich, München
2008,  S.  209.  Neben dieser  Fragestellung sind  viele  weitere  Desiderate  zur  Geschichte  der  Homosexualität  im
Nationalsozialismus  zu  identifizieren,  die  neben  der  Opferperspektive  auch  vielschichtige  Lebenssituationen
untersuchen  wollen;  vgl.  Die  Verfolgung  der  Homosexualität  im  Nationalsozialismus:  Anmerkungen  zum
Forschungsstand.  In:  Schwartz,  Michael  (Hrsg.):  Homosexuelle  im  Nationalsozialismus:  Neue
Forschungsperspektiven zu Lebenssituationen von lesbischen, schwulen, bi-, trans- und intersexuellen Menschen
1933 bis 1945. München 2014 (= Zeitgeschichte im Gespräch, Bd. 18), S. 43–52, hier S. 50–52.

106 GND-Datensatz zu Friedrich Vogel: http://d-nb.info/gnd/1030486352 (15.09.2014).
107 Plenarprotokoll 8/145, S. 11630 (B).
108 Plenarprotokoll 8/145. S. 11630 (C).
109 Drucksache  8/3262,  S.  3.  Online  einsehbar  unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/08/032/0803262.pdf

(15.09.2014).
110 Drucksache 8/3262, S. 3.
111 GND-Datensatz zu Karl Haehser: http://d-nb.info/gnd/1024960277 (15.09.2014).
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hinaus in nationalsozialistische Konzentrationslager verschleppt wurden“112, nach dem Allgemeinen

Kriegsfolgengesetz (AKG) entschädigt würden.

Das  Sonderproblem der  selektiven  Wiedergutmachung  und  gleichzeitigen  Ausblendung anderer

Opfergruppen  wird  an  den  Homosexuellen  deshalb  so  deutlich,  weil  die  Rechtsgeschichte  der

Homosexualität  die  allgemein  anerkannte  Zäsur  von  1945/1949  ignoriert.  Auch  wenn  sich  die

Bundestagsabgeordneten offenbar der Tatsache voll bewusst waren, dass Homosexuelle aufgrund

ihrer  sexuellen  Orientierung  in  Konzentrationslager  verschleppt  worden  waren,  sahen  sie  diese

immer  noch  nicht  als  speziell  durch  den  Nationalsozialismus  verfolgte  Gesellschaftsgruppe  an.

Noch Ende der 1970er Jahre, nach der Liberalisierung von § 175 StGB, herrschte die Einschätzung

des Bundesverfassungsgerichts von 1957 vor, dass selbst die verschärfte Fassung des § 175 StGB

nicht genuin nationalsozialistisch gewesen sei und eine kollektive Wiedergutmachung daher nicht

gerechtfertigt erscheine. Das Thema flackerte kurz auf, aber ein Mentalitätswandel fand nicht statt.

Nicht mehr kriminell – noch nicht akzeptiert

Wie  wirkten  sich  nun  die  Strafrechtsreformen  1969/73  und  die  damit  einhergehenden

Liberalisierungen des § 175 StGB auf diejenigen Themenfelder aus, in denen der Bundestag die

männliche Homosexualität ansprach? Im Bereich der Pornographie und des Jugendschutzes stellten

sich die Abgeordneten die Frage, welche Arten der Pornographie für Erwachsene zugänglich und

welche  vollständig  verboten  werden  sollten.  Auch  wenn  von  Teilen  der  CDU/CSU-Fraktion

gefordert,  wurde  homosexuelle  Pornographie  nicht  durch  ein  explizites  Verbot  mit  den  bereits

verbotenen Arten devianter Pornographie gleichgestellt, sondern – wie heterosexuelle Pornographie

– als etwas eingestuft, dass sich Erwachsene ansehen durften, wenn sie es denn wollten. Darüber

hinaus wurde die Homosexualität nicht mehr als kriminell und medizinisch behandlungswürdige,

also  pathologische  Störung  angesehen,  sondern  wandelte  sich  zu  einer  bloßen  ‚Ursache‘  von

familiären  und  partnerschaftlichen  Krisen.  Der  Bundestag  weigerte  sich  jedoch,  die

Entpathologisierung  von  Homosexualität  aktiv  fortzusetzen  und  wollte  einen  eindeutigen

wissenschaftlichen Konsens auf diesem Gebiet abwarten. Bei der Anerkennung und Regulierung

von Transsexualismus achtete man aber noch geradezu peinlich darauf, Homosexuellen nicht doch

ein Schlupfloch zur Eheschließung zu ermöglichen. Auch wenn Homosexualität nun nicht mehr als

medizinisch-kriminologisches  Problem  angesehen  wurde,  so  zögerte  man  stets  damit,  mit  der

gegenteiligen  Feststellung,  dass  Homosexualität  eine  Variante  menschlicher  Sexualität  sei,  ein

112 Plenarprotokoll  8/179,  S.  14128 (B)-(C).  Online einsehbar unter  http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/08/08179.pdf
(15.09.2014).
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Statement zu setzen und hielt die Homosexualität bewusst in einer Art ‚Zwischenstufe‘ zwischen

Krankheit und ‚Normalität‘ – eben „keine Krankheit im üblichen Sinne“.113  

Keine Zwischenstufen gab es  im Umgang der Bundeswehr mit  Homosexualität – homosexuelle

Beziehungen  zwischen  Kameraden  und  auch  zwischen  Untergebenen  und  Vorgesetzten  passten

nicht  zum Verhaltenskodex  der  Streitkräfte  und  wurden  sanktioniert.  Homosexuellen Offizieren

sprach man allein aufgrund ihrer sexuellen Orientierung die Fähigkeit zur Autoritätsausübung ab

und befürchtete, homosexuelle Soldaten und Offiziere könnten im ‚Kalten Krieg‘ die Kampfkraft

der Bundeswehr gefährden. Für die Bundeswehr brachten die Liberalisierungen des § 175 StGB

keinen tieferen,  ideologischen Wandel. Ebenso gab es kaum einen Wandel in der  Frage,  ob die

Homosexuellenverfolgung nach 1933 genuines nationalsozialistisches Unrecht gewesen sei und ob

Homosexuelle  daher  ein  gleiches  Recht  auf  Entschädigung  hätten  wie  rassisch  oder  politisch

Verfolgte. Man hielt hier noch immer an der Auffassung fest, dass trotz der Verschärfung des § 175

StGB im Jahr 1935 dies durchaus im Rahmen einer längeren Rechtskontinuität zu verstehen sei und

aufgrund dieser  Tatsache  Homosexuelle  keine besondere  verfolgte Gruppe gewesen  wären.  Die

Wiedergutmachung und Anerkennung als Opfergruppe wurde Homosexuellen daher versagt.

Der bedeutendste Wandel war wohl der, dass Homosexualität nicht mehr als Verbrechen angesehen

wurde  –  abgesehen  von  dem  hohen  Schutzalter  im  1973  verabschiedeten  § 175  StGB  war

Homosexualität  in  ihrer  Strafrechtlichkeit  mit  der  Heterosexualität  gleichgestellt  worden.

Homosexualität wurde auch nicht mehr als behandlungsdürftige medizinische Kondition gesehen,

sondern  als  ein  abweichendes,  aber  nicht  direkt  krankhaftes  Verhalten.  Dennoch  wurden

Homosexuelle  nicht  gleichberechtigt  in  den  gesellschaftlichen  Institutionen  anerkannt:  die

Bundeswehr  sperrte  sich  gegen  homosexuelle  Offiziere,  das  Eherecht  wurde  explizit  gegen

Homosexuelle verteidigt, die gleichberechtigte Wiedergutmachung der NS-Verbrechen wurde den

Homosexuellen weiter  verwehrt.  Homosexuelle waren nun nicht  mehr Kriminelle – akzeptierte,

gleichberechtigte Mitglieder der gewandelten Nachkriegsgesellschaft Westdeutschlands waren sie

aber bei weitem noch nicht. Die 1970er führten einen Wandel herbei und legten die Grundlage für

weitere  Versuche  der  Gleichstellung;  Versuche,  welche  die  AIDS-Fälle  der  1980er  fast

zunichtemachten114 und erst  1994 mit  der  Abschaffung des  § 175 StGB,  im Jahr  2000 mit  der

Einführung  des  Lebenspartnergesetzes  und  den  Urteilen  des  Bundesverfassungsgerichts  zur

Sukzessivadoption in Lebenspartnerschaften 2013 neue Erfolge erzielen konnten. Abgeschlossen ist

dieser  Wandel  hin  zu  einer  Gesellschaft,  in  der  alle  Menschen  ungeachtet  ihrer  sexuellen

Orientierung Akzeptanz und rechtliche Gleichstellung finden, aber noch immer nicht.

113 Plenarprotokoll 8/215, S. 17279.
114 Vgl. Sigusch, S. 7.
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Die Selbstverortung des Essener Damenkapitels im Rahmen 
der landständischen Verfassung im Landesgrundvergleich des
Essener Stiftes vom 1. September 1794

Yannick Weber

Zusammenfassung

Das kaiserlich-freiweltliche Damenstift Essen war eines der wenigen Territorien des Reiches, in
dem  Frauen  konstitutionell  –  als  Fürstin-Äbtissinnen  und  im  Damenkapitel  –  an  der
Landesherrschaft  beteiligt  waren.  Die  vorliegende  Untersuchung  versucht  anhand  des  Essener
Landesgrundvergleichs von  1794,  der  einen  Rechtsstreit  zwischen  den  Landständen  und  der
Fürstin-Äbtissin  Maria  Kunigunde  von  Sachsen  beilegen  sollte,  das  Selbstverständnis  des
Damenkapitels  am  Ende  des  Alten  Reichs  aufzuzeigen.  Mit  der  Aushandlung  des
verfassungsähnlichen  Vertrages  gelang es  den Chordamen ihre Selbstsicht  als  erster  Landstand,
Repräsentant  des  Stiftes  und  alleiniger  Wahlkorpus  gegenüber  den  anderen  Ständen,  dem
männlichen Kanoniker-Kapitel und der Fürstin-Äbtissin zu behaupten.

Abstract

The  imperial  free  ladies’ abbey  in  Essen,  Germany,  was  one  of  few  of  the  German  Reich’s
territories in which women were constitutionally involved in the running of their principality, as
Princess-Abbesses and in the ladies’ chapter. This study tries to show the ladies’ chapter’s self-
determination  by  examining  the  Essener  Landesgrundvergleich of  1794.  This  constitution-like
contract was created to resolve a court case between the chapter’s estate and the Princess-Abbess
Maria Kunigunde of Saxony. With this contract the ladies’ chapter managed to assert themselves in
their role as self-administrative authority, representative of the abbey, and its sole electoral body
against the other local authorities, the male collegiate church, and the Princess-Abbess.
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Einleitung

Etwas ganz sonderbares aber ist, daß in dem Fürstl. Stifft Essen die erste Claß derer Land-
Stände aus lauter Frauenzimmer bestehet.1

Das  kaiserlich-freiweltliche  Damenstift  Essen  galt  schon den  Zeitgenossen  als  bemerkenswerte

Besonderheit.  Umso  verwunderlicher  ist,  dass  das  Damenstift  und  sein  erster  Landstand,  das

Damenkapitel, in der Frühneuzeitforschung wenig Beachtung gefunden haben, auch nicht in der

neueren Forschung zur Reichskirche, die sich verstärkt den geistlichen Staaten vorurteilsfrei zu-

und von dem Verdikt  der  „intendierten  Rückständigkeit“  abgewandt  hat.2 Ebenso wenig  wurde

weiblicher  geistlicher  Herrschaft  von  der  Verfassungs-3 und  der  Gendergeschichte4 Beachtung

geschenkt.

Dabei bietet das Damenkapitel des Reichsstiftes die nahezu einmalige Gelegenheit, sich mit der

konstitutionellen Beteiligung von Frauen an Herrschaft zu beschäftigen, was für alle drei genannten

Forschungsbereiche  nur  gewinnbringend  sein  kann.  Anhand  des  Landesgrundvergleichs5 des

Essener Stiftes vom 1. September 1794 soll im vorliegenden Beitrag die Stellung des Kapitels im

Rahmen der landständischen Verfassung analysiert werden. Der Vertrag ist weniger aussagekräftig

in Bezug auf die tatsächliche politische Realität des Stiftes, sondern bietet vor allem die Chance, die

Selbstsicht  des  Kapitels  als  an  der  Herrschaft  beteiligten  Korpus  herauszuarbeiten.  Zudem soll

berücksichtigt  werden,  inwieweit  die  anderen  Vertragsparteien,  Fürstin  und  Landstände,  die

Selbstzuschreibungen des Kapitels teilten.

Zu  diesem Zweck soll  zunächst  kurz  in  das  dem Vertrag  zugrundeliegende „Herkommen“  des

Stiftes und in den Konflikt zwischen Fürstin und Ständen, der in dem Vertrag mündete, eingeführt

werden. Nach einem Blick auf  Struktur und Entstehung des Landesgrundvergleichs  soll  in  drei

1 Moser,  Johann  Jacob:  Neues  teutsches  Staatsrecht.  Bd.  13/1:  Von  der  teutschen  Reichs-Stände  Landen,  deren
Landständen,  Unterthanen,  Landes-Freyheiten,  Beschwerden,  Schulden  und  Zusammenkünfften.  Frankfurt  am
Main/Leibzig 1769 [Neudr. Osnabrück 1967], S. 743f.

2 Vgl. einführend Andermann, Kurt: Die Geistlichen Staaten am Ende des Alten Reichs. In: Historische Zeitschrift
271 (2000), S. 594–619; so findet sich in der aktuellen Literatur selten mehr als ein dürftiger Halbsatz, der auf die
Existenz weiblicher Herrschaft in geistlichen Staaten hinweist, so bspw. in Braun, Bettina: Die geistlichen Staaten
im Rahmen der Reichsverfassung 1648–1803. Zum Stand der Forschung. In: Geistliche Staaten in Oberdeutschland
im Rahmen der Reichsverfassung. Kultur – Verfassung –Wirtschaft – Gesellschaft. Ansätze zu einer Neubewertung.
Hrsg. v. Wolfgang Wüst. Epfendorf 2002 (Oberschwaben. Geschichte und Kultur, Bd. 10), S. 25-52, hier S. 27. Im
gesamten Sammelband werden Frauenklöster und -stifte nicht thematisiert.

3 Vgl.  bspw.  Asch,  Ronald G./Freist,  Dagmar (Hrsg.):  Staatsbildung  als  kultureller  Prozess.  Strukturwandel  und
Legitimation von Herrschaft in der Frühen Neuzeit. Köln 2005; obwohl dort weibliche Herrschaft explizit behandelt
werden  soll,  kommen  weibliche  geistliche  Staaten  nicht  vor,  vgl.  Freist,  Dagmar:  Einleitung.  In:  Asch/Freist,
Staatsbildung, S. 1–48, hier S. 8f.

4 Vgl.  bspw. Engel,  Gisela  (Hrsg.):  Geschlechterstreit  am Beginn  der  europäischen  Moderne.  Die  Querelle  des
Femmes.  Königstein  2004  (Kulturwissenschaftliche  gender  studies,  Bd.  7);  ähnlich  enttäuscht  über  den
Forschungsstand  äußert  sich  Meier,  vgl.  Meier,  Marietta:  Standesbewusste  Stiftsdamen.  Stand,  Familie  und
Geschlecht im adligen Damenstift Olsberg 1780–1819. Köln 1999, S. 4f.

5 Landesgrundvergleich, S. 396, Eingang.
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Schritten das Selbstverständnis des Damenkapitels herausgearbeitet werden. In einem ersten Schritt

wird es als Stiftskapitel in den Blick genommen, dann seine Rolle als Landstand. Abschließend wird

versucht, sein Verhältnis zu den übrigen Untertanen zu charakterisieren.

Zentral  für  die  vorliegende  Arbeit  waren  zwei  Publikationen,  die  aus  der  ungenügenden

Forschungslage herausragen. Ute Küppers-Braun stellt in ihrer Dissertation über die „Frauen des

hohen Adels im kaiserlich-freiweltlichen Damenstift Essen (1605–1803)“ die soziale Funktion des

Damenkapitels, seine innere Verfasstheit und Bedeutung im Rahmen des Reichsadels, sowie die

Stellung der Fürstin-Äbtissin6 dar.7 Von überraschend großem Wert war außerdem der weitaus ältere

Aufsatz von Robert de Vries „Die Landtage des Stiftes Essen“, dem es gelingt, die Vitalität der

landständischen Verfassung Essens zu belegen.8 Wo es notwendig erscheint, werden in Ergänzung

zum  Landesgrundvergleich  die  Akten  über  die  Verhandlungen  beziehungsweise  über  den

vorangegangenen Konflikt der Stände mit der Fürstin-Äbtissin, die die beiden Autoren ausgewertet

haben, herangezogen.

Das „Herkommen“ des Damenstiftes und der Konflikt mit Maria 
Kunigunde

Da beruhete alles in dieser Verfaßung, alles in dem Verhältniße zwischen der Fürstin und den
Ständen auf dem bloßen Herkommen9

Dieses Urteil der Münsteraner Juristenfakultät, die die Essener Landstände und die Fürstin-Äbtissin

während der Verhandlungen über den Landesgrundvergleich juristisch beriet, legt es nahe, zunächst

einen  kurzen  Blick  auf  die  Geschichte  des  Stiftes  und  seine  Verfassung  zu  werfen,  bevor  der

Entstehungskontext des Vergleichs in den Blick genommen wird.

Das Essener Damenstift wurde wahrscheinlich um 850 von einer Gruppe sächsischer Adliger um

Bischof Altfried von Hildesheim gegründet und 1803 zugunsten Preußens säkularisiert. Aufgrund

zahlreicher  Schenkungen  in  der  Frühzeit10 war  das  Stift  noch  bis  zur  Säkularisation  einer  der

größten geistlichen  Grundbesitzer  der  Region.11 Spätestens  im 13.  Jahrhundert  kam ein zweites

Kapitel hinzu, welches aus zwanzig männlichen Klerikern bestand, um die Seelsorge für die adligen

6 Da dies der in der Quelle  verwendete Begriff ist,  soll er in der vorliegenden Arbeit statt  des in der Forschung
geläufigeren „Fürstäbtissin“ Verwendung finden.

7 Küppers-Braun, Ute: Frauen des hohen Adels im kaiserlich-freiweltlichen Damenstift  Essen (1605–1803). Eine
Verfassungs- und Sozialstudie. Zugleich ein Beitrag zur Geschichte der Stifte Thorn, Elten, Vreden und St. Ursula in
Köln. Münster 1997 (Quellen und Studien. Institut für Kirchengeschichtliche Forschung des Bistums Essen, Bd. 8);
im Anhang dieser Monographie findet sich der Landesgrundvergleich ediert, vgl.  Küppers-Braun, Ute (Bearb.):
Der Landesgrundvergleich des Stifts Essen vom 1. September 1794. In: Küppers-Braun, Frauen, S. 396–416; das
Original findet sich im HDSü: EA 730, fol. 204–217.

8 Vries, Robert de: Die Landtage des Stiftes Essen. Ein Beitrag zur Verfassungsgeschichte der geistlichen Territorien.
In: Beiträge zur Geschichte von Stadt und Stift Essen 52 (1934), S. 1–168.

9 Gutachten der juristischen Fakultät Münster zum Entwurf des Landesgrundvergleichs, 3. Juli 1794, HSDü: EA 731,
fol. 452f, zitiert nach Küppers-Braun, Frauen, S. 27.
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Damen dauerhaft zu gewährleisten.12 Zur selben Zeit etablierte die Äbtissin eine reichsunmittelbare

Landeshoheit über ein kleines Territorium.13 Im Laufe des 16. Jahrhunderts bildete sich schließlich

die landständische Verfassung des Stiftes mit der Ritterschaft als drittem Stand nach den beiden

Kapiteln heraus.14 Erst 1794 wurde diese Verfassung im Landesgrundvergleich schriftlich fixiert.

Über  die Konstitution des  Damenkapitels  ist  wenig bekannt,  da  es  anscheinend  keine  fixierten

Statuten  gegeben  hat.15 Sicher  ist,  dass  als  Kapitularin  nur  aufgenommen  werden  konnte,  wer

mindestens  reichsgräflicher  Abstammung  sowie  katholischer  Konfession  und  ledig  war.16 Die

aufgenommene  Stiftsdame  musste  ein  Jahr  strikter  Residenz  leisten,  um  als  emanzipierte

Kapitularin,  wovon es  seit  dem 17.  Jahrhundert  maximal  10 Stück geben durfte,17 vollwertiges

Mitglied des Kapitels zu werden und an der Verwaltung des Stifts partizipieren zu können.18 Die

prosopografischen  Untersuchungen  von  Küppers-Braun  zeigen,  dass  die  meisten  hochadligen

Töchter dem Stift nur vorübergehend angehörten und mit durchschnittlich 23 Jahren austraten und

heirateten. Außerdem verbrachten viele der Damen sehr wenig Zeit im Stift selbst.19 Ihr wichtigstes

Recht war, gemeinsam mit dem Kanonikerkapitel die Äbtissin zu wählen, welche dem Kapitel nach

10 Diese Schenkungen gingen besonders von den Ottonen aus, die das Stift prägten, vgl. Weigel, Helmut: Studien zur
Verfassung und Verwaltung des Grundbesitzes des Frauenstiftes Essen (852–1803). Eine vergleichende sozial- und
wirtschaftsgeschichtliche Untersuchung zum Problem der Grundherrschaft.  Essen 1960 (Beiträge zur Geschichte
von Stadt und Stift Essen, Bd. 76), S. 11; differenzierter bei Küppers-Braun, Ute: Macht in Frauenhand. 1000 Jahre
Herrschaft  adliger  Frauen  in  Essen.  Essen,  4.  Aufl.  2008,  S.  15–20,  57–61;  Forschungsüberblick  bei  Schilp,
Thomas: Die Gründungsurkunde der Frauenkommunität Essen. Eine Fälschung aus der Zeit um 1090. In: Studien
zum Kanonissenstift.  Hrsg.  v.  Irene  Crusius.  Göttingen,  2001 (Veröffentlichungen des Max-Planck-Instituts  für
Geschichte, Bd. 167; Studien zur Germania Sacra, Bd. 24), S. 149–183, hier S. 151–157.

11 Deswegen wurde den Gütern auch im Landesgrundvergleich viel Raum eingeräumt, vgl. Landesgrundvergleich, S.
402f, Art. III, § 7–11; die Güter lagen zu 90% außerhalb des Stiftsgebiets. Für einen ausführlichen Überblick über
die Güter und deren historische Entwicklung vgl. Weigel, Studien, S. 13–53.

12 Die 1224 vorgenommene Trennung der Güter der Kanoniker vom Gesamtbesitz des Stiftes gilt als erster Beleg der
Etablierung  des  Kapitels,  vgl.  Weigel,  Studien,  S.  68f;  zu  Klerikern  in  Essen  vor  dieser  Zeit  vgl.  Schilp,
Gründungsurkunde, S. 170–172.

13 Die Äbtissin wird erstmals in einer Urkunde König Heinrich VII. vom 09. Dezember 1230 als  dilecta princeps
nostra bezeichnet, vgl.  Lacomblet, Theodor Joseph (Bearb.): Urkundenbuch für die Geschichte des Niederrheins
oder des Erzstifts Cöln, der Fürstenthümer Jülich und Berg, Geldern, Meurs, Cleve und Mark, und der Reichsstifte
Elten, Essen und Werden. Bd. 2. Düsseldorf 1846, S. 89f, Nr. 174.

14 Für  1625  sind  erstmals  die  Begriffe  Landtag  und  Landstände  nachgewiesen,  vgl.  Vries,  Landtage,  S.  20–24;
einführend zur Entwicklung der Ritterschaft vgl. Küppers-Braun, Macht in Frauenhand, S. 70–74.

15 Küppers-Braun berichtet von zwei Schriften des Kapitels aus der Mitte des 17. Jhds.,  die zunächst für Statuten
gehalten wurden, aber wohl eher Reformvorschläge darstellen, vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 46–50.

16 Die Aufnahmebedingungen sind aus der Antwort auf einen Fragenkatalog ersichtlich, den offenbar eine Familie
1780 an alle reichsgräflichen Damenkapitel schickte, um eines für ihre Töchter auszuwählen, vgl. Küppers-Braun,
Frauen, S. 54–61.

17 Vgl.  Küppers-Braun,  Frauen, S. 105; im Mittelalter hatte es wesentlich mehr Kapitularinnen gegeben, im Jahr
1292 bspw. 27, vgl. Vries, Landtage, S. 40f.

18 Vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 64–67.
19 Ein Gelübde oder eine Residenzpflicht gab es nicht. So hielten sich die Stiftsdamen eher auf Familiengütern auf,

vgl.  Küppers-Braun, Frauen, S. 267–275; ausführlich bei Küppers-Braun, Ute: Zur Sozialgeschichte katholischer
Hochadelsstifte im Nordwesten des Alten Reiches im 17. und 18. Jahrhundert. Hrsg. v. Irene  Crusius. Göttingen
2001 (Veröffentlichungen des Max-Planck-Instituts für Geschichte, Bd. 167; Studien zur Germania Sacra, Bd. 24),
S. 349–39; die Auswertung der Protokolle der Kapitelsitzungen legen nahe, dass sich im Schnitt vier bis fünf Damen
im Stift aufhielten, vgl. Küppers-Braun, Macht in Frauenhand, S. 46.
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der Wahl nicht angehörte. Diese musste anschließend eine päpstliche Bestätigung einholen und sich

vom Kaiser belehnen lassen.20

Maria  Kunigunde  (1740–1826),21 die  Fürstin-Äbtissin,  unter  der  der  Landesgrundvergleich

ausgehandelt wurde, war zugleich die letzte in diesem Amt. Sie wurde 1775 zur Koadjutorin von

Essen und Thorn gewählt, und zwar gegen den Willen der dortigen Äbtissin Franziska Christine von

Pfalz-Sulzbach, die ein Jahr später verstarb. Dabei übte der Kaiserhof, unterstützt von Kurbayern

und  Kurtrier,  wo  Maria  Kunigundes  Bruder  Clemens  Wenzeslaus  Fürstbischof  war,  massiven

politischen Druck auf die dortigen Stiftsdamen und deren Familien aus.22

Ihre  Regierungszeit  war  geprägt  von  Konflikten  mit  dem  Damenkapitel  beziehungsweise  den

Landständen. War schon ihre Wahl umstritten gewesen, so stieß ihre Regierungspraxis auf noch

größeres Unverständnis. Da sie vor ihrem Amtsantritt keine emanzipierte Stiftsdame gewesen war

und auch während ihrer Regentschaft sehr selten im Stift weilte, kannte sie die Essener Verhältnisse

nur ungenügend.23 Erschwerend kam hinzu, dass sie, unterstützt von sächsischen und kurtrierischen

Räten, die sie berieten, versuchte, das Stift als ein aufgeklärtes Fürstentum mit ihr als absoluter

Monarchin zu regieren.24 Sie versuchte quasi, die sächsischen Verhältnisse auf Essen zu übertragen.

Dort waren die Landstände im Laufe des 18. Jahrhundert immer weiter zurückgedrängt worden.25

Clemens Wenzeslaus verfuhr in seinen Stiften Augsburg und Trier ähnlich.26 Für Spannungen sorgte

20 Um die Belehnung bemühten sich die Fürstin-Äbtissinnen nur bedingt, vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 114f.
21 Sie  war  das  15.  Kind  von  Friedrich  August,  Kurfürst  von  Sachsen  (II.)  und  König  von  Polen  (III.),  und  der

Erzherzogin Maria  Josepha von Österreich,  zur  Person  vgl.  einführend  Persch,  Martin:  Maria  Kunigunde  von
Sachsen. In: Biographisch-Bibliographisches Kirchenlexikon. Hrsg. v. Traugott  Bautz. Bd. 5. Herzberg 1993, Sp.
822–823; Küppers-Braun, Frauen, S. 165–178; leider verzeichnet die ADB keinen Artikel zu ihr.

22 Vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 168–172; ausführlich zu kaiserlichen Bemühungen ab dem 17. Jhd. Einfluss auf
Äbtissinnenwahl und Präbendenvergabe zu erlangen vgl. Küppers-Braun, Frauen ,94–102.

23 Maria  Kunigunde  selbst  war  bei  ihrer  Wahl  nicht  anwesend  und  besuchte  ihre  beiden Stifte  nur  selten.  Erste
Kenntnis über  das Stift  versuchte sie  1775 zu gewinnen,  indem sie  einen kurtrierischen Kämmerer nach Essen
schickte, der die Verfassung, die finanzielle Ausstattung und die Vertretung des Stiftes auf Reichsebene erkunden
sollte.  Das letzte Mal reiste  sie  im Jahr 1792 in das Stift,  vgl.  Küppers-Braun,  Frauen, S. 174f; statt  im Stift
Residenz zu nehmen, lebte sie dauerhaft am Hof ihres Bruders Clemens Wenzeslaus von Trier, vgl. ausführlich bei
Puppel, Pauline:  „Mon mari“ – „Ma chère femme“.  Fürstäbtissin  Maria  Kunigunde von Essen und Erzbischof
Clemens Wenzeslaus von Trier. In: Koblenzer Beiträge zu Geschichte und Kultur N.F. 15/16 (2008), S. 43–66.

24 Vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 175f; dabei war ihr bis 1792 besonders der Jurist Johann Jakob Schmitz behilflich,
vgl. Ascherfeld, Milly: Maria Kunigunde von Sachsen. Die letzte Fürstäbtissin des Stiftes Essen (1776–1802). In:
Beiträge zur Geschichte von Stadt und Stift Essen 47 (1930), S. 1–119, hier S. 88; zum Selbstverständnis aufgeklärt-
absolutistisch  denkender  Fürsten  vgl.  Demel,  Walter:  „Revolutionen  von  oben“?  Verfassungs-  und
Verwaltungsreformen  in  der  Zeit  des  Aufgeklärten  Absolutismus.  In:  Herrschaftsverdichtung,  Staatsbildung,
Bürokratisierung.  Verfassungs-,  Verwaltungs-  und  Behördengeschichte  der  Frühen  Neuzeit.  Hrsg.  von  Michael
Hochedlinger.  Wien 2010 (Veröffentlichungen des Instituts für Österreichische Geschichtsforschung, Bd. 57), S.
213–228, hier S. 214, 220.

25 Vgl.  Stollberg-Rillinger,  Barbara:  Vormünder  des  Volkes?  Konzepte  landständischer  Repräsentation  in  der
Spätphase des Alten Reiches. Berlin 1999 (Historische Forschungen, Bd. 64), S. 170f; eine Bibliographie zu den
sächsischen Verwaltungsreformen findet sich bei Demel, Revolutionen, S. 221 Anm. 38. Die sächsischen Stände
waren von der Steuerverwaltung ausgeschlossen worden und durch das stehende Heer sowie die Schwerfälligkeit
des Landtages, der nur noch alle sechs Jahre zusammenkam und teilweise von fürstlichen Beamten dominiert wurde,
war ihr Steuerbewilligungsrecht eingeschränkt.
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zunächst  Maria  Kunigundes  Weigerung,  einen  Landtag  einzuberufen,27 dann  ihr  Vorhaben,  die

fürstliche Kanzlei zum Appellationsgericht zu erheben28 und schließlich ihr Wunsch nach Ausbau

des Borbecker Schlosses.29 Eine Ende der 1780er Jahre geplante Chaussee durch das Stift musste sie

schließlich  als  Privat  Entreprise30 bauen,  weil  die  Landstände  ihr  auch  diese  Investition

verweigerten.

Der Konflikt zwischen Maria Kunigunde und den Essener Landständen eskalierte schließlich im

Streit um den Erlass einer neuen Forst-, Jagd- und Fischereiordnung 1786. Die Fürstin-Äbtissin

hatte diese ohne Zustimmung des Kapitels eingeführt und setzte es lediglich von dem Gesetz in

Kenntnis, ohne die Verordnung überhaupt vorzulegen. Daraufhin protestierte das Kapitel und bat,

die Inkraftsetzung aufzuschieben und das Gesetz vorab einsehen zu dürfen, um darüber beraten zu

können. Die fürstliche Kanzlei verweigerte den Aufschub und postulierte die alleinige Zuständigkeit

der  Fürstin-Äbtissin  in  Fragen  der  Policey.  Infolgedessen  klagten  die  Kapitel  vor  dem

Reichskammergericht.  Aufgrund  fehlender  rechtlicher  Bestimmungen  sah  sich  das  Gericht

außerstande,  eine  eindeutige  Entscheidung  zu  fällen.31 Die  Konfliktparteien  waren  gezwungen,

selbst zu einer Einigung zu finden. Ergebnis war der Landesgrundvergleich, der die Streitigkeiten

ausräumte  und  bis  zum  Ende  des  Stiftes  das  Verhältnis  von  Fürstin  und  Ständen  auf  eine

verbindliche Basis stellte.32

Der Landesgrundvergleich – Entstehung und Struktur

Der in Deutsch abgefasste Landesgrundvergleich wurde auf einer vom 30. April bis zum 17. Juli

1793  tagenden  Konferenz  aus  Bevollmächtigten  der  Fürstin-Äbtissin  und  der  drei  Landstände

ausgehandelt.33 Dabei  vertraten  ein  als  Syndikus  beschäftigter  Kanoniker  und  dessen  Sekretär

Lanius das Damenkapitel. Das Kanonikerkapitel wurde ebenfalls von Kanonikern vertreten und die

Ritterschaft durch ihren  Lehndirector.  Maria Kunigunde ernannte ihren Obersthofmeister Aicholt

und einen kurtrierischen geistlichen Rat zu ihren Bevollmächtigten.34 Die Quellen wurden zuvor

26 Vgl.  Wüst, Wolfgang: Personalunionen zwischen Stiftsstaaten. Administrative Chance oder Regierungschaos? In:
Geistliche  Staaten  in  Oberdeutschland  im  Rahmen  der  Reichsverfassung.  Kultur,  Verfassung,  Wirtschaft,
Gesellschaft. Ansätze zu einer Neubewertung. Hrsg. v. Wolfgang Wüst. Epfendorf 2002 (Oberschwaben. Geschichte
und Kultur, Bd. 10), S. 163–186, hier S. 175f.

27 Vgl. Vries, Landtage, S. 26.
28 Vgl. Ascherfeld, Maria Kunigunde, S. 51–55; Küppers-Braun, Frauen, S. 176; Weigel, Studien, S. 146f.
29 Vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 220.
30 Landesgrundvergleich, S. 413, Art. XI, § 10.
31 Vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 176–78; Vries, Landtage, S. 114–116.
32 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 396f, Kommissarien, Geschäftsführung; dies verhinderte aber nicht, dass es weiter

Auseinandersetzungen zwischen der Fürstin und den Ständen gab, vgl. bspw. Vries, Landtage, S. 121f.
33 Vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 28; Vries, Landtage, S. 27f.
34 Landesgrundvergleich, S. 395.

66



von  dem  Archivar  des  Stiftes,  Nikolaus  Kindlinger,  aufgearbeitet.35 Der  auf  der  Konferenz

beschlossene  Vertragsentwurf  wurde  zur  rechtlichen  Absicherung  von  der  Münsteraner

Juristenfakultät  überprüft.36 Nachdem  die  endgültige  Vertragsversion  von  Landständen  und

Landesherrin  ratifiziert  worden  war,  wurde  er  dem  Reichshofrat  vorgelegt,  um  durch  dessen

Bestätigung  die  volle  Kraft  eines  fundamental  Gesetztes  [zu]  erhalten37.  Die  im  Folgenden

verwendete endgültige Fassung vom 1. September 1794 wird nach der Edition von Küppers-Braun

zitiert.

Dem Hauptteil  des  Vertrages  ist  eine  dreiteilige  Präambel  vorangestellt.  Nach  der  Promulgatio

Kund  zu  wißen  sey  Hiermit  Jedermann wird  zunächst  unter  der  Überschrift  „Eingang“  Ruhe,

Eintracht und übereinstimmenden Bestreben zum allgemeinen Wohl38 zwischen Landesherrin und

Ständen  als  Ziel  des  Vertrages  formuliert,  sowie  also  die  genannten  Spannungen  als  Anlass

identifiziert. Im nächsten Abschnitt folgt die Intitulatio der Bevollmächtigten und die Nennung der

vier Vertragsparteien,  Fürstin-Äbtissin  Maria Kunigunde mit  umfassender  Titulatur  und die drei

Landstände, das hochgräfliche [Damen-]Kapitel, das kanonische Kapitel und die Ritterschaft.  Der

letzte Abschnitt definiert die Quellen, die Hülfe und Richtschnur bei den Verhandlungen waren: Die

Gründungsurkunde, kaiserliche Urkunden, Wahlkapitulationen und Landtagsrezesse, Vergleiche und

Urteile, Reichs- und kanonisches Recht und  Rechtmäßige Gewohnheiten und Herkommen. Diese

Reihenfolge der Quellen ist nummeriert, was den Schluss nahe legt, dass sie eine Rangordnung

darstellt.39

Der folgende Vertragstext gliedert sich in fünfzehn thematisch sortierte Artikel. Diese sind jeweils

in Paragraphen unterteilt, die teilweise Überschriften tragen. Zunächst werden noch einmal das Ziel

und der hohe Stellenwert, der dem vorliegenden Vertrag als  Grundgesätze40 zukommt, betont. Im

für  die  folgende  Untersuchung besonders  wichtigen  Artikel  II  werden  die  Landstände  und  ihr

Verhältnis zur Landesherrin definiert. Insbesondere die Geschäftsordnung für Landtage wird genau

geregelt. In Abgrenzung dazu nimmt der dritte Abschnitt die Kapitel und deren Rechte in den Blick.

In den Artikeln IV und V werden die Landeshoheit der Fürstin-Äbtissin und ihre Rechte in Bezug

35 Müller, Helmut: Nikolaus Kindlinger, Archivar des Stiftes Essen. Nach seinen autobiographischen Aufzeichnungen.
In: Das Münster am Hellweg 24 (1971), S. 117–138, hier S. 120f; für den vorherigen Zustand des Archivs vgl.
Weigel, Studien, S. 125f.

36 Vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 27.
37 Landesgrundvergleich, S. 396, Eingang.
38 Landesgrundvergleich, S. 396, Eingang.
39 Vgl.  Landesgrundvergleich,  S.  397,  Geschäftsführung;  Wahlkapitulationen  und  Landtagsrezesse  waren  vom

Vertreter des Damenkapitels ins Spiel gebracht worden. Sie müssen dem Kapitel besonders wichtig gewesen sein,
bezeugen sie doch den Einfluss,  den Kapitel und Stände auf die stiftische Politik hatten, vgl.  Küppers-Braun,
Frauen, S. 28; überraschend ist, dass der Landesgrundvergleich von 1565 keine besondere Aufmerksamkeit erhielt.
Für diesen vgl.  Vries, Landtage, S. 91f, auch S. 102; die Stiftungsurkunde ist eine Fälschung aus dem Jahr 1090,
vgl. Schilp, Gründungsurkunde, S. 159–162.

40 Landesgrundvergleich, S. 398, Art. I, § 3.
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auf Abtei und Stift festgelegt. Die Artikel VI bis X und XII und XIII beschäftigen sich mit einzelnen

Bereichen des Staatsapparates, mit der Gesetzgebung, der Gerichtsbarkeit, der Policey, den Steuern,

sowie  dem  Militär  und  sonstigen  Landesgeschäften.  Dort  versuchen  die  Bevollmächtigten,

zwischen  Land,  Stift  und  Abtei41 zu  differenzieren,  um  die  Rechte  der  Vertragsparteien

gegeneinander abzugrenzen.42 Während Kapitel XI sich als einziges mit den Untertanen beschäftigt,

behandeln  die  beiden  letzten  Artikel  den  zukünftigen  Umgang mit  noch  ungeklärten  oder  neu

aufkommenden Streitigkeiten. Nach dem letzten Artikel folgen zwei Teile des Eschatokolls, die die

Nichtigkeit der dem Vertrag vorausgegangenen Urteile festlegen und die Corroboratio.43

Das Selbstverständnis des Damenkapitels

Der  Landesgrundvergleich  ist  das  Ergebnis  eines  Aushandlungsprozesses44 zwischen  den

Landständen  und  der  Landesherrin.  Diese  Aushandlung  bezieht  sich  vor  dem Hintergrund  der

bereits angesprochenen Konflikte,45 die als Ausdruck teilweise „gegensätzlicher Wertsysteme und

Bezugspunkte  politischen  Handels“46 gesehen  werden  können,  auf  das  Austarieren  der

Kompetenzen und der Verhältnisse der Parteien zueinander. So verortet sich das Damenkapitel in

dem Herrschaftsraum ‚Stift Essen‘ und gewinnt die Akzeptanz der Vertragspartner für seine Sicht.47

Damit wird die Selbst- an die Fremdsicht angekoppelt, was für die Frage nach der Stellung des

Kapitels innerhalb der Verfassung des Stifts von besonderem Interesse ist.

Der Vertrag legt ein kompliziertes System von Zuständigkeiten fest. Dieses wurde natürlich nicht

vom  Landesgrundvergleich  neu  geschaffen.  Vielmehr  bringt  er  über  Jahrhunderte  gewachsene

Verhältnisse in eine geordnete Form formaler Zuständigkeiten. Die Abgrenzung von Land, Stift und

Abtei  ist  ein  besonderer  Kunstgriff  der  Vertragsparteien,  um  die  unterschiedlichen,  sich

überlappenden Rechtskreise zu entwirren.48 In diesen nimmt das Damenkapitel jeweils eine andere

Rolle ein: Von der Abtei ist immer die Rede, wenn es um das hochmittelalterliche Kanonissenstift

41 Vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 30–32.
42 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 406f, Art. VI.
43 Der Unterschriftenapparat  und  die  Datierung des Vertrages,  die  daran anschließen müssten,  sind  bei  Küppers-

Brauns Edition nicht mit abgedruckt.
44 Vgl. einführend zum Begriff des „Aushandelns“ Freist, Einleitung, S. 11–19; Braddick, Michael: State formation

and  political  culture  in  Elizabethan  und  Stuart  England.  Micro  histories  and  macro-historical  change.  In:
Asch/Freist,  Staatsbildung,  S.  69–90,  hier  S.  69;  Reinhardt  kritisiert  den Begriff,  da  er  die  Konflikthaftigkeit
politischer  Prozesse  vernachlässige  vgl.  Reinhardt,  Wolfgang:  Zusammenfassung.  Staatsbildung  durch
„Aushandeln“. In: Asch/Freist, Staatsbildung, S. 429–438, hier S. 434.

45 Diese  stehen  im  Zentrum  des  Vertrages,  was  bereits  im  ersten  Satz  deutlich  wird,  der  die  seit  einiger  Zeit
entstandenen Streitigkeiten als Vertragsanlass benennt, Landesgrundvergleich, S. 396, Eingang.

46 Freist, Einleitung, S. 19.
47 Braddick  spricht  in  diesem Zusammenhang  von  einem „act  of  persuasion“,  der  im Prozess  der  „negotiation“

notwendig sei, um Herrschaftsansprüche durchzusetzen, vgl. Braddick, State formation, S. 69.
48 Dass diese Differenzierung absichtsvoll geschehen sein muss,  hat Küppers-Braun überzeugend herausgearbeitet,

vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 30–32.
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geht.49 Der  Begriff  Stift  wird verwendet,  wenn es  um Angelegenheiten geht,  die  beide  Kapitel

betreffen,  wie  die  Wahl  der  Landesfürstin  durch  ein  Generalkapitel  beider  Kapitel.50 Dennoch

gelingt  es  dem  Vertrag  nicht,  die  besonders  verschränkten  Bereiche  Abtei  und  Stift  genau

abzugrenzen.Daher  sollen  sie  hier  zusammen  behandelt  werden.  Als  Stiftskapitel  genießen  die

Kapitularinnen  die  stiftische  Vorrechte51,  die  enorme  politische  Einflussmöglichkeiten  mit  sich

bringen.  Im  Bereich  des  Landes,  also  der  im  16.  Jahrhundert  etablierten  landständischen

Verfassung,52 ist das Damenkapitel als Landstand an der Landesherrschaft beteiligt.

Da  der  Vertrag  sich  zum  Verhältnis  des  Stifts  zu  den  Untertanen  weitgehend  ausschweigt,

abgesehen von Andeutungen im Bereich des Landes,  werden hier noch mehr als in den beiden

anderen Kapiteln die mit den Konflikten und dem Vertrag in Verbindung stehenden Akten – soweit

möglich – miteinbezogen.

Das Damenkapitel als Stiftskapitel

Als  Stiftskapitel  oblag  dem  Damenkollegium  (gemeinsam  mit  den  Kanonikern)  die  Wahl  der

Äbtissin,  die  zugleich  die  Landesherrin  war.  An  der  Wahl  durften  nur  wirkliche  Capitularis53

teilnehmen,  also  diejenigen,  die  bereits  ihr  Residenzjahr  absolviert  hatten.  Die  passive

Wahlfähigkeit hatte nur das Damenkapitel.54 Damit sollte verhindert werden, dass eine Kandidatin

gewählt wurden, die die inneren Verhältnisse des Stifts nicht kannte. Maria Kunigunde war den

Kapitularinnen wohl ein so abschreckendes Beispiel, dass sie gesondert vom Landesgrundvergleich

noch  einmal  bekräftigten,  in  Zukunft  niemanden  mehr  wählen  zu  wollen,  der  nicht  bereits

emanzipiertes Mitglied des Kapitels sei.55

In  der  Endversion  des  Vertrages  heißt  es,  die  Kapitel  hätten  während  der  Sedisvakanz  das

herkömmliche Verwaltungs Recht56. Der Entwurf der Kommission geht aber noch darüber hinaus:

Sie führen in dieser die Landes-Regierung57. Wie Küppers-Braun herausstellt, waren dies nicht etwa

Ansprüche  des  Damenkapitels,  sondern  diese  Formulierung  wurde  vom  Obersthofmeister

49 So etwa bei den abteilichen Gütern, oder der päpstlichen Konfirmation, vgl.  Landesgrundvergleich, S. 402f, Art.
III, §7–11, oder bei der päpstlichen Konfirmation, vgl. Landesgrundvergleich, S. 404, Art. 5, § 1. Diesen Gütern
wird in dem Vertrag viel Platz eingeräumt, weil sie für die Fürstin, die aus jenen die Hälfte ihrer Einnahmen zog,
eine große Bedeutung hatte, vgl. Weigel, Studien, S. 160f.

50 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 402, Art. III, § 2.
51 Landesgrundvergleich, S. 402, Art. III, § 2.
52 Vgl.  besonders  Landesgrundvergleich Art.  II,  IV,  VI,  X.  Dieser  Bereich  regelt  grundsätzlich  das  Verhältnis

zwischen Fürstin und Landständen.
53 Landesgrundvergleich, S. 402, Art III, § 2.
54 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 402, Art III, § 2f, Zitat § 2.
55 Vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 178.
56 HSDü: EA 733, fol. 2–15; zitiert nach Küppers-Braun, Frauen, S. 34, wo Art. III, § 2f des Entwurfs abgedruckt

sind.
57 HSDü: EA 733, fol. 2–15; zitiert nach Küppers-Braun, Frauen, S. 34, wo Art. III, § 2f des Entwurfs abgedruckt

sind.
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vorgeschlagen. Sie wurde nur abgeändert, weil die Münsteraner Juristen in ihrem Gutachten darauf

hinwiesen,  dass  der  Reichshofrat  den  Ansprüchen  von  Kapiteln,  während  der  Sedisvakanz  die

Landeshoheit auszuüben, skeptisch gegenüber stehe.58

Im zitierten Entwurf kommt ein weiterer Anspruch des Damenkapitels zum Ausdruck: 

Beide Kapiteln übergeben ihr  [der  Fürst-Äbtissin]  durch die Wahl,  die  mit  der  fürstl.  und
Abdeylischen Würde verbundenen Rechte.59

Auch diese Passage wurde mit  Rücksicht  auf den Reichshofrat  gestrichen, auf  dessen positives

Urteil man angewiesen war. Laut den Münsteraner Juristen sei dieser der Ansicht, dass  nicht die

Wahl der Kapitel, sondern nur die Kaiserliche Bestättigung und Belehnung deutschen Wahlfürsten

die Landeshoheit gebe…60. Dass die abteiliche Würde vom Damenkapitel vergeben wurde, kommt

in  der  Endfassung  des  Vertrages  in  zahlreichen  Artikeln  zum  Ausdruck.  So  konnte  ohne

kapitularische Zustimmung an der abteilichen Würde anklebenden Rechte61, die Oberhöfe, oder die

zur  Abtey privat gehörigen Güter und Gefälle62, also das Tafelgut der Äbtissin, nicht geschmälert

werden. Ebenso durften auch die Kapitel die von ihnen verwalteten Güter nicht ohne Zustimmung

der  Äbtissin  veräußern.  Die  (nicht  verschriftlichten)  Statuten  des  Kapitels  durfte  die  Fürstin-

Äbtissin zumindest nicht ohne Einwilligung der Kanonikerinnen ändern.63

Das Damenkapitel beanspruchte aber, wie das Zitat aus dem Entwurf verdeutlicht, nicht nur die

abteiliche  Würde,  sondern  auch  die  Landeshoheit  zu  vergeben,  worin  die  fürstlichen

Bevollmächtigten zustimmten. Dass sich das Essener Damenkapitel wie andere Stiftskapitel auch

als  Erb- und Grundherrschafft sah,  kann nicht bezweifelt  werden.64 Obwohl Wahlkapitulationen

nicht im Landesgrundvergleich thematisiert werden, so ist anzunehmen, dass die Kapitularinnen65

auch in Zukunft nicht auf sie verzichten wollten. Man war bei diesem Thema zu Recht ähnlich

58 Vgl.  Küppers-Braun, Frauen, S. 34. Die Juristen spielen auf die Urteile des Hofrates gegen die Domkapitel von
Speyer  und  Salzburg  an,  vgl.  dazu  knapp  Stollberg-Rillinger,  Barbara:  Die  Wahlkapitulation  als
Landesgrundgesetz?  Zur  Umdeutung  altständischer  Verfassungsstrukturen  in  Kurmainz  am  Vorabend  der
Revolution. In: Menschen und Strukturen in der Geschichte Alteuropas. Festschrift für Johannes Kunisch […]. Hrsg.
v. Helmut  Neuhaus u. Barbara  Stollberg-Rillinger. Berlin 2002 (Historische Forschungen, Bd. 73), S. 377–404,
hier S. 285f.

59 HSDü: EA 733, fol. 2-15, Art. III; zitiert nach Küppers-Braun, Frauen, S. 34.
60 HSDü: EA 731, fol. 482ff, zitiert nach Küppers-Braun, Frauen, S. 34; trotzdem wurden das Damenkapitel teilweise

vom  Kaiser  als  Erbgrundherren  mit  belehnt,  vgl.  Küppers-Braun,  Frauen,  S.  118,  wie  bei  den  männlichen
Domkapiteln auch üblich, vgl. Braun, geistliche Staaten, S. 34; Stollberg-Rillinger, Wahlkapitulation, S. 392.

61 Landesgrundvergleich, S. 403, Art III, § 12.
62 Landesgrundvergleich, S. 403, Art III, § 8.
63 Vgl.  Landesgrundvergleich, S. 402f, Art III, § 5, 8–12; dieses Domanialgut hatte für die Fürstin deswegen eine

große Bedeutung, weil sie aus ihm die Hälfte ihrer Einnahmen zog, vgl. Weigel, Studien, S. 160f.
64 So bezeichneten sich das Kapitel bspw. 1693 in einem Protestschreiben an die Fürstin, zitiert nach Vries, Landtage,

S. 41, wo leider eine genaue Quellenangabe fehlt; die zitierten Verhandlungsprotokolle lassen darauf schließen, dass
das Kapitel sich 1794 noch genauso sah, auch wenn es vorsichtiger formuliert, vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 33f.

65 Das  männl.  Kapitel  scheint  nicht  an  den  Wahlkapitulationen  beteiligt  gewesen  zu  sein,  vgl.  Küppers-Braun,
Frauen, S. 106; Weigel bestreitet dies, vgl. Weigel, Studien, S. 128; ebenso Vries, Landtage, S. 114.
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vorsichtig wie in der Frage der Sedisvakanz, da Wahlkapitulationen kanonisch und reichsrechtlich

nicht zulässig waren. Der Reichshofrat hätte einen solchen Passus wohl nicht akzeptiert.66

Trotz dieser enormen Machtstellung des gräflichen Kapitels, die in diesen Vertragspassagen zum

Ausdruck kommt, erscheint es zunächst, als ob das Kanonikerkapitel ihm gleichgestellt  sei. Die

Unterordnung der Kanoniker wird deutlich, wenn man einen Blick in die Verhandlungsprotokolle

wirft. Die Kanoniker forderten ein Mitspracherecht über die Güterverwaltung und die dauerhafte

Einrichtung  eines  Generalkapitels.67 Die  Vertreter  des  Damenkapitels  erwiderten,  dass  die

Kanoniker keine Mitherren der stiftischen und abteilichen Güter seien und das Wahlrecht nur durch

Vergünstigung des gräflichen Kapituls erworben hätten. In der Stiftungsurkunde und kaiserlichen

Urkunden sei immer nur von einer  weiblichen Congregation die Rede. Die Kanoniker hätten sich

eingeschlichen und  könnten  sich  nicht  auf  kanonisches  Recht  berufen.  Die  fürstlichen

Bevollmächtigten stimmten der Position des Damenkapitels zu.68 So verblieb beispielsweise die

Verwaltung der  sogenannten  Saländischen  und  Münsterländischen  Güter  allein  bei  der  Fürstin-

Äbtissin  und  bei  dem  Damenkapitel.  Auch  bei  Veränderungen  bei  den  Oberhöfen  hatten  die

Kanoniker  kein Mitspracherecht,  obwohl  sie  aus  diesen  ihre  Einnahmen zogen.69 Das gräfliche

Kapitel  konnte  seine  Position gegen  die Kanoniker  und gegen  die  im restlichen  Reich übliche

Entwicklung  also  voll  und  ganz  verteidigen.  Die  beiden  Kapitel  bleiben  voneinander  ganz

unabhängig70.

Die Ansprüche der Kanonikerinnen auf stiftische Mitsprache waren aber nicht grenzenlos, sondern

auf die Rechte beschränkt, die belegt werden konnten oder der Tradition entsprachen. Dies wird

anhand  der  Präbendenvergabe  deutlich.  Die  Damen  akzeptierten  widerspruchslos  einen

Paragraphen, der festsetzte, dass die Äbtissin die Präbenden des gräflichen Kapitel vergebe. Dies

war durch das 18. Jahrhundert hindurch Usus gewesen. Die Passage wurde nur aus dem Vertragstext

gestrichen,  weil  sich  im  Nachhinein  im  Archiv  des  Stiftes  Aufzeichnungen  fanden,  dass  den

Kanonikerinnen selbst die Vergabe der Präbenden zustehe.71

66 So  zeigten  sich  auch  die  Münsteraner  Juristen  skeptisch:  solche  Wahlkapitulationen  sind  an  sich  selbst  nur
schwache  Waffen,  auch  auf  dem  Reichs  gerichtlichen  Kampfplaz.  Sie  führten  an,  dass  Maria  Kunigundes
Vorgängerin anscheinend  von ihrem Wahl-Eyde vom Pabste losgesprochen worden sei, vgl.  HSDü: EA 731, fol.
438f,  zitiert  nach  Küppers-Braun,  Frauen,  S.  28;  die  Stände  vertraten  die  Meinung,  dass  die  Kapitulationen
fortdauernd gültig seien, da sie nur die bestehende Grundverfassung bestätigten, vgl. Vries, Landtage, S. 114.

67 Ein solches Generalkapitel war im Übrigen in allen anderen Frauenstiften im Reich üblich, vgl.  Küppers-Braun,
Frauen, S. 33, Anm. 33.

68 Vgl.  Küppers-Braun, Frauen, S. 34f; HSDü: EA 730, fol. 413–430; zitiert nach Küppers-Braun, Frauen, S. 35;
vgl. für die dürren Aussagen zum Verhältnis der Stifter Landesgrundvergleich, S. 401f, Art. III, § 1f: Die Kapitel
seien voneinander ganz unabhängig.

69 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 403, Art. III, § 8f.
70 Landesgrundvergleich, S. 401, Art. III, § 1.
71 Vgl.  Küppers-Braun, Frauen, S. 33; vgl. für den Passus mit den Kanonikerpräbenden Landesgrundvergleich, S.

402, Art. III, § 5.
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Das Damenkapitel als Landstand

Und wenn dann auch Jemals eine Verwöhnte Herrschsucht sich […] zu neuen Versuchen einer
Ausdehnung über ihre Rechte sollte hinreißen lassen; so wird sie jenes entscheidende Wort des
Vergleichs, und die Eintracht der Stände wider sich finden…72

Schon in dem abschließenden Urteil der Münsteraner Juristen klingt an, dass die Stände im Konflikt

mit ihrer Landesherrin im Recht gesehen wurden. Dem Landesgrundvergleich oblag es, die Stellung

der Stände zu sichern. Dabei kam dem Damenkapitel als erstem Landstand die entscheidende Rolle

zu.73 In der Ordnung der Landtage zeigt sich die deutliche Überordnung des Kapitels über seine

beiden Mitstände. Während der Landtag selbst unter Vorsitz eines fürstlichen Kommissars in der

Kanzlei tagte, sollte die General Versammlung der Stände, in der sie sich über die Gegenstände des

Landtages  berieten,  unter  Direction des  Damenkapitels  in  deren  Räumlichkeiten  stattfinden.74

Dorthin  wurden  die  Deputierten  der  beiden  anderen  Landstände  geladen,  um  ihre  Voten  zu

Protokoll  zu geben.  Während die Kapitularinnen den Landtag mit  Bevollmächtigten beschicken

durften,  mussten die  anderen  beiden Stände durch wirkliche  Mitglieder  ihrer  Corpora  vertreten

werden.75 Auch wenn sich das  Landständische Votum aus der Stimmenmehrheit zusammensetzte,

hatte der erste Stand mehr als nur einen Ehrenvorrang. Der Landesgrundvergleich sieht ferner vor,

dass Angelegenheiten, die landständischer Zustimmung bedurften, aufgeschoben werden mussten,

wenn die anwesenden Kanonikerinnen kein Kapitel ausmachen76. Es wurde angenommen, dass es in

jedem Fall notwendig sei, die Damen zu informieren und anzuhören, während es die anderen beiden

Corpora betreffend keine entsprechende Regelung gab.

Dass das Damenkapitel eine herausragende Stellung unter den Landständen einnehmen sollte, war

bei  den  Verhandlungen  unstrittig.  Wesentlich  wichtiger  war  die  Frage,  wie  das  Verhältnis  von

Fürstin-Äbtissin und Landständen rechtlich verbindlich gestaltet werden sollte, um die bestenden

Konflikte zu lösen und zukünftige zu vermeiden. In den meisten strittigen Punkten wurde versucht,

einen Kompromiss zu finden, der alle Seiten zufrieden stellte. So wurde beschlossen, dass in der

Regel die Fürstin den Landtag einberufe, dieser aber auch durch die Mehrheit der Landständischen

Collegial Stimmen77 zusammentreten könne.  Landständische Versammlungen, bei denen über die

Vertheidigung ihrer Rechte oder Beschwerden gegen die Fürstin beraten werden, dürfen von der

72 HSDü: EA 731, fol. 442f, zitiert nach Küppers-Braun, Frauen, S. 29.
73 Nach landständischer Auffassung scheint das Kapitel schon immer erster Stand gewesen zu sein, auch wenn die

Fürstin diese Bezeichnung erst nach dem Vertrag durchgängig benutzt, vgl. Vries, Landtage, S. 41.
74 Vries berichtet, die Versammlungen hätten im Haus der Pröpstin stattgefunden, vgl. Vries, Landtage, S. 78.
75 Vgl.  Landesgrundvergleich,  S.  399,  Art  II,  §  5–9;  dieses Recht  hatten die  Stiftsdamen anscheinend  seit  dem

17. Jhd., vgl. Vries, Landtage, S. 42.
76 Landesgrundvergleich, S. 401, Art III, § 8; es sind also mindestens drei Damen notwendig.
77 Landesgrundvergleich, S. 398, Art II, § 5.
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Fürstin nicht behindert werden.78 Prozesse um Rechte des Stiftes darf die Fürstin-Äbtissin nur mit

Zustimmung der Landstände führen.79 Die besonders strittigen Kosten für die fürstliche Kanzlei und

das Justizwesen wurden penibel geregelt. So sollte das Land für  den Bau und den Unterhalt der

Gefängniße, die peinlichen Instrumente, die ganze Executions Kosten eines zum Tode verurteilten

und die Hälfte dieser Kosten eines zu einer anderen körperlichen Strafe verurteilten Mißethäters80

zahlen.  Ebenso  zahlte  das  Land  jährlich  für  die  Personalausgaben  der  fürstlichen  Kanzlei  266

Reichstaler und 40 Stüber,für Sachausgaben 430 Reichstaler.81

Der Vertrag formuliert so eine gegenseitige Abhängigkeit von Landständen und Landesherrin, die es

keiner Seite ermöglicht, ohne die Zustimmung des anderen in Landessachen zu handeln: 

Die Frau  Fürstinn kann eben  so  wenig  gegen  das Landständische  Votum handeln  als  die
Landstände ohne Ratification der Frau Fürstinn etwas bestimmen können.82

Im Folgenden wird genau definiert, in welchen Sachen landständische Zustimmung notwendig war:

Veraüßerungen  und  Beschwerungen  des  Landes,  was  die  Landesverfassung oder  Eigentum und

Rechte der Untertanen betrifft.83 Die Zustimmung der Landstände musste bei der Publikation der

Gesetze vermerkt werden. Auch alle Landesgeschäfte sollten nun mit ihnen verhandelt werden. Dies

meinte  nicht  nur  eine  Beratschlagung  im  traditionellen  Sinne  der  Landstände  als  fürstliche

Ratgeber.  Diese  Angelegenheiten  sollten  möglichst  ‚geschlichtet‘  werden,  man  sollte  zu  einem

Einvernehmen kommen.84 Außerdem sicherte  die  Fürstin  den  Landständen  zu,  was  sie  bei  der

Forstverordnung  verweigert  hatte,  nämlich  ihnen  eine  Abschrift  des  Gesetzes  zukommen  zu

lassen.85 Ferner konnte sich das Damenkapitel in der Berufung von Beamten weitreichende Rechte

sichern.86 Bei der Bestellung des Gerichtspersonals musste die Fürstin Vorschläge und Bedenken

der  Landstände  gegen  Kandidaten  zumindest  anhören.  Landrichter  und  Fiscal  durften  darüber

hinaus nicht mehr dem fürstlichen Rat angehören. Der Eid des Landrichters und der fürstlichen Räte

sollte,  anders  als  zuvor,  in  Zukunft  in  Gegenwart  des  Damenkapitels  abgenommen  werden.

Außerdem  wird  darin  aufgenommen,  dass  die  Beamten  gegen  des  Landes  Verfaßung  und

wohlhergebrachte Landes Gewohnheiten weder rathen noch handeln wollen“87 Damit wird deutlich

78 Vgl.  Landesgrundvergleich,  S.  401,  Art  III,  §  15,  solche  fanden  seit  der  Mitte  des  18.  Jhd.  nach  jeder
Kapitelssitzung statt, etwa 28 Mal pro Jahr, vgl. Küppers-Braun, Macht in Frauenhand, S. 47.

79 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 405f, Art IV, § 5; Art. V, § 4.
80 Landesgrundvergleich, S. 409, Art. VIII, § 9.
81 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 409, Art. VIII, § 8.
82 Landesgrundvergleich, S. 400, Art. III, § 11; diese gegenseitige Kontrolle wird auch in der Tatsache deutlich, dass

der Sekretär des Kapitels Teil der fürstl. Kanzlei gewesen zu sein scheint, vgl. Weigel, Studien, S. 129.
83 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 400, Art. III, § 17.
84 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 414, Art. XIII, § 1.
85 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 406f, Art. VI, § 6f.
86 Weigel zufolge hatte das Kapitel zuvor keinen Einfluss auf die Personalpolitik, vgl. Weigel, Studien, S. 128.
87 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 408, Art. VIII, § 3–6, Zitat § 5; zum Fiscal vgl. weiter Weigel, Studien, S. 145.
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auf die fürstlichen Räte angespielt, die der Fürstin-Äbtissin halfen, die landständischen Rechte zu

untergraben.

Um Verwöhnte Herrschsucht88 zum Nachteil der Stände zu verhindern, sieht der Vertrag zahlreiche

Schlichtungsmöglichkeiten  vor.  Ein  Konflikt  wie  bei  der  Forstverordnung  sollte  auch  dadurch

verhindert werden, dass innerhalb eines Jahres die verschiedenen Polizey Verordnungen gesammelt,

[und] daraus eine allgemeine Landes und Polizey Ordnung entworfen89 werden sollte. Diese sollte

vor  ihrer  Publikation  von  den  Ständen  gegengelesen  und  korrigiert  werden,  wodurch  die

Landstände  als  Kontrollinstanz  des  fürstlichen  Handelns  wirken. So sollte  auch  eine  fürstliche

Anordnung  suspendiert  werden,  wenn  die  Landstände  erachteten,  sie  hätte  ihrer  Zustimmung

bedurft, und dagegen vor einem Reichsgericht klagten.  Diese Suspension dürfe erst  aufgehoben

werden,  wenn das  Reichsgericht  ihre  Klage  abgewiesen habe.90 Außerdem sollte dauerhaft  eine

fürstliche  Kommission  und  eine  landständische  Deputation  eingerichtet  werden,  deren  einzige

Aufgabe es sein sollte,  alle entstehenden Irrungen vor ihrem Ausbruch durch freundschaftliches

Einverständniß  zu  heben91.  Im  Konfliktfall  sollten  die  Beteiligten  einen  Kompromiß  Richter92

wählen. Die Fürstin musste die Stände als gleichberechtigte Verhandlungspartner anerkennen.

Das  Damenkapitel  konnte  seinen  Anspruch,  umfassend  an  der  Landesherrschaft  teilzuhaben,

welchen die Fürstin während der Konflikte teilweise bestritten hatte, durchsetzen. Die Landstände

mussten  in  allen  Angelegenheiten,  die  das  Land  betrafen,  miteinbezogen  werden.  War  ihre

Zustimmung nicht nötig, mussten sie dennoch informiert und angehört werden.

Das Damenkapitel und die Untertanen

Die bisherige Analyse legt nahe, dass das Essener Damenkapitel seine Rolle als Landstand sehr

ernst nahm. In welcher Beziehung sich die gräflichen Prinzessinnen aber zu den Untertanen sahen,

wird  im  Landesgrundvergleich  nicht  deutlich.  Es  wird  schlicht  nicht  thematisiert,  was  einen

Landstand  ausmacht  und  wie  er  zu  den  übrigen  Untertanen  steht.93 In  den  Akten,  die  im

Zusammenhang mit dem Landesgrundvergleich entstanden sind, wird jedoch deutlich, dass sich die

88 Landesgrundvergleich, S. 415, Art. XIV, § 3.
89 Landesgrundvergleich, S. 415, Art. XIV, § 3.
90 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 406, Art. VI, § 6.
91 Landesgrundvergleich, S. 415, Art. XV, § 1.
92 Landesgrundvergleich, S. 415, Art. XV, § 1.
93 Die  existierende  ständisch-korporative  Verfassungsrealität  wird,  wie  in  der  Frühen  Neuzeit  nicht  unüblich,  als

legitime Ordnung nicht hinterfragt, vgl. Stollberg-Rillinger, Vormünder, S. 87. Barbara Stollberg-Rillinger legt aber
auch  dar,  dass  in  Zeiten  der  Verfassungsdiskussionen  im  Umfeld  der  französischen  Revolution  und  anderen
Aufstandsbewegungen am Ende des 18. Jhd. begonnen wird, eben jene Ordnung zu hinterfragen und es scheint
verwunderlich,  warum  sich  dies  nicht  in  dem  Essener  „Grundgesetz“  widerspiegelt,  vgl.  Stollberg-Rillinger,
Vormünder,,  S.  140–155,  so  gab  es  bspw.  in  Mainz  1787  eine  Verfassungsdiskussion,  vgl.  Stollberg-Rillinger,
Wahlkapitulation, S. 389–403.
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Essener  Landstände  als  Repräsentanten  des  Landes  sahen.94 Ein  Gutachten  der  Duisburger

Juristenfakultät von 1792 über den Streit um die Kosten des Schloss- und Kanzleiausbaus nennt die

Essener Stände Wächter vor die Freyheiten der Unterthanen und Vormünder95. Diese Sicht teilten

die  Landstände.  Wogegen  sie  sich  entschieden  verwahrten,  war  die  Titulierung  Ausschuss der

Untertanen durch die Fürstin,96 weil gerade das Damenkapitel, welches sich ja aus reichsgräflichen

Prinzessinnen zusammensetzte, nicht als Teil der Untertanen angesehen werden wollte, sondern als

Teil der Obrigkeit. Dies verdeutlicht auch ihr Bestreben, sich deutlich von den Untertanen, auch von

dem Landadel, ständisch abzugrenzen.97

In dem Vertrag äußert sich dieses Verhältnis in dem symbolischen Erfolg der Landstände, die Bau-,

Wald- und Handdienste der Untertanen abzuschaffen.98 Indirekt kommt das Selbstverständnis als

Vormünder außerdem  in  Finanzfragen  zum  Ausdruck.  Die  Landessteuer  konnte  nur  mit

Einwilligung  der  Landstände  festgesetzt  werden,  das  heißt,  die  Fürstin  konnte  also  ohne

Bewilligung der Stände die Steuern weder erhöhen noch  zum Nachtheil der übrigen Untertanen

nachlaßen.99 Zum Wohl der Landeseinwohner sollte die Steuersumme möglichst niedrig gehalten

werden.  Auf  dem  letzten  Landtag  des  Stiftes  1798,  dem  einzigen  nach  Inkrafttreten  des

Landgrundvergleichs,  votierten  alle  drei  Stände geschlossen  dafür,  die  Landessteuern  auch  von

allen Befreiten,  also Adel,  Klerus und Beamten, einzuziehen, um die Steuerlast  für die übrigen

Untertanen  zu  senken.  Sie  vertraten  schlussendlich  mit  Mosers  Worten  die  Ansicht,  für  die

gesammte Landes-Innwohnerschafft zu sprechen, so das was man auf einem allgemeinen Land-Tag

beschliesset [wurde], eben so angesehen wird, als wann die sammtliche Landes-Eingesessene Mann

vor Mann darein bewilliget hätten…100.  Was als Landesausgabe galt,  die mit den Landessteuern

bestritten  werden  durfte,  ist  im  Vertrag  genau  festgelegt.101 Die  Steuerverwaltung  wurde  von

Ständen und Fürstin gemeinsam geführt und finanziert. Der zuständige Beamte, der Landrezeptor,

wurde von der Fürstin eingesetzt, nachdem die Stände ihr zwei Personen vorgeschlagen hatten. Er

94 Bspw. appellierte die Fürstin immer wieder an die Stände als Repräsentanten des Landes, vgl. Vries, Landtage, S.
149.

95 Gutachten  der  Duisburger  Juristenfakultät,  1792,  HSDü:  EA 7a,  fol.19,  zitiert  nach  Vries,  Landtage,  S.  150,
Anm. 22.

96 Vgl. Vries, Landtage, S. 151.
97 Zum Selbstverständnis des Damenkapitels als reichsadlige Korporation vgl. Küppers-Braun, Frauen, S. 39f, 267–

275,  besonders S. 267, 275; Vries behauptet,  die  Kapitularinnen hätten sich selbst als  Untertanen gesehen, vgl.
Vries, Landtage, S. 150; leider lässt sein Quellenbeleg nicht darauf schließen, in welchem Zusammenhang und von
wem diese Sichtweise eingebracht  wurde. Landstände galten im 18. Jahrhundert  allgemein als  Untertanen,  vgl.
Moser, Neues teutsches Staatsrecht, Bd. 13/1, S. 341; Stollberg-Rillinger, Vormünder, S. 81.

98 Diese wurden anscheinend nicht mehr benötigt, vgl. Landesgrundvergleich, S. 413, Art. XI, § 7.
99 Landesgrundvergleich, S. 410, Art. X, § 1.
100 Moser, Neues teutsches Staatsrecht, Bd. 13/1, S. 716.
101 Dazu zählen Reichs- und Kreislasten, die Kosten zur Erlangung, Ausübung und Verteidigung der Landeshoheit und

teilwiese der abteilichen und stiftischen Rechte, was im Interesse das Damenkapitels lag, sowie ein Teil der Kosten
für das Justizwesen und die fürstliche Kanzlei.  Letzteres stellt  ein besonderes Zugeständnis der Landstände dar,
waren diese doch zuvor besonders umstritten gewesen; vgl. Landesgrundvergleich, S. 410f, Art. X, § 1,7.
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durfte sich weder in den Diensten der Fürstin noch in denen der Kapitel und Landstände befinden.

Über die Landeskasse wachte ein ‚Rechner‘, der die jährliche Landesrechnung erstellte und allen

Vertragsparteien rechenschaftspflichtig war.102

Obwohl der erste Landstand nicht dem Stiftsgebiet entstammte und vielfach nicht einmal dort lebte,

kann beobachtet werden, dass sich die Stände für die Untertanen einsetzten. So galten sie de Vries

zufolge geradezu als ‚Beschwerdestelle‘ gegen die Fürstin-Äbtissin, besonders, wenn eine direkte

Appellation an diese erfolglos geblieben war.103

Von fürstlicher Seite erkannte man diesen Anspruch der Landstände weitgehend an,104 aber gerade

der  Selbstsicht  des  Damenkapitels,  Repräsentant  der  Untertanen  zu  sein,  stand  man  skeptisch

gegenüber.  Stattdessen  dachten  die  fürstlichen  Bevollmächtigten  diese  Rolle  besonders  der

Ritterschaft zu, da die Kapitel manchmal andere Interessen hätten als das Land, da die Kapitulare

oft nicht aus dem Territorium stammten und die Damen sich darüber hinaus die meiste Zeit nicht

einmal im Stift aufhielten.105 Hier konnten Kapitel und Fürstin anscheinend nicht zu einer Einigung

gelangen.  Stattdessen  mussten  die  Damen  Maßnahmen  zustimmen,  die  den  Einfluss  der

Einheimischen  sichern  sollten:  Ritterschaftliche  Güter,  die  die  Fürstin,  ein  Kapitel  oder  das

fürstliche Waisenhaus erworben hatten,  sollten auf  den Landtagen nicht  stimmberechtigt  sein.106

Außerdem wurde in dem Vertrag erstmalig festgelegt, dass die Mitglieder des Kanonikerkapitels

aus dem Stiftsgebiet stammen sollten.107

Fazit

Das gräfliche Damenkapitel des Stifts Essen vermochte im Konflikt mit der Fürstin-Äbtissin seine

herausragende Stellung zu behaupten und zu bekräftigen. Im Landesgrundvergleich verortet sich

das Damenkapitel selbst als Wahrer der Verhältnisse im Stift und die anderen Parteien erkennen

dieses Selbstverständnis schlussendlich an. Im Stift kam dem Kapitel die einflussreiche Stellung zu,

die  Äbtissin  zu  wählen,  deren  Wahlkapitulation  auszuhandeln  und  somit  das  ‚Herkommen‘  zu

verteidigen  und  sogar  die  Landeshoheit  zu  vergeben,  auch  wenn  letzteres  in  der  endgültigen

Vertragsversion  nicht  mehr  eindeutig  zu  erkennen  ist.  Den  Kanonikern  räumten  sie  dabei  nur

102 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 410f, Art. X, § 3–6; für die vorherigen Konflikte um die Beteiligung der Stände an
der Steuerverwaltung und der Bestellung des Landrezeptors vgl. Vries, Landtage, S. 106–108. 

103 Vgl.  Vries, Landtage, S. 149f. Zahllose Beispiele wie sich die Stände für die Untertanen eingesetzt hätten finden
sich ebenda, S. 152–154; bspw. 1691 gegen den Handel der Juden, vgl. Vries, Landtage, S. 112.

104 Im  fürstlichen  Vorschlag  für  den  Landesgrundvergleich  heißt  es,  dass  die  Landstände  die  Rechte  der
Landeseinwohner beschützen, vgl. Vries, Landtage, S. 148.

105 Vgl. Vries, Landtage, S. 149 Anm. 17.
106 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 401, Art III, § 13; außerdem wird der Ritterschaft selbst überlassen, ob vormalige

Mitglieder  des  Landstandes,  u.a.  die  Städte  Essen  und  Steele,  zugelassen  werden  sollen,  vgl.
Landesgrundvergleich, S. 398, Art II, § 2.

107 Vgl. Landesgrundvergleich, S. 402, Art III, § 4.
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geringe Mitsprache ein. In der Titulierung als erster Landstand sahen die hochadligen Frauen mehr

als  einen  bloßen  Ehrenvorrang  vor  Kanonikern  und  Ritterschaft.  Vielmehr  sahen  sie  sich  als

zentrale Ansprechpartnerinnen für die Fürstin in allen Landesangelegenheiten. Sie forderten für die

Landstände ein,  umfassend an der Landesherrschaft  zu partizipieren.  Gegenüber den Untertanen

galten  das  Kapitel  und  die  Landstände  als  Repräsentanten  und  Vormünder.  Wie  genau  diese

Repräsentationsfunktion, die die Fürstin primär der Ritterschaft zuschrieb, von den verschiedenen

Seiten, den Landständen, der Fürstin und den Untertanen, genau verstanden wurde, bedarf weiterer

Untersuchungen. Kleimann-Balke zufolge ist diese starke politische Stellung des Kapitels auch der

Grund für seine schnelle Aufhebung durch Preußen 1803.108

Abschließend ist festzustellen, dass die konstitutionell festgelegte Herrschaft von Frauen in Essen,

mag sie den Zeitgenossen noch so kurios erschienen sein, nicht in Frage gestellt  wurde. Ob die

Weiblichkeit des Kapitels überhaupt eine Rolle gespielt hat, beantworten die behandelten Quellen

allerdings  nicht.  Noch  kurz  vor  der  Säkularisation  bekräftigten  die  Essener  Damen  so  ihren

Anspruch auf Teilhabe an der Herrschaft. Andere Damenstifte harren ihrer Erforschung.109

108 Kleimann-Balke, Claudia:  Gleich nach ihrer Ankunft wurde … der preußische Adler vom Rathhause und in der
fürstl. Burg aufgepflanzt … Die Säkularisation in Stift und Stadt Essen. In: Reform – Reformation – Säkularisation.
Frauenstifte in Krisenzeiten. Hrsg. v. Thomas Schilp. Essen 2004 (Essener Forschungen zum Frauenstift, Bd. 3), S.
201–222, hier S. 212–215; bezeichnend ist, dass 1804 besonders die Essener Bauernschaft dagegen protestiert habe,
vgl. Vries, Landtage, S. 30, sodass die neuen preußischen Behörden im November Militär anfordern mussten, vgl.
Küppers-Braun, Macht in Frauenhand, S. 200.

109 Ähnlich formulierte schon Press, Volker: Denn der Adel bildet die Grundlage und die Säulen des Staates. Adel im
alten Reich 1650–1750. In: Der ganzen Welt ein Lob und Spiegel.  Das Fürstenhaus Liechtenstein in der frühen
Neuzeit. Hrsg. v. Evelin Oberhammer. Wien, München 1990, S. 11–32, hier S. 22; hier sei nur erwähnt, dass sich
auch die Damen im landsässigen, niederadligen Damenstift Olsberg als „souveräne adlige Herrinnen“ sahen, Meier,
S. 100.
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Mobilisierung des amerikanischen Volks zum Eintritt in den 
Ersten Weltkrieg mithilfe von Bildpropaganda

Simone Stiehl

Zusammenfassung

Die vorliegende Untersuchung befasst sich mit der Fragestellung, wie es der US-Regierung unter
Präsident Woodrow Wilson nach Jahren der Neutralität 1917 gelingen konnte, eine multikulturelle
Bevölkerung von der  Notwendigkeit  eines  amerikanischen  Eintritts  in  den  Ersten  Weltkrieg zu
überzeugen.  Es  wird  davon  ausgegangen,  dass  die  staatliche  Bildpropaganda  durch  die
Suggestionskraft der Bilder einen wichtigen Beitrag dazu leistete, die mehrheitliche Zustimmung
der  US-Bürger  zu  gewinnen,  was  letztlich  auch  die  Totalisierung  dieses  Krieges  verdeutlicht.
Exemplarisch  wird  an drei  Postern  des  Committee  on  Public  Information und  der  U. S.  Food
Administration gezeigt, wie die Konstruktion von Feindbildern und das Einbinden von Kindern und
Emigranten dazu beitragen konnten,  den patriotischen Geist  des  Betrachters und das  Bild  einer
nationalen Einheit zu wachzurufen.

Abstract

This study analyses how, after years of neutrality, the government of the USA managed to convince
their multicultural society that an American entry into the First  World War was necessary.  It  is
presumed  that  the  suggestive  power  of  the  state  run  poster  propaganda  greatly  contributed  to
winning the approval of the majority of Americans,  which resonated in the United States’ total
mobilization. Three  posters  of  the  Committee  on  Public  Information and  the  U.  S.  Food
Administration are used to demonstrate how the enemy was represented and how the inclusion of
children and emigrants helped to evoke a patriotic spirit as well as an idea of national unity in the
observer.

Résumé

L’étude suivant traite la question de savoir comment le gouvernement américain, après des années
de neutralité, a réussi à convaincre un peuple multiculturel de la nécessité de l’entrée américaine
dans la Première Guerre mondiale en 1917. Il est à supposer que la propagande de l’Etat a contribué
énormément à gagner le consentement de la majorité des citoyens américains ce qui explique aussi
la totalité de cette guerre. On va montrer par trois images exemplaires de la Committee on Public
Information et de l’U. S. Food Administration comment la construction des idées qu’on se faisait
sur l’ennemi et l’inclusion des enfants ainsi que des émigrants ont aidé à susciter un sentiment
patriotique chez l’observateur et aussi l’idée de l’unité nationale.
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Einleitung

Über zweieinhalb Jahre gelang es Präsident Woodrow Wilson mit seiner Politik der Neutralität, die

USA aus  dem Ersten  Weltkrieg herauszuhalten,  der  bis  zu diesem Zeitpunkt  an  Brutalität  und

Zerstörungswut seinesgleichen suchte. Über die fatalen Auswirkungen eines industriellen Kampfes

war die amerikanische Öffentlichkeit informiert.1 Deshalb stellt sich die Frage, warum es gelingen

konnte, ein Volk für diesen Krieg zu mobilisieren, bei dem es bislang die Rolle des unbeteiligten

Beobachters2 innehatte.  In  dieser  Untersuchung  wird  davon  ausgegangen,  dass  die  staatliche

Bildpropaganda, v. a.  getragen von den Behörden  Committee on Public Information3 und  U. S.

Food Administration,4 einen wichtigen Beitrag dazu leistete, die mehrheitliche Zustimmung der US-

Bürger für die Beteiligung am Ersten Weltkrieg zu gewinnen. Die psychologische Beeinflussung

war wichtig, da die Gesellschaft im Frühjahr 1917 noch immer nicht von der Notwendigkeit eines

Kriegseintritts, der am 6. April desselben Jahres erfolgte,  überzeugt war.5 Mehr als alle anderen

Nationen  zusammengenommen  veröffentlichte  die  US-Regierung  Plakate,  um  ihre

Gesamtbevölkerung zu erfassen,6 was ihren Erfolg begründete7 und die Totalisierung des Krieges

deutlich macht.8

Aus der günstigen Quellenlage der online zugänglichen  National Archives-Sammlung wurde eine

Auswahl  getroffen,  die  sich  auf  1917  beschränkt,  da  das  CPI erst  ab  diesem  für  die

Meinungsbildung  entscheidenden  Zeitpunkt9 seine  umfassende  Öffentlichkeitsarbeit  aufnahm.

Problematisch  an  diesen  Bildquellen  ist,  dass  es  keine  exakte  Datierung  gibt.  Zudem  ist  der

Aussagegehalt beschränkt, da nicht sicher messbar ist, welchen Einfluss Bildpropaganda tatsächlich

auf die Handlungsentscheidungen der Zeitgenossen haben konnte, da Meinungsumfragen fehlen.10

Für  unterschiedliche  Themengebiete11 werden  Poster  beispielhaft  mithilfe  der  ikonographischen

Methode untersucht, die auf einer Bildbeschreibung und anschließenden -deutung basiert.

1 Vgl. Collins, S. 21 und Wüstenbecker, S. 233.
2 Einige Historiker verweisen darauf, dass die Haltung der USA seit Ausbruch des Kriegs nicht als neutral gelten

könne, da sie aus ökonomischen und kulturellen Gründen den Alliierten näher stünden als den Mittelmächten. Vgl.
Bass, S. 2, Leonhard, S. 692f. und Doenecke, S. 288.

3 Im Folgenden als CPI abgekürzt.
4 Im Folgenden als USFA abgekürzt.
5 Vgl. Wüstenbecker, S. 223 und Collins, S. 3.
6 Vgl. Tunc, S. 199. Das dies kaum mit demokratischen Prinzipien vereinbar war, kann hier nicht weiter ausgeführt

werden. Vgl. dazu Axelrod, S. 60-63.
7 Vgl. Collins, S. 2 und Ponder, S. 539.
8 Vgl. Rawls, S. 12.
9 Rawls, S. 14.
10 Vgl. Collins, S. 4.
11 Die zentralen Themen der Bildpropaganda umfassen laut Alan Axelrod Folgendes: Erhaltung von Nahrungsmitteln,

Unterstützung der Truppen und des Roten Kreuzes sowie die Werbung für Kriegsanleihen. Vgl.  Axelrod, S. 142.

Auf das Themenfeld des Roten Kreuzes wird verzichtet, da diese Plakatkampagnen erst 1918 verstärkt eingesetzt
wurden.
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Mobilisierung der Massen durch Bildpropaganda

Aufruf zur Rekrutierung

Das Poster mit dem Titel Destroy this mad brute - Enlist - U.S. Army (Abb. 1) wurde vom Künstler

Harry Hopps vermutlich im Jahr 1917 geschaffen. Es zeigt im Bildvordergrund einen Gorilla, der in

seiner  rechten  Hand  eine  Keule  mit  der  Aufschrift  Kultur hält,  während  er  mit  der  anderen,

ebenfalls blutverschmierten Hand eine Frau umfasst. Auch von der Keule des Affen tropft Blut. Mit

weit aufgerissenen Augen und Maul,  aus dem Speichel tropft,  blickt  der Gorilla den Betrachter

direkt an. Der starre Blick, der mit dem Adjektiv mad aus dem Titel in Verbindung gebracht werden

kann, und die scharfen Zähne wirken bedrohlich. Auf dem Kopf trägt der Affe eine Pickelhaube, die

mit der Aufschrift Militarism versehen ist. Der nach oben gekräuselte Bart des Gorillas erinnert an

Kaiser  Wilhelm  II.  und  erscheint  lächerlich  und  grotesk,  da  er  dem  Affen  menschliche  Züge

verleiht. Die Frau mit den wallenden blonden Haaren hält sich die Augen zu. Sie wird nur von

einem blauen Tuch umhüllt. Ihr Oberkörper ist entblößt und bildet mit der weißen Hautfarbe einen

Kontrast zum Hintergrund, der in verschiedenen Blautönen gestaltet ist. Schwarze Schemen, die die

Ruinen einer Stadt andeuten, spiegeln sich im Wasser. Der Boden, auf dem der Affe steht, ist von

Wellenlinien durchzogen, weshalb er einem Strand ähnelt. Obwohl der Gorilla einige Buchstaben

verdeckt, kann man am Boden den Schriftzug America erkennen.

Der Gorilla symbolisiert aufgrund der Pickelhaube die Deutschen und charakterisiert sie damit als

wilde Bestien.  Die entmenschlichte Darstellung des Feindes,  wie sie hier praktiziert wurde,  war

eines der Mittel der Bildpropaganda, um den Krieg zu rechtfertigen.12 Das, was die Deutschen für

„Kultur“ halten, wird von ihren Gegnern als steinzeitliche Keule verspottet. Sie trägt dazu bei, die

Zerstörungswut des preußischen Militarismus zu verstärken, womit möglicherweise die deutschen

Intellektuellen kritisiert werden sollen, die sich z. B. im Aufruf der 93 An die Kulturwelt  für die

deutsche Kriegführung engagierten.13 Typisch für die Propaganda dieser Epoche ist zudem, dass der

Kriegsgegner  als  Aggressor  dargestellt  wird,  was das  Bild  von der  eigenen  Nation aufwertet.14

Aufgrund des Wahnsinns, der über den starren Blick angedeutet wird, verwandelt sich das Tier in

eine unkontrollierte Bestie, die ein Feld der Vernichtung hinter sich lässt. So können die zerfallenen

Überreste der Stadt im Hintergrund für die zerstörten Städte in Europa stehen, wobei die Ruine

Ähnlichkeiten mit der Kathedrale von Reims aufweist. Doch dieses Plakat vermittelt, dass es sich

nicht  um eine  Bedrohung handelt,  die  auf  den  europäischen  Kontinent  beschränkt  bleibt:  Der

Gorilla befindet sich auf amerikanischen Boden und scheint den Betrachter angreifen zu wollen,

12 Vgl. Tunc, S. 197.
13 Vgl. Bruch, S. 356f.
14 Vgl. Jeismann, S. 199.
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was seine feindliche Gesichtsmimik erkennen lässt. Die junge Frau in seinem Arm könnte eine

Allegorie Europas darstellen, da ihr Gewand und das wallende Haar an den Mythos der von Zeus in

Gestalt eines Stieres entführten Europa erinnern. Auch im Mythos trug das wilde Tier seine Beute

über  das  Meer.  Die  Frauenfigur  des  Posters  lässt  den  Affen  noch unmenschlicher  und brutaler

wirken, da sie sich nicht wehren kann. Deshalb ruft das Plakat Beschützerinstinkte im Betrachter

wach, die nicht nur auf den Beistand in Europa bezogen werden können, sondern auch auf den

Schutz des eigenen Landes. Da das Poster zum Militärdienst auffordert, ist es wahrscheinlich, dass

diese sexualisierte Darstellung der „Frau in Not“ vor allem Männer ansprechen soll. So erweckt es

nicht  nur die Aufmerksamkeit  des Betrachters:  Es liefert  ihm zugleich Informationen, indem es

vorgibt,  dass  eine  Invasion durch das Deutsche Reich bevorstehen könnte.  Die Darstellung des

Meeres könnte auch an den Lusitania-Vorfall vom Mai 1915 erinnern, der von der amerikanischen

Öffentlichkeit  mehrheitlich  als  unzivilisierter  Akt  gegen  die  Menschlichkeit  wahrgenommen

wurde,15 da ein deutsches U-Boot das Passagierschiff ohne Vorwarnung versenkte. Bei dem Angriff

starben auch 128 amerikanische Staatsbürger.16 Dass das  Schiff neben Zivilisten auch Munition

beförderte,  verschwieg  die  zeitgenössische  Presse  jedoch  überwiegend.17 Diese  Versenkung

bewirkte  einen  ersten  Gesinnungswandel  einiger  Amerikaner,  da  der  uneingeschränkte  U-Boot-

Krieg der Deutschen als  Provokation wahrgenommen wurde,  die den Nationalstolz empfindlich

berührte und die Rechte der Nation auf freien Seehandel einschränkte.18 Private Institutionen wie

die  National  Security  League wurden  gegründet  und  riefen  die  Regierung  zur  sofortigen

Bereitmachung zum Krieg auf,19 um Europa beizustehen und den Erhalt der westlichen Zivilisation

zu garantieren.

Anhand dieses Plakats zeigt  sich,  dass Bilder in diesem „Kulturkrieg“20 bedeutsam sind, da sie

„Ereignisse  abbilden  und  zugleich  deren  Bedeutung  prägen.“21 Mit  diesem  Poster  trug  die

amerikanische  Propaganda  dazu  bei,  ein  Feindbild  vom  Deutschen  zu  schaffen  bzw.  vorher

bestehende  Ängste  vor  einer  Invasion  wachzurufen.  Daran  wird  deutlich,  dass  es  ein  Ziel  der

Propaganda war, die Bevölkerung durch das Wachrufen von Ängsten eher zu manipulieren, statt

über die tatsächliche Lage zu informieren.22 Die fehlende unmittelbare Bedrohung aufgrund der

geographischen Distanz zu Europa erschwerte es den USA, ihre Kriegsbeteiligung zu begründen.

Eine  Gefahr  für  das  eigene  Territorium durch  die  Mittelmächte,  wie oft  durch  Bildpropaganda

15 Vgl. Rawls, S. 105.
16 Vgl. Keene, S. 14f.
17 Vgl. Axelrod, S. 57.
18 Vgl. Rawls, S. 105; Keene, S. 15 und Bass, S. 1.
19 Vgl. Rawls, S. 105.
20 Vgl. Krumeich, S. 18.
21 Vgl. Bruendel, S. 84.
22 Vgl. Collins, S. 13.

84



suggeriert  wurde,  bestand  nicht.23 Doch  indem  die  Bildpropaganda  die  Angst  vor  dem  Feind

verstärkte, versuchte sie, ihre Rezipienten davon zu überzeugen, dass der Krieg gerechtfertigt sei.24

Zudem  sollte  die  Inszenierung  eines  gemeinsamen  Feindes  die  Einheit  der  amerikanischen

Bevölkerung  stärken,  gleichgültig,  welcher  Nation  man  ursprünglich  angehörte.25 Die

Feindbildpropaganda  wirkte  sich  äußerst  negativ  gegenüber  vermeintlich  unpatriotischen

Mitbürgern aus und beschleunigte die Amerikanisierungsbewegung.26 Viele Deutschamerikaner, die

etwa  9%  der  Gesamtbevölkerung  ausmachten,  verließen  das  Land,  da  man  sie  der  Illoyalität

gegenüber den USA verdächtigte.27 Udo Sautter  vermerkt,  dass  die  Hasspropaganda des  Ersten

Weltkriegs noch Jahre später in der amerikanischen Gesellschaft fortbestanden habe.28 Sie schränkte

zudem die Handlungsmöglichkeiten der Außenpolitik ein, indem die wachgerufenen Gefühle einen

diplomatischen Ausweg aus dem Krieg behinderten.29

Aufruf zur Zeichnung von Kriegsanleihen

Das 1917 anonym angefertigte Plakat mit dem Titel My daddy bought me a government bond of the

Third  Liberty  Loan  -  Did  yours? (Abb.  2)  zeigt  ein  junges,  weißes  Mädchen,  das  ein  Blatt

bedrucktes Papier fest an seinen Körper presst. Es lächelt und trägt eine adrette rote Schleife. Das

Mädchen scheint gut genährt zu sein und hat rote Wangen. Es trägt ein einfaches weißes Kleid mit

Spitzeneinsätzen. Die Bildunterschrift ist passend zur Schleife rot, nur die Wörter  Third Liberty

Loan setzen sich mit  der  schwarzen Farbgebung davon ab, was durch die mittige Setzung und

Großbuchstaben noch verstärkt wird.

Die Frage des Schriftzugs Did yours? scheint direkt von dem Mädchen an den Betrachter gestellt zu

werden, da es die einzige Bezugsperson ist, auf die sich die vorherige Feststellung beziehen könnte.

Damit appelliert das Poster sehr eindringlich an das Gewissen seiner Rezipienten, was oftmals von

Propaganda beabsichtigt wurde.30 Denn wenn sich ein kleines Kind schon von seinem Vater eine

Kriegsanleihe kaufen lässt, statt Süßigkeiten oder Spielzeug zu erbitten, fühlt sich eine erwachsene

Person womöglich dazu veranlasst, ebenfalls die Kriegführung seiner Nation zu unterstützen, indem

sie sich an der Kriegsfinanzierung beteiligt. So betrachtet spricht das Plakat weniger Kinder an,

obwohl dies zunächst angenommen werden könnte, sondern deren Eltern. Ross Collins bestätigt,

23 Vgl. Wüstenbecker, S. 233.
24 Vgl. Pastor, S. 7.
25 Vgl. Keene, S. 35.
26 Da das amerikanische Volk aufgrund der zahlreichen Einwanderer äußerst heterogen war, versuchte die Regierung,

die Einwanderungsgesellschaft über patriotisches Gedankengut zu einer Einheit werden zu lassen und somit innere
Unruhen zu verhindern, die durch unterschiedliche Sympathien mit den Herkunftsländern entstehen könnten. Vgl.
Wüstenbecker, S. 217, S. 219 und S. 235.

27 Wüstenbecker, S. 220.
28 Vgl. Sautter, S. 347.
29 Vgl. Jeismann, S. 198f.
30 Vgl. Kingsbury, S. 10.
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dass  Kinder  in  der  amerikanischen  Propaganda  gezielt  eingesetzt  wurden,  um  Erwachsene  zu

manipulieren.31 Auch  Celia  Kingsbury  geht  davon  aus,  dass  Frauen  und  Kinder  oft

instrumentalisiert wurden, um zu zeigen, wofür man kämpfen oder Anleihen kaufen sollte.32 Das

Mädchen  erweckt  zudem  den  Eindruck,  unschuldig  und  von  den  Grausamkeiten  des  Krieges

verschont zu sein, was durch das weiße Kleid angedeutet wird, da Weiß in der westlichen Kultur als

Farbe  der  Unschuld  gilt.  Dies  kann  dazu  führen,  dass  die  Beschützerinstinkte  des  Betrachters

geweckt werden. Implizit wird suggeriert, wofür der Krieg geführt wird: um den eigenen Kindern

eine friedliche Zukunft zu sichern und sie vor den Schrecken des Krieges zu bewahren. Mit der

kindlichen  Sprache  dieses  Plakats  wird  jedoch  auch  klar,  dass  das  Mädchen  wohl  kaum

Vorstellungen  darüber  hat,  was  der  Erwerb  einer  Kriegsanleihe  bzw.  Krieg  im  Allgemeinen

bedeutet. Die grausame Kriegsrealität wird dadurch verharmlost, was Bildpropaganda, die Kinder

thematisierte  oder  adressierte,  häufig  bezweckte.33 Dennoch  freut  sich  das  Mädchen,  womit

angedeutet wird, dass es die Kriegsanleihe für etwas Gutes hält. Typisch propagandistisch daran ist,

dass Bilder manipuliert werden, um den Krieg als gute und unterstützenswerte Sache erscheinen zu

lassen.34 Über  die  Investition  in  Kriegsanleihen  wurden  die  US-Bürger  zudem  persönlich  am

Kriegsverlauf beteiligt.35 In den USA sei die Öffentlichkeit stark einbezogen worden, was Jennifer

Keene  von  erfolgreichen  Anleihekampagnen  ableitet,  die  insgesamt  21,4  Milliarden  Dollar

einbrachten.36 Indem man den ersten Teil des Begriffs war loan durch liberty ersetzte, wurde nicht

nur ein amerikanisches Ideal aufgerufen, sondern auch dem Krieg Sinn verliehen. Ein Kampf für

die Verteidigung der Freiheit diente zur Rechtfertigung der nationalen Kriegführung. Wie bereits

erwähnt, war eine Invasion in Amerika durch die Deutschen unwahrscheinlich. Deshalb war es eine

wichtige Aufgabe der Propaganda, die Verteidigung ideeller Werte zu inszenieren, was an diesem

Beispiel deutlich wird.

Der Spitzeneinsatz am Kleid des Mädchens lässt darauf schließen, dass es sich um ein Kind aus

einer eher wohlhabenden Familie handelt, die zumindest der bürgerlichen Mittelschicht angehört.

Obwohl  zunächst  Betrachter  aller  sozialen  Schichten  und  Ethnien  angesprochen  sein  können,

scheint sich das Poster v. a. an Weiße aus der bürgerlichen Mittel- und Oberschicht zu wenden. Dies

begründet  sich  vermutlich  dadurch,  dass  Angehörige  dieser  Schichten  eher  einen  Beitrag  zur

Kriegsfinanzierung  leisten  konnten.  Tanfer Tunc  zufolge  gehörte  es  zum

Amerikanisierungsprogramm,  dass  die  Bildpropaganda  hauptsächlich  weiße,  protestantische

31 Vgl. Collins, S. 13.
32 Vgl. Kingsbury, S. 9.
33 Vgl. Kingsbury, S. 9.
34 Vgl. Keene, S. 34.
35 Vgl. Keene, S. 32.
36 Vgl. Keene, S. 32.
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Amerikaner angelsächsischen Ursprungs zeigte und somit zur Norm erklärte.37 Es diente dazu, die

heterogene  Gesellschaft  Amerikas  als  eine  stabile  Einheit  darzustellen,  obwohl  dies  zur

„undemokratische[n] Unterdrückung ethnischer Differenzen“ führte.38 Schon zu Beginn des Ersten

Weltkriegs fürchtete die US-Regierung eine Spaltung des multikulturellen Volks, da etwa ein Drittel

der  Einwohner  einen  Migrationshintergrund  aufwies  und  daher  mit  den  jeweiligen

Ursprungsländern sympathisierte.39 Dies, so Katja Wüstenbecker, sei der eigentliche Grund für die

langanhaltende Neutralität gewesen.40

Verhaltensregeln bezüglich Nahrungsmittel

Aufgrund der  Lebensmittelknappheit  in  Europa sahen  sich  die  USA verpflichtet,  ein  effektives

System zu finden,  ihre Verbündeten mit  Nahrungsmitteln zu versorgen.41 Gleichzeitig sollte  die

USFA verhindern,  dass  in  den  USA ein  ähnliches  Massenhunger-Phänomen  entstand  wie  in

Europa.42 Ihr Vorteil lag darin, die US-Bürger in ihrem Zuhause zu erreichen, indem menschliche

Grundbedürfnisse  angesprochen  wurden.43 Das  auf  Freiwilligkeit  basierende  Konzept  zum

Einsparen von Nahrungsmitteln entsprach dem amerikanischen Ideal der individuellen Freiheit und

war sehr erfolgreich.44 Auch die Amerikanisierung wurde von der USFA vorangetrieben: Indem sich

die Migranten an der nationalen Einsparungskampagne beteiligten, leisteten sie ihren Beitrag zum

Erhalt von Demokratie und Freiheit, da Hunger nichts als Wahnsinn hervorbringen könnte, so wie

es den Deutschen oftmals unterstellt wurde.45

Das Poster mit dem Titel  Food will win the war - You came here seeking freedom, now you must

help to preserve it  -  Wheat is needed for the allies -  waste nothing (Abb.  3), das der Künstler

Charles Edward Chambers 1917 schuf, entstand als Auftrag der USFA. Es greift das Motto46 dieser

Behörde  auf,  das  behauptete,  dass  das  Verfügen  über  Lebensmittel  den  Ausgang  des  Krieges

entscheiden würde. Im Bildvordergrund befinden sich auf der rechten Seite eine ältere Frau mit

rotem Kopftuch, die einen Korb eingepackter Waren trägt, und ein Mann, der eine Hand auf den

Korb  der  Frau  gelegt  hat.  Mit  der  anderen  Hand  deutet  er  auf  die  linke  Bildseite,  auf  der

ansatzweise eine Anlegestelle und ein daran befestigtes Schiff zu sehen sind. Im Hintergrund sieht

man  die  aus  den  weißen  Nebeln  der  Großstadt  herausragende  Freiheitsstatue.  Über  diesem

37 Vgl. Tunc, S. 204.
38 Vgl. Leonhard, S. 696.
39 Vgl. Sautter, S. 339 und Ferrell, S. 8.
40 Vgl. Wüstenbecker, S. 219.
41 Vgl. Rawls, S. 112f.
42 Vgl. Ponder, S. 540.
43 Vgl. Ponder, S. 539.
44 Vgl. Ponder, S. 540.
45 Vgl. Tunc, S. 203. Vgl. auch oben, Kapitel Aufruf zur Rekrutierung.
46 Vgl. Ponder, S. 544.
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Monument spannt sich ein Regenbogen in den Farben rot, weiß und blau. Die Stadt leuchtet den

noch auf einem Schiff befindlichen Menschen in einem warmen Gelbton entgegen, während ihr

eigenes Schiff schwarzen Rauch absondert. Hinter den beiden Figuren im Vordergrund befinden

sich fünf weitere Personen, die unterschiedliche Kopfbedeckungen und Trachten tragen, was darauf

hindeutet, dass es sich um Einwanderer verschiedener Herkunft handeln könnte. Einer der Männer

schwenkt seine Mütze der Stadt entgegen. Das Schiff auf der linken Bildseite scheint mit dem der

Einwanderer verbunden zu sein, da seine Taue zu ihnen hinüber reichen.

Die Schriftzüge stellen eine Beziehung zwischen Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft her, da

daran erinnert wird, dass die Einwanderer kamen (came), um in Amerika friedlich leben zu können.

Der erste Satz beschreibt eine Zukunftsperspektive, da durch Nahrungsmittel der Krieg gewonnen

wird (will win). Die Gegenwart zeigt sich im letzten Teil, da die ehemaligen Immigranten dazu

aufgefordert werden, sich gegenwärtig (now) daran zu beteiligen, den Frieden zu bewahren. Zudem

wird  daran  gemahnt,  dass  derzeit  Weizen  von  den  Alliierten  benötigt  wird,  weshalb  an  das

amerikanische  Volk  und  v.  a.  an  die  Bürger  mit  Migrationshintergrund  appelliert  wird,  keine

Lebensmittel zu verschwenden. Der Mann im Vordergrund scheint mit seiner Geste die ältere Dame

aufzufordern, ihre Waren an das links wartende Schiff abzuliefern. Folglich impliziert das Plakat,

dass  jeder  dazu  beitragen  kann,  den  Krieg  positiv  zu  beeinflussen.  Das  Poster  schließt  die

ehemaligen  Migranten  somit  in  die  nationale  Gemeinschaft  ein  und  vermittelt  ein  Gefühl  der

Solidarität  mit  der  neuen  Wahlheimat,  die  mithilfe  der  Goldtöne  idealisiert  wird.  Mit  der

Darstellung der Freiheitsstatue wird zugleich ein Nationalsymbol aufgerufen und der amerikanische

Wert der Freiheit angesprochen. Während es bei der Einreise von Migranten um deren individuelle

Freiheit  geht,  wird  mit  dem  Appell  deutlich,  dass  ein  universelleres  Gut  betroffen  ist,  das

individuelle und nationale Freiheit einschließt, aber durch den Hinweis auf die Alliierten auch die

Freiheit  Europas  anklingen  lässt.  Ein weiteres  Nationalsymbol  befindet  sich  in  den Farben des

Regenbogens, die der US-Flagge entsprechen. Mit der Einreise geraten die Einwanderer in diesem

Poster unter die amerikanische Flagge, was ihre nationale Zugehörigkeit verändert. Über nationale

Symbole versucht die Bildpropaganda, den Patriotismus und Nationalstolz der Wahl-Amerikaner zu

wecken.47 Zudem soll so die multikulturelle amerikanische Gesellschaft geeint werden.48

47 Vgl. Rawls, S. 25.
48 Vgl. Collins, S. 24.
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Fazit

Die Untersuchung hat ergeben, dass die amerikanische Bildpropaganda versuchte, die Bevölkerung

von  der  Notwendigkeit  einer  Beteiligung  am  Krieg  zu  überzeugen.  Dabei  wurden  nicht  nur

Feindbilder vom „unzivilisierten Deutschen“ geprägt, sondern auch Kinder eingebunden, um an die

Moral  der  Erwachsenen  zu  appellieren.  Zudem  wurde  auch  die  multikulturelle

Einwanderungsgesellschaft einbezogen, um den nationalen Zusammenhalt zu stärken. Durch das

Wachrufen starker Gefühle wie Angst, Hass, Solidarität oder Beschützerinstinkte sollen persönliche

Betroffenheit und Sorge um das nationale Wohl beim Betrachter ausgelöst werden. Wie effektiv

dies gelang, kann jedoch nur schwer festgestellt  werden, da womöglich mehrere Faktoren daran

beteiligt  waren, die  US-Bürger  für den Ersten Weltkrieg zu mobilisieren.  Die Posterkampagnen

stellen zudem nur einen Teilbereich dar, der den Propagandisten zur Verfügung stand, um das Volk

zu beeinflussen. Für ein facettenreicheres Bild bedarf es weiterer Untersuchungen. Dennoch ist ihre

Bedeutung nicht zu unterschätzen: Die Propagandakampagne brachte tiefgreifende Veränderungen

für  die  amerikanische  Gesellschaft,  da  sie  über  subtile  Botschaften  die  individuelle

Meinungsbildung mitbeeinflussen konnte, was im Zweiten Weltkrieg fortgesetzt werden sollte.
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Anhang Abbildungen

Abbildung 1: Destroy this mad brute Enlist – U.S. Army – 1917

Urheber: Hopps, Harry R. (1869–1937)

Quelle: http://commons.wikimedia.org/wiki/File:Harry_R._Hopps,_Destroy_this_mad_brute_Enli
st_-_U.S._Army,_03216u_edit.jpg?uselang=de 

Lizenz: Public Domain
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Abbildung 2: My daddy bought me a government bond of the Third Liberty Loan - Did yours? – 
1917

Urheber: unbekannt

Quelle: http://commons.wikimedia.org/wiki/File:
%22My_daddy_Bought_Me_a_Governement_Bond_of_the_Third_Liberty_Loan._Did_Y
ours%22_-_NARA_-_512633.tif?uselang=de 

Lizenz: Public Domain
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Abbildung 3: Food will win the war – You came here seeking freedom, now you must help to 
preserve it – Wheat is needed for the allies – waste nothing – 1917

Urheber: Charles Edward Chambers (1883–1941)

Quelle: http://commons.wikimedia.org/wiki/File:
%22Food_will_win_the_war._You_came_here_seeking_Freedom._You_must_now_help_
to_preserve_it._WHEAT_is_needed_for_the_allies_-_NARA_-_512499.jpg?uselang=de

Lizenz: Public Domain
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